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602. Vorwort
Die vorliegende Dissertation ist das Ergebnis einer Reihe
glücklicher Zufälle. Zuerst der Tatsache, daß der Eiserne
Vorhang früher als erwartet gefallen ist, so daß ich die Ge-
legenheit hatte, meine Heimat in Richtung Westen zu verlassen
und mich an der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschu-
le in Aachen immatrikulieren zu lassen. Das zweite für mich
glückliche Moment war die Bekanntschaft mit Prof.Dr.Dr.h.c.
Winfried Böttcher, dem mein ganz herzlicher Dank gilt. Seine
unkonventionellen Ideen und wissenschaftliche Vorstellungen
waren und sind immer ein Vorbild für diejenigen, die in der
Wissenschaft das Niveau der bloßen Literaturinterpretation
überspringen wollen, um etwas wirklich kreatives und origi-
nelles leisten zu können. Die Idee, den Prozeß des Absterbens
des Nationalstaates zu analysieren war das Ergebnis eines der
zahlreichen Gespräche mit Prof. Böttcher, wobei ich mich be-
reit erklärt habe, dem Nationalstaat „ein Begräbnis erster
Klasse“, wenigstens in der Theorie vorzubereiten.
Ich bedanke mich bei PD Dr. Manfred Schmitz für seine kon-
struktiv-kritischen Anmerkungen. Dankbar bin ich auch Univ.-
Prof.Dr. Klaus Dorner, der mir zahlreiches Material zu den
wirtschaftlichen Aspekten des zu erforschenden Phänomens zur
Verfügung gestellt hat, ohne das interdisziplinäre Herangehen
wäre die Dissertation unvollkommen und einseitig. Prof.Dr.Dr.
Bjorn Paape danke ich für die Möglichkeit, einige der hier
vertieften Gedanken in einer Schriftenreihe des „Deutschen
Universitätsverlag“ im vorhinein zu veröffentlichen.
7Danken möchte ich auch der Deutschen Post AG, weil ohne die
Arbeit im Briefzentrum Aachen das Promotionsvorhaben sich
nicht finanziell realisieren ließ.
Ob das Vorhaben, den Transformationsprozeß des National-
staates und seine Auswirkung auf die Integrationsdynamik der
EU zu analysieren gelungen ist, überlasse ich dem kritischen
Leser.
Aachen, im September 2001 Emil Popov
81. Problemstellung
In der folgenden Arbeit wird der Versuch unternommen, den
Prozeß des Absterbens des Nationalstaates als Determinante
der europäischen Integration zu analysieren. Der Zerfall der
alten Strukturen in der Realität hat in seiner Dynamik das
Denkvermögen der Menschen überholt. Die von der Wissenschaft
erwartete Analyse der Prozesse kommt entweder zu spät oder
ist unvollständig. Andererseits kann die Theorie als model-
lartige Darstellung der Realität, kaum ihre Vielfältigkeit
beschreiben. Dennoch hat sie als Abstraktion die Aufgabe, die
allgemeinen Gesetzmäßigkeiten der Transformation des Natio-
nalstaates im Kontext des europäischen Integrationsprozesses
zu erforschen.
Zu dem so formulierten Forschungsthema gehören folgende Pro-
blemkomplexe: Genesis des Staates, resp. des Nationalstaates;
Entstehungs- und Legitimationsmodelle; Staatsnation versus
Kulturnation; Nationalstaat und Informationsgesellschaft;
wirtschaftliche Transnationalisierung; „Europa der Bürger“
als Modell im Vergleich zum „Europa der Nationalstaaten“;
Souveränität und Identität der osteuropäischen Transformati-
onsländer; Integrationsdynamik der EU und Transformation des
Nationalstaates; Finalität des europäischen Einigungsprozes-
ses und nationalstaatliche Interessen.
Die Analyse der so formulierten Problemkomplexe wird durch
folgende Leitfragen weiter konkretisiert: Die erste Gruppe
von Fragen bezieht sich auf das Wesen des Staates bzw. des
9Nationalstaates: Warum ist der Staat als politische Organisa-
tionsform entstanden? Welche Legitimationsgründe sind uns be-
kannt und sind sie heute immer noch relevant? Was hat sich im
Wesen des Staates nach der Französischen Revolution von 1789
verändert? Ist das ursprüngliche Ziel des Nationalstaates,
die Rahmenbedingungen für eine freie Entwicklung des Indivi-
duums zu schaffen, schon überholt? Wird die positive Auffas-
sung des Nationalstaates nur auf die Vergangenheit reduziert?
Warum wird die Ideologisierung des Nationalstaates und des
Nationalbewußtseins - der Nationalismus- im 19. Jh. als eine
liberal-demokratische und im 20. Jh. als eine antidemokrati-
sche Erscheinung gedeutet? Sind Nationalbewußtsein und demo-
kratische Gesinnung Gegensätze? Wenn die nationalstaatliche
Struktur heute als Anachronismus erscheint, heißt das, daß
der Nationalstaat ein Irrweg der geschichtlichen Entwicklung
war?
Die zweite Gruppe von Fragen bezieht sich auf den europäi-
schen Integrationsprozeß: Wenn der Nationalstaat nur eine Va-
riante der geschichtlichen Verwirklichung von Staatlichkeit
ist, kann man dann erwarten, daß er von einer Art europäi-
scher Staatlichkeit in Form supranationaler Organe ersetzt
wird? Sind nationalstaatliche Interessen und das europäische
Allgemeininteresse miteinander vereinbar? Wie kann man die
überholte Struktur des Nebeneinanders von Nationalstaaten
schrittweise umformen? Wie wird Europa nach dem Ende der Na-
tionalstaaten aussehen? Wird der supranationale Föderalismus
Oberhand gewinnen; wird der regionale Partikularismus domi-
nierend sein oder sind beide miteinander kompatibel? Ist die
Renaissance des Nationalstaates in Osteuropa ein Be-
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weis für seine Existenzfähigkeit? Ist der Nationalstaat nach
dem Zusammenbruch des Systems in Osteuropa zum dominierenden
Ordnungsprinzip auf Dauer geworden? Warum sehnt sich Westeu-
ropa nach Einheit und gleichzeitig wird der Partikularismus
in Osteuropa unterstützt? Diese Fragen bilden nur einen
kleinen Teil der umfangreichen Problematik.
Trotz der zahlreichen Publikationen zu den Themen: Nation -
Staat - Nationalstaat - Integration, fehlt immer noch ein
allgemein anwendbares Modell, das nicht nur die Zusammenhänge
zwischen einzelnen Phänomenen erklärt, sondern auch für Zu-
kunftsprognosen geeignet ist. Wegen der zahlreichen Problem-
konstellationen und unbeantworteten Fragen ist die Analyse
des Prozesses der Transformation des Nationalstaates als De-
terminante der europäischen Einigung ein schwieriges Gebiet,
deshalb ist ein interdisziplinäres Herangehen bei der Suche
nach Antworten erforderlich. Die theoretische Reflexion er-
fordert konkret folgende wissenschaftliche Methoden:
• die dialektische Methode: Prozeß des „Werdens“ des Natio-
nalstaates als Phänomen, Gegensätze, Negation der Negation,
These - Antithese - Synthese;
• induktive und deduktive Forschung des Phänomens;
• hypothetische Erklärung von Tatbeständen in der Realität
des Integrationsprozesses;
• Ist - Soll - Analyse;
• systemtheoretische Betrachtungsweise der inter- und supra-
nationalen Transaktionen;
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• zukunftsorientierte Analyse anhand der in der Gegenwart zu
erkennenden Tendenzen, Finalität des Prozesses - Prognosen.
Ausgangspunkt dieser Untersuchung bildet folgende Arbeitshy-
pothese, auf die sich die vorliegende Darstellung anhand von
Belegmaterial stützt: Der Staat ist als Produkt der Gesell-
schaft auf einer bestimmten Entwicklungsstufe zu betrachten,
als eine aus der Gesellschaft hervorgegangene, aber sich über
sie stellende, sich ihr mehr und mehr entfremdende Macht.1 Der
Staat als „übernatürliche Fehlgeburt der Gesellschaft“2 er-
füllt seine historische Mission und stirbt unter bestimmten
gesellschafts-ökonomischen Bedingungen ab und der National-
staat als Variante der geschichtlichen Verwirklichung von
Staatlichkeit stellt in dieser Hinsicht keine Ausnahme dar.
Die Transformation des Nationalstaates determiniert die su-
pranationalen Tendenzen im europäischen Integrationsprozeß.
Im Mittelpunkt des Unterkapitels 2 1 stehen die Entstehungs-
und die Legitimationsmodelle des Staates. Während die Entste-
hungsmodelle nur kausale, auf der Basis tatsächlicher histo-
rischer Ereignisse Erklärungen liefern, beschäftigen sich die
Legitimationsmodelle mit den Rechtfertigungsgründen der Exi-
stenz des Phänomens „Staat“. Wichtig ist dabei die Leitfrage,
ob es gesellschaftliche Ziele gibt, die nur durch den Staat
realisierbar sind und ob die Realisierung dieser Ziele wich-
tiger ist als die Einschränkung der Freiheit der den Staat
gründenden Individuen. Ziel der Analyse in diesem Kapitel ist
es zu beweisen, daß an einem bestimmten Punkt der Entwicklung
der Gesellschaft der Staat zum Hindernis wird, in dem er sei-
ne Legitimitätsgründe verliert und so obsolet wird. Das Un-
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terkapitel 2 2 beschäftigt sich mit der Genesis des National-
staates als historische Variante der Staatsidee. Die zwei
diametralen Definitionen des Begriffs „Nation“ als Staatsna-
tion oder als Kulturnation spielen für die weitere Untersu-
chung eine wichtige Rolle, wobei der durch die Französische
Revolution geprägte Begriff Staatsnation oder Willensgemein-
schaft dem archaischen Begriff der Kultur- oder Abstammungs-
nation in seiner Aussagekraft deutlich überlegen ist.
Unterkapitel 2 3 untersucht das Verhältnis „Nationalstaat -
Integration“. Weiter bei der historischen Genesis des Phäno-
mens bleibend, stellt man fest, daß der Nationalstaat auch
seinerseits eine Phase der Integration war, indem er die mit-
telalterlichen zerstückelten Fürstentümer und Territorien
vereinigen konnte. In einem durch das Gesetz der „Negation
der Negation“ zu beschreibenden Prozeß verwandelte sich aber
der Nationalstaat im Laufe einer dialektischen Metamorphose
in ein Hindernis der weiteren, bereits supranationalen Inte-
gration. Eine Transformation der nationalstaatlichen Struktur
scheint an einem bestimmten Punkt der Entwicklung als unver-
meidbar. So stellt sich die Frage nach dem Wesen des Trans-
formationsprozesses des Staates, nach seinen Grundtendenzen
und nach seinen Auswirkungen, die im Unterkapitel 3 1 dis-
kutiert werden.
Der Prozeß des Absterbens des Staates und des Absterbens des
Nationalstaates als seine geschichtliche Verwirklichung ste-
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hen im engen Zusammenhang miteinander, so daß die Analyse der
Transformation des Staates kein Selbstzweck ist. Weiter wird
das Verhältnis Staat - Gesellschaft erörtert. Als ein von der
Gesellschaft zur Wahrung ihrer Interessen geschaffenes Organ,
emanzipiert sich der Staat und stellt sich präordinär und als
entfremdete Macht der Gesellschaft gegenüber. Zu den Leitthe-
men dieses Kapitels gehört auch das Verhältnis zwischen Staat
und Demokratie. Während die Demokratie als Herrschaftsform
ohne den Staat nicht denkbar ist, so läßt sich Demokratie als
Lebensform innerhalb des traditionellen Staates nicht reali-
sieren. Die Rücknahme der Staatsgewalt durch die Gesell-
schaft, die Wiederherstellung der subordinären Stellung des
Staates gegenüber der Zivilgesellschaft ist gleichzeitig die
erste Phase seiner Transformation. Die zweite Phase, der ei-
gentliche Prozeß des Absterbens des Staates vollzieht sich
von der Phase der ursprünglichen Regierung über Personen bis
zur Phase der Verwaltung von Sachen und Leitung von Produkti-
onsprozessen, die nicht mehr den hochpolitisierten Staatsap-
parat benötigen. Die menschliche Gesellschaft, die schon lan-
ge vor der Gründung des Staates existiert hat, in der die
Formel „Gesetz und Freiheit ohne Gewalt“ realisiert war,
kommt wieder als Alternative in einer poststaatlichen Ent-
wicklung.
Der zentrale Untersuchungsgegenstand des Unterkapitels 3 2
ist die anachronistische nationalstaatliche Souveränität. Die
Schwierigkeit, das Souveränitätskonzept mit der Realität in
Einklang zu bringen, resultiert aus der fehlenden Fähigkeit
des Nationalstaates, seine Souveränität nach innen und nach
außen zu bewahren. Die Souveränität nach außen wird
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stark durch die zunehmende materielle Vernetzung der Staaten
begrenzt. Die Souveränität nach außen stellt nicht mehr die
Voraussetzung für die Existenzfähigkeit eines politischen Sy-
stems dar, sie kann sogar seine Lebensfähigkeit gefährden.
Die Souveränität nach innen ist durch die mehr oder weniger
autonome Teilsysteme der Gesellschaft begrenzt. Weiter wird
in diesem Kapitel die Problematik der Regionalisierung und
der „abgestuften Souveränität“ erörtert.
Die Herausforderungen des Nationalstaates in der Informati-
onsgesellschaft werden im Unterkapitel 3 3 analysiert. Der
Nationalstaat als eine der Industriegesellschaft adäquate
Form verliert im Züge des Übergangs zur Informationsgesell-
schaft seine ursprüngliche Bedeutung. Mit dem Übergang zur
Informationsgesellschaft wurde die räumliche Distanz so rela-
tiviert, daß das Staatsgebiet als Wirkungsfeld früherer sou-
veräner Herrschaft heute mit der restlichen, früher weit ent-
fernten Welt eng verbunden ist. Verschiedene Kulturen und un-
terschiedliche Entwicklungsstufen berühren sich und existie-
ren in einer neuen räumlichen und zeitlichen Dimension. Die
nationalstaatlich determinierte Außenpolitik verfügt nicht
über die Ressourcen, solche Prozesse zu steuern, als Ersatz
entwickelt man in der Theorie der Begriff „Weltinnenpolitik“.
Ohne die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Aspekte des
Prozesses der Transformation des Nationalstaates, ohne die
gegenseitige Ergänzung von Politik- und Wirtschaftswissen-
schaft wäre die vorliegende Analyse einseitig und unvollkom-
men, weil nur ein interdisziplinäres Herangehen es ermög
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licht, die Vielseitigkeit des Phänomens zu erfassen. Die
wirtschaftliche Transnationalisierung, der Übergang von Na-
tionalökonomie zur Weltökonomie im Züge der Globalisierung
sind die zentralen Punkte des Kapitels 4.
Nachdem am Anfang des Unterkapitels 4 1 eine Begriffserklä-
rung des Prozesses der Globalisierung vorgenommen wird, geht
es weiter um die Weltmarktintegration durch Handel und Kapi-
talexport. Besondere Bedeutung wird auch der Rolle der trans-
nationalen Konzerne beigemessen. Als Akteure auf der interna-
tionalen Szene übertreffen sie in ihrer Wirtschaftskraft be-
deutende Nationalstaaten und sogar Staatengruppen. Durch sta-
tistische Daten wird illustriert, wie geschwächt der Natio-
nalstaat im Vergleich zum ökonomischen Potential der
transnationalen Konzerne aussieht.
Der dynamische Prozeß der wirtschaftlichen Globalisierung ist
in seinen Dimensionen am besten auf den internationalen Geld-
und Finanzmärkten ausgeprägt. Die Rolle der von den National-
staaten unabhängig agierenden internationalen Finanzzentren
wird im Unterkapitel 4 2 analysiert. Die Geld- und Fi-
nanzsphäre hat sich von den Einflußmöglichkeiten einzelner
Nationalstaaten emanzipiert. Eine geschlossene Nationalökono-
mie mit autonomer Geld- und Finanzpolitik ist heute nicht
mehr denkbar.
Im folgenden Unterkapitel 4 3 wird der Zusammenhang zwischen
dem Prozeß der Globalisierung und der Krise des Fordismus
analysiert. Mit dem Ende des Fordismus, verstanden als eine
Periode der kapitalistischen Entwicklung, die durch eine na
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tionalstaatliche Regulierung auf der Basis institutionali-
sierter Kompromisse zwischen Kapital und Arbeit gekennzeich-
net ist, verliert der Nationalstaat einen wichtigen Einfluß-
bereich: die Beschäftigungspolitik. Der Nationalstaat steht
unter Druck, eine höhere Beschäftigung und dementsprechend
soziale Stabilität zu garantieren, und gleichzeitig durch
Konsolidierung des Staatshaushaltes, die Wettbewerbsfähigkeit
in der globalisierten Welt zu erhöhen.
Nachdem man die historischen, die politischen und die wirt-
schaftlichen Aspekte des Prozesses des Absterbens des Natio-
nalstaates analysiert hat, versucht man in den Kapiteln 5 bis
7 den Abstraktionsgrad zu senken, indem man konkret dessen
Auswirkungen auf die europäische Einigung projeziert.
Im Kapitel 5 wird das Modell „Europa der Bürger“ als Alterna-
tive zum „Europa der Nationalstaaten“ erörtert. Der im Mit-
telpunkt des Unterkapitels 5 1 stehende Begriff „Europa der
Bürger“ als Finalitätsvision ist nicht mit dem in der europa-
politischen Reformdebatte häufig vorkommenden Begriff zu ver-
wechseln. Gemeint sind hier nicht die Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Images der Union, vielmehr wird hier „Europa der
Bürger“ als Emanzipation einer europäischen Zivilgesellschaft
von den beschränkenden Rahmen der europäischen Nationalstaa-
ten verstanden.
Der Prozeß der Formierung einer „bewußten europäischen Iden-
tität“ bei den Bürgern wird in einer gleichzeitig in
Deutschland, in Belgien und in den Niederlanden durchgeführ-
ten Umfrage empirisch untersucht. Die Ergebnisse der Umfrage
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dienen als Grundlage des Unterkapitels 5 2, indem das Ver-
hältnis Nationale Identität - Supranationalität analysiert
wird. Weiter wird im Unterkapitel 5 3 die Leitfrage gestellt,
welche Faktoren die Akzeptanz der europäischen politischen
Ordnung beeinflussen können? Die Akzeptanz eines demokratisch
legitimierten europäischen Integrationsprozesses hängt we-
sentlich davon ab, inwiefern sich das Gefühl einer europäi-
schen Identität unter den Bürgern entwickelt hat. Dabei ist
zu erwähnen, daß Akzeptanz und Legitimität keine identischen
Begriffe sind: die Akzeptanz einer politischen Ordnung bedeu-
tet nicht, daß sie legitim ist. Jede legitime politische Ord-
nung bedarf aber immer eines gewissen Maßes an Akzeptanz sei-
tens der Bürger. Die Akzeptanz seitens des Bürgers wird durch
den Stellenwert der Menschenrechte im Verfassungsprozeß de-
terminiert. Mit der Magna Charta im Jahre 1215 begann in Eu-
ropa die Diskussion um die Menschenrechte, was der Anfang ei-
ner langen Tradition bildete.
Die Rolle des Nationalstaates in Osteuropa und die osteuro-
päischen Integrationsperspektiven angesichts der bevorstehen-
den Osterweiterung werden im Kapitel 6 behandelt. Unterkapi-
tel 6 1 geht auf den Transformationsprozeß im MOE-Raum und
deren Auswirkungen auf die Reform der Europäischen Union ein.
Als grundlegend kann man hier die These bezeichnen, daß im
gesamteuropäischen Aspekt der Osten den Westen auch verändert
hat. Im Unterkapitel 6 2 werden die Optionen der EU- und der
MOE-Staaten dargestellt. Hier wird zu zeigen versucht, welche
der Entwicklungsszenarien sich als realistisch erweisen kön-
nen. Besondere Bedeutung wird der Problematik
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der institutionellen Folgen der Osterweiterung beigemessen,
was das Hauptthema des Unterkapitels 6 3 ist.
Unterkapitel 7 1 setzt sich mit dem politikwissenschaftli-
chen Begriff „Interesse“ auseinander. Die nationalstaatlichen
Interessen, die im Prozeß der europäischen Einigung nach wie
vor eine dominierende Rolle spielen, stellen ein Hindernis
für die weitere Integration dar. Die durch die nationalstaat-
lichen Interessen determinierte Politik der Mitgliedsländer
und deren Unvereinbarkeit mit den hoch gesetzten Zielen in
der ereignisreichen Periode nach dem Zweiten Weltkrieg bis
1949 sind Thema des Unterkapitels 7 2. Das Scheitern der Ver-
suche, die Vision eines neuen Europa zu realisieren war ein-
deutig ein Verlust für die Idee, eine europäische Gesell-
schaftsstruktur demokratisch von unten aufzubauen und ein Ge-
winn für ein Europa der schon längst nach zwei Weltkriegen
obsolet gewordenen Nationalstaaten.
Der Versuch einer zukunftsorientierten Prognose der weiteren
Entwicklung Europas wird anschließend im Unterkapitel 7 3 un-
ternommen. Überprüft wird die Wahrscheinlichkeit von drei
möglichen Entwicklungsszenarien für die Zukunft des Konti-
nents: Renationalisierung, neofunktionalistische Alternative
oder Föderation neuer Art. Besondere Aufmerksamkeit gilt der
dritten Möglichkeit, eine Föderation als lebendiges Phänomen
zu gestalten, die aus dem Zusammenschluß von Personen und
Gruppen und nicht aus zentralen gouvernementalen Akteuren
hervorgeht. So wird Föderalismus als ein dynamisches Prinzip,
das alle Bereiche menschlicher Tätigkeit umfaßt, definiert.
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2  Genesis des Staates, resp. des Nationalstaates
    2 1 Entstehungs- und Legitimationsmodelle des Staates
Im Unterschied zu den Legitimationstheorien, die nach Recht-
fertigungsgründen der Existenz des Staates suchen, liefern
die Entstehungsmodelle nur kausale Erklärungen, die auf der
Basis sich tatsächlich vollzogenen historischen Ereignisse
die Entstehung des Phänomens „Staat“ analysieren. Zu den hi-
storisch determinierten Entstehungsmodellen des Staates gehö-
ren: die Patriarchaltheorie, die Patrimonialtheorie und die
Machttheorien. Die historisch geprägten Entstehungsmodelle
des Staates kann man nur bedingt als Subniveau der Legitima-
tionstheorien betrachten und zwar, daß „nur unter der meta-
physischen Voraussetzung des Naturrechts, daß das Wirkliche
die Manifestation von Sinn und Zwecken sei, kann man im Wirk-
lichen einen Maßstab des Richtigen sehen.“ 1
Die Patriarchaltheorie erklärt, wie die Herrschaftsverbände
historisch aus Familien und Familienverbänden, Sippen, Stäm-
men entstanden sind. Die wesentliche Entwicklungshypothese
der Patriarchaltheorie besteht darin, daß aus den frühzeiti-
gen Formen gesellschaftlicher Organisation, deren Grundlage
die Verwandtschaft bildet (die Lineagen), sich Machtstruktu-
ren entwickelt haben, die nicht mehr nur die im engen Sinne
blutsverwandten Individuen umfassen, sondern ganze Völker-
schaften. Die aus der Bibel überlieferte Geschichte der Ent-
stehung von Völkern basiert auf der Annahme, daß die Bildung
einzelner Völker retrospektiv verfolgt, zu den Familienwur-
zeln, meistens väterlicherseits führt. 2
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Der Landbesitz als im Feudalismus bei der Herrschaftsbegrün-
dung wichtiger Faktor spielt nach der Patrimonialtheorie die
entscheidende Rolle bei der Entstehung des Staates. Das Ei-
gentum des Staatsherren, im Feudalsystem der König als
Obereigentümer am Grund und Boden, am Territorium begründet
seine Herrschaftsgewalt. Besitzverhältnisse konstituieren
sich „von Anfang an immer zugleich als zwischenmenschliche
Machtbeziehungen.“ 3
Unter Machttheorien als Erklärungsmuster zur Entstehung des
Staates versteht man sowohl die naturrechtliche, als auch die
empirisch-deskriptive Theorie. Die erste Theorie begründet
als Naturrecht die Herrschaft des Stärkeren über den Schwä-
cheren, wobei das Faktum der Ungleichheit der Menschen ins
Recht transformiert wird. Solche Auffassungen sind bei Platon
und später bei Spinoza in seinem Theologisch-politischen
Traktat (Kap.16) enthalten. Die zweite, die empirisch-
deskriptive Machttheorie, basiert auf der soziologischen Hy-
pothese, daß in jeder Gemeinschaft sich immer der Mächtige
durchsetzen kann und „daß hieraus der Staat erwachse als eine
in der Hand des Stärkeren und zu seinem Nutzen bestehende
Einrichtung. Modell für die Entstehung des Staates ist also
der Vorgang, daß eine Gruppe die Macht über eine andere Grup-
pe gewinnt und diese beherrscht.“ 4 Wenn sich die Herrscher-
gruppe innerhalb eines Stammes konstituiert, haben wir es mit
endogener Herrschaftsbegründung zu tun, wenn diese Gruppe von
außen als fremde Eroberungsmacht kommt, reden wir von exoge-
ner Herrschaftsbegründung.
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Der im Grunde der Machttheorien liegende Begriff „Macht“ be-
darf zuerst eine angesichts der Analyse nutzbare Definition.
Macht bedeutet nach Max Weber „jede Chance, innerhalb einer
sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben
durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht.“5 Unter
Macht versteht man also die Fähigkeit, das Verhalten anderer
nach dem eigenen Willen zu lenken. Im Umfang dieses Begriffs
liegt nicht nur der unmittelbare physische Zwang, sondern
auch der geistige Einfluß - in diesem Sinn kann das Charisma
einer Persönlichkeit zum Instrument der Macht werden. Die
Herrschaft stellt institutionalisierte Macht dar.
Der ethische Begriff der Legitimation impliziert den Nachweis
einer Berechtigung der Existenz des Staates als Phänomen, die
nicht einfach von einer bloßen Entstehungsgeschichte abzulei-
ten ist. „Es geht also darum, ob der Staat sich als vernünf-
tig und sittlich (oder auch theologisch) notwendig oder we-
nigstens berechtigt erweisen läßt, oder ob es sich um ein
bloßes Zufallsprodukt der Geschichte ... handelt, die es so-
bald wie möglich zu überwinden gilt“.6 Die Rechtfertigung-
stheorien gehen von der Hypothese aus, daß es bestimmte Ziele
gibt, die nur durch den Staat erreicht werden können, wobei
die Realisierung dieser Ziele wichtiger als die im Rahmen des
Staates existierende Einschränkung der Freiheit des Individu-
ums erscheint.
Der Begriff der Legitimation darf man nicht mit dem Begriff
der Akzeptanz gleichstellen, weil faktische Zustimmung nicht
unbedingt ethische Rechtfertigung bedeutet und umgekehrt -
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nicht jede ethische Rechtfertigung wird von faktischer Zu-
stimmung begleitet.
Die Analyse der einzelnen Legitimationsmodelle ist kein
Selbstzweck oder „Ziel an sich“, vielmehr dient sie dem in
dieser Arbeit angestrebten Versuch zu beweisen, daß an einem
bestimmten Punkt der Entwicklung der Staat, resp. der Natio-
nalstaat seine ursprüngliche Rechtfertigung verliert und zu
einem Hindernis für die Gesellschaft wird. Um die Frage zu
beantworten, wann dieser Zeitpunkt erreicht wird und welche
sind die Modelle des Zerfalls des Staates, braucht man zuerst
eine kurze theoretisch-historische Darstellung der einzelnen
Legitimationsmodelle.
Der Staat als Bedingung für die Entfaltung der
Persönlichkeit
Das Wesen dieses Legitimationsmodells besteht in der Behaup-
tung, daß der Mensch nur in der Gemeinschaft zur vollen Ent-
faltung seiner Persönlichkeit gelangen kann. Aristoteles
(384-322 v.Chr.), der die Formen der menschlichen Gemein-
schaft untersucht, wobei er die überlieferten Idealkonstruk-
tionen kritisiert 7, behauptet, daß der Mensch von Natur aus
ein geselliges Wesen - zoon politikon sei. „Wer aber nicht
in Gemeinschaft leben kann, oder ihrer, weil er sich selbst
genug ist, gar nicht bedarf, ist kein Glied des Staates und
demnach entweder ein Tier oder ein Gott. Darum haben denn al-
le Menschen von Natur in sich den Trieb zu dieser Gemein-
schaft...“ 8 Der Mensch ist aber nicht etwa nur ein Herden
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tier, als politisches Lebewesen ist er zugleich ein rationa-
les Lebewesen, und damit liegt nach Aristoteles das Ziel der
menschlichen Gemeinschaft im Bereich der bewußten Erkenntnis
von Gut und Böse, Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit.9
Nach Aristoteles gehört der Staat zu den von Natur aus beste-
henden Dingen. Ist aber das politische Leben im Rahmen des
Staates einfach ein natürliches Zusammenleben? Dieses Zusam-
menleben vollzieht sich nicht nur „im Sinne einer Naturnot-
wendigkeit, vielmehr im Sinne einer Naturfreiheit. Der Mensch
ist von Natur aus frei, um über das bloß soziale Leben zu ei-
nem politischen Leben zu gelangen. Wenn im natürlichen sozia-
len Leben dem Trieb wie dem Bedürfnis zur Geselligkeit nach-
gekommen wird, dann ereignet sich beim Übergang ins politi-
sche Leben gewissermaßen eine zweite Geburt des Menschen, die
Menschwerdung im Politischen, d.h. in der politischen Gemein-
schaft.“ 10
Die Angewiesenheit des Individuums auf die Gemeinschaft,
resp. auf den Staat, wird auch von Thomas von Aquin (1225-
1274) analysiert, wobei er als deren Ursache die mangelhafte
Anpassungsfähigkeit des Menschen in der Natur bezeichnet.11
Später erklärte Samuel Freiherr von Pufendorf (1632-1694) die
imbecillitas (Angewiesenheit auf andere) und die socialitas
(natürliche Neigung zur Gesellung) zur anthropologischen
Grundlage des Naturrechts und des Staates.12
Daß der Mensch in seiner Existenz auf die Gemeinschaft ange-
wiesen ist, bedeutet aber nicht, daß diese Form der Gemein-
schaft unbedingt der Staat sein muß.
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Der Staat als Friedensordnung
Die menschliche Gemeinschaft als Bedingung für die Entfaltung
der Persönlichkeit anzunehmen, läßt aber die Frage unbeant-
wortet, „ob der menschlichen Natur schon ein Gemeinwesen
schlechthin genüge oder eine mit Zwangsgewalt ausgestattete
Staatsgewalt erforderlich sei.“13 Platon (427-347 v.Chr.)
rechtfertigt die Gründung des Staates mit der Notwendigkeit,
die Menschen voneinander zu schützen.14 In dieser Tradition
bleibend, vertritt später Thomas Hobbes (1588 - 1679) die an-
thropologisch begründete These von dem im Naturzustand bösen
Menschen, dessen Instinkte man mit Hilfe der Staatsgewalt
bändigen muß, um „aus dem elenden Zustand eines Krieges aller
gegen alle gerettet zu werden.“15 Der weit in den Werken der
Klassikern der politischen Philosophie interpretierte Begriff
des Naturzustandes bedarf an dieser Stelle einer genaueren
Erklärung. Der Naturzustand „kann weder historisch noch als
ein ontisches Faktum angenommen werden. Man spricht von der
Fiktion des Naturzustandes.“16 Der Naturzustand ist also eine
Annahme, die nur der wissenschaftlichen Analyse dienen kann,
ohne historisch begründet werden zu müssen.
Zentrales Thema im Unterwerfungsvertrag laut der Interpreta-
tion von Thomas Hobbes ist die Selbsterhaltung, die Sicher-
heit des im Naturzustand durch die Aggressionen der anderen
bedrohten Individuums. Sicherheit ist gleichzeitig Resultat
und Ziel des Staates, sie geht aus Einigung und Unterwerfung
hervor. Für Hobbes bedeutet Naturzustand Krieg, der Staats
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zustand das Gegenteil - Sicherheit und Frieden. Im Naturzu-
stand sind „die natürlichen Objekte der Daseinsfristung und
Machtverfügung allen Menschen gemeinsam, da hierauf alle
gleicherweise angewiesen sind, muß sich ein Mensch gegen den
anderen richten und ihn bekämpfen. Der Willensantrieb eines
jeden Individuums ist von Natur egoistisch. Im menschlichen
Zusammenleben trifft eine Vielzahl von Egoismen zusammen.“17
Um die so differenzierte Interessenlage zu harmonisieren,
wird von Thomas Hobbes der Staat als Lösung interpretiert.
Betrachten wir aber die neu entstandene Machtkonstellation
nach der Gründung des Staates, so können wir feststellen, daß
zwei ungleiche Partner zurückbleiben: der mächtige Leviathan
und das unterworfene Individuum. „Der Mensch stellt hier ei-
nen Wechsel auf seine Zukunft aus, auf seine Zukunft als Bür-
ger. Er verzichtet auf die Naturrechte als Mensch, um aber
das Bürgerrecht der Sicherheit zu erhalten. Als Mensch struk-
turiert er sich um, indem er sein Menschentum, die Macht auf
einen anderen überträgt.“18
Für Hobbes sind Gesellschaftsvertrag und Unterwerfungsvertrag
identisch: das Volk existiert nach dem Vertragsabschluß als
Rechtspersönlichkeit nicht weiter, „es stirbt im Vertragsab-
schluß.“19 So modifiziert Hobbes die scholastisch-
naturrechtliche Lehre vom Gesellschaftsvertrag und dem ihm
gegenüberstehenden Herrschaftsvertrag, die von der These aus-
ging, daß eine Gesellschaft, bevor sie sich jemandem unter-
werfen kann, sich selbst rechtlich konstituieren muß. Am An-
fang muß „eine ursprüngliche consociatio stehen, ein Verei-
nigungsakt der ursprünglich isolierten Individuen, erst dann
kann auf einer zweiten Stufe der Unterwerfungs- oder
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Herrschaftsvertrag folgen.“20 Zu differenzieren sind also drei
Phasen:
• der status naturalis , Naturrecht.
• die bürgerliche Gesellschaft, Privatrecht.
• das politische Herrschaftsgefüge, Staatsrecht.
Hobbes überspringt die zweite Phase, indem er den Gesell-
schaftsvertrag mit dem Herrschaftsvertrag zusammenfallen
läßt. Der Bruch des Herrschaftsvertrags läßt die Individuen
sofort in den status naturalis zurückfallen, bellum omnium
contra omnes. Zwischen absoluter Anarchie und absoluter Herr-
schaft gibt es keinen Zwischenzustand.21 Die Ursache der Anar-
chie liegt in der Natur des Menschen - homo homini lupus -
so ist die absolute Herrschaft ein notwendiges Übel. Die Fra-
ge, unter welchen Bedingungen der Staat als obsolet er-
scheint, bleibt offen. Gibt es doch eine alternative Lösung?
Thomas Hobbes schließt nicht aus, daß es doch möglich wäre,
ohne die Staatsgewalt zu existieren. „Wollte man annehmen,
daß eine große Anzahl von Menschen, ohne einer allgemeinen
Obermacht unterworfen zu sein, Billigkeit und alle übrigen
Gesetze der Natur einmütig beobachtete, so müßte dies auch
von dem ganzen Menschengeschlecht gelten, und es wäre gar
keine bürgerliche Regierung nötig, weil die Menschen auch oh-
ne Oberherrn in Frieden leben würden“.22 Desto erstaunlicher
erscheint eine These von Martin Kriele in seiner „Einfüh-
rung in die Staatslehre“ daß „wir der staatlichen Zwangsge-
walt ... auch dann bedürfen, wenn wir alle guten Willens wä-
ren, den Gesetzen, Verwaltungsakten und Gerichtsurteilen zu
folgen. Der staatliche Zwangsapparat muß bereit stehen, auch
dann, wenn er nicht eingesetzt zu werden
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braucht. Den wir können vom Bürger nur erwarten, daß er das
Recht respektiert, wenn wir ihm garantieren können, daß auch
die Achtung seiner Rechte sichergestellt ist“ 23
Wir haben es hier auch mit einem egoistischen Menschentyp zu
tun, der nur dann das Recht der anderen Menschen akzeptiert,
wenn die Achtung seiner Rechte sichergestellt ist. Die Angst
aber, Opfer der Gesetzlosigkeit zu werden, erscheint als un-
begründet, weil alle guten Willens sind, den Gesetzen zu fol-
gen. So erweist sich die obengenannte Gedankenkonstruktion
von Martin Kriele als nicht plausibel, weil:
• einerseits alle freiwillig bereit sind, den Gesetzen zu
folgen;
• sich gleichzeitig der Einzelne bedroht fühlt, Opfer der
Mißachtung der Gesetze zu werden. Unbeantwortet bleibt die
Frage, woher diese Bedrohung kommt, die bei Kriele die
Rechtfertigung der Existenz des Staates darstellt?
Martin Kriele versucht zu beweisen, warum der Staat nicht ab-
sterben kann. Es wäre sinnvoll aber in diesem Zusammenhang
noch einmal auf die Frage zurückzukommen, warum der Staat als
Phänomen entstanden ist? Vielleicht sind in der Genesis des
Staates die Wurzeln seiner Unsterblichkeit zu finden? Wenn
wir in der Tradition des Konservatismus bleiben wollen, so
erscheint es uns als sinnvoll, die Vertragstheorie von Thomas
Hobbes in Betracht zu ziehen, die ebenso von einem im Natur-
zustand bösen, egoistischen Menschentyp ausgeht, der unbe-
dingt den allmächtigen Leviathan braucht, um seine eigenen
Instinkte zu bändigen und so zu überleben. Die Menschen
schließen einen „Unterwerfungsvertrag“ untereinander zu Gun-
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sten eines Dritten (Herrscher). Der Mensch verzichtet auf die
natürliche Freiheit, die zu einem zügellosen Existenzkampf
führt, um das Bürgerrecht der Sicherheit zu erhalten. Hobbes
bestreitet aber nicht die Tatsache, daß die Individuen zu
bloßen Untertanen des Leviathans degradieren. Der Staat ist
aber das kleinere Übel im Vergleich zu den Verhältnissen des
Naturzustands. Aus der Analyse von Hobbes folgt also, daß der
Staat nur dann seine geschichtliche Rechtfertigung hat, wenn:
1. Der Mensch von Natur aus böse und aggressiv ist.
2. Die Gefahr des Rückkehrs in den Naturzustand unmittelbar
und akut ist. (Hier war Thomas Hobbes offensichtlich von den
grausamen und chaotischen Zuständen seiner Epoche beein-
flußt).
Warum brauchen wir aber (nach dem Zitat von Kriele) den Staat
auch dann, wenn alle guten Willens sind, den Gesetzen des
menschlichen Gemeinwesens freiwillig und ohne Gewaltanwendung
zu folgen? Thomas Hobbes ist in seiner Analyse nicht so weit
gegangen, um zu behaupten, daß die Individuen auch dann den
Leviathan brauchen, wenn das Zusammenleben in der Gesell-
schaft ohne Aggressionen möglich wäre und der Nichtstaat
nicht unbedingt „Krieg aller gegen allen“ bedeutet. In der
Definition von Thomas Hobbes ist der Staat als „Gott“ be-
zeichnet, aber mit einer wichtigen Abgrenzung, der Leviathan
ist doch ein sterblicher Gott. 24
Der Staat ist ein Produkt der Gesellschaft auf einer bestimm-
ten Entwicklungsstufe, die menschliche Gesellschaft exi-
stierte lange bevor es Staaten gab und diese vorstaatli
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che Geschichte ist nicht unbedingt mit wilden aggressiven
Kriegen zu identifizieren, sogar im Gegenteil: erst mit der
Entstehung des Privateigentums und des Staates verwickelten
sich die Menschen in zahlreiche Konflikte. Historisch be-
trachtet ist also der Nichtstaat nicht mit einem gewaltde-
terminierten Chaos identisch; es gibt auch keine Gründe zu
erwarten, daß nach dem Absterben des Staates, nach der Ab-
schaffung dieser „organisierten und systematischen Gewalt“24a
ein solcher Zustand zu erwarten wäre.
Bei Martin Kriele erscheint der Staat als ewiger Selbstzweck.
Der Staat ist aber bloß ein „Mittel zur Gründung einer voll-
kommenen Gesellschaft“25. Die Idee von Fichte, daß der Staat
mit zunehmender Vervollkommnung des Menschen sich selber
überflüssig macht, hat an Aktualität nicht verloren. Fichte
sieht die Entwicklung des Menschen im positiven Licht, sie
vollzieht sich in einer solchen Richtung, daß eines Tages
„die Zwingenden und Regierenden ohne alle Beschäftigung blei-
ben, und alles schon getan fänden, wenn sie es gebieten, und
unterlassen fänden, wenn sie es verbieten wollten, durch die
Kraft der allgemeinen Bildung...So wird der dermalige Zwangs-
staat ohne alle Kraftäußerung gegen ihn an seiner eigenen,
durch die Zeit herbeigeführten Nichtigkeit ruhig absterben.“
25a
Der Staat kann also doch absterben und die Frage lautet
nicht: Warum der Staat nicht absterben kann, sondern warum
der Staat absterben muß? Daß der Staat zunächst gegen den
Menschen gerichtet ist, bedeutet nicht, daß er nicht um des
Menschen willen errichtet ist. Der Mensch versteht sich als
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Staatsprinzip, als Ziel des Staates. Kann aber die Entfaltung
der Persönlichkeit unter der staatlichen Zwangsgewalt in Ge-
stalt von Polizei, Gerichtsvollzieher, Strafvollzug stattfin-
den? Sind die optimalen Entfaltungsbedingungen nicht gerade
in einer nichtstaatlichen Sozialordnung gegeben?
Nicht zuletzt bleibt die Frage offen, welche Struktur diese
poststaatliche Gemeinschaft aufweisen wird. Reinhold Zippeli-
us bemerkt: „Hat das Gemeinwesen eine Rechtfertigung darin,
daß es die Entfaltung der Persönlichkeit ermöglicht, dann
sollte die Gemeinschaft eine Struktur aufweisen, die ein Op-
timum solcher Persönlichkeitsentfaltung gewährleistet...Aus
der Forderung nach größtmöglicher Selbstbestimmung folgt als
Strukturprinzip der Subsidiaritätsgrundsatz ... Je kleiner
nämlich eine Gemeinschaft ist, desto größer ist der relative
Anteil des Einzelnen an der Bildung des gemeinschaftlichen
Willens. Je mehr Entscheidungsgewalt also bei den niedrigeren
Gemeinschaften liegt, desto größer ist das Ausmaß, in dem
sich Einzelpersönlichkeiten im Gemeinschaftsleben zur Geltung
bringen können.“26
Die demokratische Legitimation des Staates
Im Gegensatz zur Anthropologie von Hobbes, begründet Jean-
Jacques Rousseau (1712 - 1778) seine Legitimationstheorie auf
der Basis der Annahme eines im Naturzustand freien und guten
Menschen. Der Mensch wird frei und als sein eigener Herr ge-
boren. In den Vordergrund rückt bei Rousseau die Aufgabe „die
als unvermeidlich erkannte Gemeinschaftsordnung
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freiheitlich zu gestalten, so daß in ihr ein Maximum an
Selbstbestimmung, d.h. ein Minimum heteronomen Zwanges ver-
wirklicht wird.“27 Als Lösung dieser Aufgabe sieht Rousseau
die Herstellung einer Identität zwischen Regierenden und Re-
gierten, Volkssouveränität wird so definiert, daß das Volk
die Staatsgewalt nicht einem Dritten (Herrscher) überträgt,
wie bei Hobbes, sondern die Regierung selbst übernimmt. „Das
Volk konstituiert nach Rousseau den Staat. Nachdem es den
Staat ins Leben gerufen hat, solle das Volk ihn nach seinen
Vorstellungen leiten und verändern. Das ist das Prinzip der
Volkssouveränität.“28
Es gibt grundsätzlich zwei Gruppen von Problemen, die bei der
Gründung des Staates durch den Gesellschaftsvertrag gelöst
werden müssen:
• Selbsterhaltung, Schutz von Leben und Besitz;
• die ursprüngliche vorstaatliche Freiheit des Individuums
soll in der Gemeinschaft auch erhalten werden.
Interessant für die bevorstehende Analyse ist die zweite
Gruppe, die beim Unterwerfungsvertrag von Hobbes nicht prä-
sent ist. Der Prozeß der Vergesellschaftung bei Rousseau
dient einem höheren Wert - der Freiheit des Individuums. Die
gesellschaftliche Freiheit besteht für Rousseau darin, das
Gesetz sich selbst vorzuschreiben. Der Mensch ist gleichzei-
tig aktives und passives Mitglied des Staatskörpers. Im
Staatskörper selbst vereinigen sich eine aktive und passive
Seite zu einer Einheit. „Im Begriff wird hier schon das pas-
sive wie aktive Moment deutlich. Staat, status, ist etwas,
was gesetzt ist, was aber hier vom Souverän her gesetzt
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wird. Sofern der Souverän etwas gesetzt hat, kann dann der
Staat die Gesetze ausführen und sie verwalten.“29
Rückblickend auf die Vertragstheorie von Thomas Hobbes kann
man feststellen, wie unterschiedlich die Vertragsparteien po-
sitioniert sind. Als Kriterium der Unterscheidung gilt die
Tatsache, ob die Vertragsparteien gleich oder nicht gleich
sind. Wenn die Parteien ungleich sind, spricht man von einem
Unterwerfungsvertrag. Auch bei John Locke (1632-1704) wird
der Vertrag von den Menschen untereinander geschlossen, die
sich auf das Mehrheitsprinzip einigen und so kann man auch
hier im gewissen Sinne von Unterwerfung sprechen, schließlich
unterwirft sich der Mensch der Mehrheit. Wie sieht es bei
Rousseau aus, unter den Bedingungen der Identität zwischen
Regierenden und Regierten? „Der Souverän bin ich, und er ist
trotzdem ein anderes, ein Drittes. Ich gerate in diese Ein-
heit wie Widerspruch von seinem Selbstsein und einem anderen
Sein. Ist der Souverän auch etwas Fremdes und Drittes wie der
Leviathan? [...] Beim Leviathan schließt der Mensch einen Ver-
trag mit einem Dritten, beim Souverän einen mit sich selbst,
beim Leviathan handelt sich um eine Unterwerfung nach außen,
beim Souverän um eine Unterwerfung von mir selbst [...]“30
Grundsätzlich kann man einen Vertag zwischen zwei verschiede-
nen Parteien schließen, wie kann der Mensch bei Roussseau ei-
nen Vertrag mit sich selbst schließen? Rousseau löst diesen
Widerspruch, in dem er das Individuum in zwei Komponente zer-
legt, die sich später im Rahmen des Staates vereinigen. Das
Individuum verkörpert in sich volonté générale, als die Summe
aller den Menschen gemeinsamen Interessen und volonté parti-
kulier (Einzelwille).
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Kann man die ursprüngliche individuelle Freiheit mit dem
Staat in Einklang bringen? Offen bleibt die Frage, warum der
Souverän den Staat konstituiert? Die Individuen, die im Na-
turzustand problemlos nebeneinander existieren, geraten in
eine Konfliktsituation in dem Moment, sobald sie in Aus-
tausch- und Eigentumsverhältnisse miteinander treten. So
tendiert der amour de soi-même zur egoistischen Selbstsucht -
amour propre, zum Besitz- und Machtstreben. Die Eigentumsbil-
dung determiniert die unterschiedliche Stellung von Arm und
Reich und die darauf begründete Herrschaft. „Die in allen In-
dividuuen konkret unterschiedliche, aber prinzipiell glei-
chermaßen wirkende Abhängigkeit von den Rangunterschieden in
der Gesellschaft führt den Menschen, jeden Menschen in den
Zustand der Entfremdung (alienation)[...]“31
Die Forscher der politischen Philosophie von Rousseau haben
schon längst einen wichtigen Widerspruch in seiner Lehre be-
merkt. Der frühe Rousseau (Discours sur l’inégalité, 1755)
leitet aus der Ausgangssituation der Entfremdung der Indivi-
duen in der Gesellschaft den Staat als ein Produkt ab, das
gleichzeitig die historisch entstandenen Rangunterschiede ab-
sichern und dabei ihre negativen Folgen eindämmen soll. „Wäh-
rend hier der Staat primär als Zerstörer der natürlichen
Freiheit zugunsten der Willkürherrschaft, folglich als Inkar-
nation der Despotie auftritt, hat sich der spätere Rousseau
zu einer positiven Alternative durchgerungen. Diese Alterna-
tive zur gesellschaftlichen Entfremdung ...besteht in einem
Willensentschluß...Der freie...Wille soll Gesellschaft, Staat
und Politik bewußt in sich aufnehmen, soll
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sich mit Ihnen identifizieren, soll sie demgemäß allererst
konstituieren und konstruieren.“32
Die geschichtlich entwickelten Rangunterschiede zwischen den
Menschen, deren Grundlage die Eigentumsverhältnisse sind, de-
terminieren die Notwendigkeit der Errichtung des Staates. Die
Frage, wie ist die Ungleichheit entstanden, beantwortet
Rousseau gleich im ersten Satz des zweiten Teils des Discours
sur l’inégalité mit den berühmten Worten: „Der erste, der ein
Stück Land eingezäunt hatte und dreist sagte: das ist mein,
und so einfältige Leute fand, die das glaubten, wurde zum
wahren Gründer der bürgerlichen Gesellschaft. Wie viele Ver-
brechen, Kriege, Morde, Leiden und Schrecken würde einer dem
Menschengeschlecht erspart haben, hätte er die Pfähle heraus-
gerissen oder den Graben zugeschüttet und seinesgleichen zu-
gerufen: Hört ja nicht auf diesen Betrüger. Ihr seid verlo-
ren, wenn ihr vergeßt, daß die Früchte allen gehören und die
Erde keinem.“33
Wenn das Eigentum die Ursache für die Ungleichheit der Men-
schen ist und die Staatsgründung kausal bedingt die Folge
dieser Ungleichheit ist, so kann man behaupten, wie später
Karl Marx (1818-1883), daß mit der Abschaffung des Privatei-
gentums die materielle Grundlage des Staates entfällt.
Die Idee, daß die Menschen in einer staatenlosen Gemeinschaft
besser leben würden, zu mindestens dann, wenn man der Gesell-
schaft die richtige Ordnung gegeben habe, ist an sich nicht
neu. Unter welchen Bedingungen wird die politische Gewalt
entbehrlich und wann verschwindet der Dualismus zwi
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schen Staat und Gesellschaft? Diese Gedanken bilden die
Grundlage der Legitimationsmodelle der Sozialreformer.
Legitimationstheorien der Sozialreformer
Pierre-Joseph Proudhon (1809 - 1865) begründete die These,
daß ein System organisierten Zwanges in der Form des Staates
auf einer Entwicklungsstufe entbehrlich wird, wenn sich die
Eigentumsverhältnisse radikal ändern. Eine Gemeinschaft selb-
ständiger Produzenten, die ihre Produkte nach dem Wert der
angewandten Arbeit austauschen und in agrar-industriellen Fö-
derationen organisiert sind, benötigen keine zentrale Herr-
schaftsgewalt. Die herrschaftsfreie Gesell-
schaftsorganisation wird als Alternative zum Staat analy-
siert.
Eine der zentralen Fragen, die die Sozialreformer des 19.
Jahrhunderts stellen, ist die Frage nach dem Verhältnis Staat
- bürgerliche Gesellschaft. Der Staat wird zuerst von der Ge-
sellschaft errichtet, er steht zuerst in einer Position der
Subordination der Gesellschaft gegenüber. „Die Gesellschaft
schafft sich ein Organ zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interes-
sen gegenüber inneren und äußeren Angriffen. Dies Organ ist
die Staatsgewalt. Kaum entstanden, verselbständigt sich dies
Organ gegenüber der Gesellschaft [...]“34 Die ursprüngliche
Subordination des Staates transformiert sich rasch in eine
Präordination. Der Staat umstrickt (umklammert) die lebensfä-
hige bürgerliche Gesellschaft.35
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Die Entstehung des Staates wird als Folge der Klassengegen-
sätze in der Gesellschaft interpretiert. Als politisches In-
strument der herrschenden Klasse läßt sich der Staat mit den
Modellen einer Organisation der gesamten Gesellschaft nicht
erklären. „Da der Staat entstanden ist aus dem Bedürfnis,
Klassengegensätze im Zaum zu halten, da er aber gleichzeitig
mitten im Konflikt dieser Klassen entstanden ist, so ist er
in der Regel Staat der mächtigsten, ökonomisch herrschenden
Klasse, die vermittelst seiner auch politisch herrschende
Klasse wird und so neue Mittel erwirbt zur Niederhaltung und
Ausbeutung der unterdrückten Klasse.“36 Es gibt also zwei
wichtigen Momente, die für die Legitimationsmodelle der Sozi-
alreformer charakteristisch sind:
1.  Die Gesellschaft schafft den Staat als subordinierte,
ihren Zwecken dienende Organisation. Der Staat
emanzipiert sich, verselbständigt sich und stellt sich
über die Gesellschaft.
2.  Der Staat ist die politische Organisation der ökonomisch
herrschenden Klasse, „eine Organisation der besitzenden
Klasse gegen die nichtbesitzende.“ 37
Diese zwei wichtigen Schlußfolgerungen determinieren die Zie-
le der sozialen revolutionären Veränderungen, nämlich „das
Werkzeug dieser Klassenherrschaft - den Staat -,diese zentra-
lisierte und organisierte Regierungsgewalt zu zerbrechen, der
sich anmaßt, Herr statt Diener der Gesellschaft zu sein.“ 38
In seinem Werk „Der Ursprung der Familie, des Privateigentums
und des Staats“ definiert Friedrich Engels (1820-1895)
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den Staat. Diese Formulierung dient als Grundlage der Analyse
bei dieser Untersuchung: „Der Staat ist also keineswegs eine
der Gesellschaft von außen aufgezwungene Macht; ebensowenig
ist er die Wirklichkeit der sittlichen Idee, das Bild und die
Wirklichkeit der Vernunft, wie Hegel behauptet. Er ist viel-
mehr ein Produkt der Gesellschaft auf bestimmter Entwick-
lungsstufe; er ist das Eingeständnis, daß diese Gesellschaft
sich in einen unlösbaren Widerspruch mit sich selbst verwik-
kelt, sich in unversöhnliche Gegensätze gespalten hat, die zu
bannen sie ohnmächtig ist. Damit aber diese Gegensätze, Klas-
sen mit widerstreitenden ökonomischen Interessen nicht sich
und die Gesellschaft in fruchtlosem Kampf verzehren, ist eine
scheinbar über der Gesellschaft stehende Macht nötig gewor-
den, die den Konflikt dämpfen, innerhalb der Schranken der
Ordnung halten soll; und diese, aus der Gesellschaft hervor-
gegangene, aber sich über sie stellende, sich ihr mehr und
mehr entfremdende Macht ist der Staat.“ 39
2 2  Staatsnation versus Kulturnation
In der mittelalterlichen ständischen Gesellschaft wurden mit
dem lateinischen Begriff „natio“ die Gemeinschaften be-
zeichnet, die gleiche regionale Herkunft resp. gleiche Ab-
stammung aufweisen konnten. Später in den frühmodernen Staa-
ten bildete sich ein immer noch sozial verengter Nationsbe-
griff, der nicht die gesamte Bevölkerung, sondern nur die po-
litischen Führungsschichten des Adels umfaßte. Erst im 18.
Jh. mit dem Aufkommen des Kapitalismus entwickelten die bür-
gerlichen Schichten ein eigenes politisches Bewußtsein. In
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den nicht privilegierten Bevölkerungsschichten vollzog sich
ein Prozeß der Nationenbildung. Ein neues Konzept von der Na-
tion entstand.40 Das neu entstandene Konzept der „Staatsnati-
on“ unterscheidet sich in ihrem Wesen grundlegend vom Konzept
der „Kultur- und Abstammungsnation“. „Die Staatsnation ent-
springt einem politischen Willensakt, mit dem sich die Bevöl-
kerung eines Gebietes als Staat konstituiert, Staatsvolk wird
und sich „uno actu“ eine Verfassung gibt.“41 Im Januar 1789
veröffentlichte der Ábbe Emmanuel Joseph Sieyès seine revolu-
tionäre Schrift „Qu ´est-ce que le Tiers-Etat?“, wo es heißt:
„Der Dritte Stand umfaßt alles, was zu einer Nation gehört;
und alles was nicht der Dritte Stand ist, kann sich nicht als
Bestandteil der Nation ansehen.“42 Die Nation ist nach Sieyès
eine Gemeinschaft von Menschen, die vor dem Gesetz gleich
sind, und so schließt sich der Adelstand mit seinem Privile-
gien selbst aus der Nation aus.
In der Zeit vor der Revolution war Frankreich bereits ein
einheitlicher Territorialstaat. Dieser Einheitsstaat wurde
erst dadurch zum Nationalstaat, weil an die Stelle der Souve-
ränität des Monarchen das Prinzip der Volkssouveränität trat
und die Bürger von Untertanen des Königs zu Staatsangehörigen
wurden.43 Die Französische Revolution proklamiert als Basis
der neuen sozialen Ordnung die Prinzipien der Vernunft und
des natürlichen Rechts im Gegensatz zur religiös legitimier-
ten Ordnungsgewalt. Im Mittelpunkt der sozialen und politi-
schen Ordnungsideen der Revolution stehen die freien und
gleichen Individuen. Der Staat erhebt sich über den Individu-
en als deren politische Organisation und seine Legitimati-
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on wird nicht wie etwa bei Luther mit einer göttliche Stif-
tung begründet, sondern ergibt sich aus der Zustimmung de-
rer, die sich freiwillig der Staatsgewalt unterwerfen. Zweck
des Staates ist die Gewährleistung der unveräußerlichen Men-
schenrechte. So erhält der Staat einen instrumentellen Cha-
rakter und steht allein im Dienste des emanzipierten Indivi-
duums.44 Die politische Organisation des Staates stützt sich
aber auch auf ein zusätzliches Element, „daß mit dem indivi-
dualistischen Grundsatz nicht voll kompatibel ist: den Be-
griff der Nation und ihre Souveränität“.45 Art. 3 der Erklä-
rung der Menschen- und Bürgerrechte vom 26. August 1789 lau-
tet: „Die Nation bildet den hauptsächlichen Ursprung jeder
Souveränität. Keine Körperschaft und kein Individuum können
eine Gewalt ausüben, die nicht ausdrücklich von der Nation
ausgeht.“46 Die politische Herrschaftsgewalt konstituiert sich
vom Volk her, es besteht die sog. Identität von Regierenden
und Regierten; indem es Nation wird, konstituiert sich das
Volk als seiner selbst bewußte politische Größe.47
Erst ab der Französischen Revolution bringt man die Nation
als wichtige Quelle der Souveränität mit dem politischen Be-
griff des Staates in Verbindung. Der revolutionäre National-
staat beruht auf den Ideen der Aufklärung vom „allgemeinen
Willen“ (volonté general) und vom Gesellschaftsvertrag (con-
tract social). Der Franzose Ernest Renan formulierte in sei-
nem 1882 veröffentlichten Vortrag in der Nachfolge von Sieyès
„Qu´ est-ce qu une nation?“ die klassische Definition des po-
litischen Nationsbegriffs: „ Eine Nation ist eine politische
Willensgemeinschaft [...] Die Nation setzt zwar eine
40
gemeinsame Geschichte voraus, ihr Wesen zeigt sich aber in
der Gegenwart, nämlich im klar uns allgemein anerkannten
Wunsch, als Gemeinschaft weiter zusammenzuleben. Insofern be-
ruht eine Nation gewissermaßen auf einer täglichen Volksab-
stimmung ( une plébiscite de tous les jours).“48 Nach dem
staatsnationalen Ansatz im Gegensatz zur Kultur- und Abstam-
mungsnation umfaßt die Nation die Staatsbürger eines bestimm-
ten Territoriums, unabhängig von der ethnokulturellen Zusam-
mensetzung der Bevölkerung und von grenzüberschreitenden ge-
schichtlichen und kulturellen Gemeinsamkeiten.49
In seinem 1784 veröffentlichten Werk „Ideen zur Philosophie
der Geschichte der Menschheit“ formulierte Johann Gottfried
Herder den klassischen Begriff der Kulturnation, als ein
durch die Gemeinsamkeit der Sprache und Kultur vorgegebener
Tatbestand.50 Während der nach der Französischen Revolution
eingeleitete Primat der politischen Bestimmung des Begriffs
„Nation“ zu einer Identifizierung mit dem Begriff „Na-
tionalstaat“ führte, wie etwa Johann Peter Friedrich Ancillon
in seinem Werk „Über die Staatswissenschaft“ 1820 behauptete,
waren Johann Gottlieb Fichte und Wilhelm von Humboldt der
Meinung, daß eine staatliche Struktur für die Nation nicht
entscheidend sei.51 In der deutschen Geschichtswissenschaft
nach Herder so etwa bei Friedrich Meinecke, Hans Rothfels,
Theodor Schieder wurde zum Hauptkriterium der Nationsbildung
nicht der politische Wille, sondern die Vorprägungen durch
gemeinsame Abstammung, Sprache, Kultur, Geschichtsbewußt-
sein.52 Dieser ethnokulturelle Nationsbegriff, der die nicht-
institutionelle Argumente in den Vordergrund stellt, birgt in
sich die Gefahr, Gruppen in der Gesell-
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schaft, die einem der obengenannten Kriterien nicht entspre-
chen, aus der Nation auszuschließen. Die völkische Auffassung
des Begriffs „Nation“ hat nicht nur in der Zeit des National-
sozialismus dominierende Stellung gehabt, seine Prinzipien
sind auch heute in dem geltenden Ausländerrecht deutlich zu
erkennen.
Nicht zufällig ist der politische Begriff der Staatsnation
ein französisches und der Begriff der Abstammungs- und Kul-
turnation ein deutsches geschichtliches Produkt. Entscheidend
ist hier, ob sich die Nation und nationales Bewußtsein am be-
reits vorhandenen Staat ausbilden. Der Nationsbegriff wird
ein politischer nur dann, wenn das Bekenntnis, in dieser po-
litischen Ordnung leben zu wollen, die Zugehörigkeit zur Na-
tion begründen. Wenn dieser Staat aber nicht vorhanden ist,
„greift die Nationsbildung auf vorstaatliche Kriterien zu-
rück; gemeinsame Abstammung, Sprache, Geschichte, Kultur wer-
den entscheidend; man „gehört“ zur Nation, wird in sie hin-
eingeboren, findet darin sein Schicksal; Wille und Bekenntnis
sind nicht konstitutiv, sondern nur Nachvollzug.“53
Während der Französischen Revolution war die Schaffung freier
Institutionen nicht von der Freiheit der Nation zu trennen.
Sich auf die Gedanken der Aufklärung stützend, betrachteten
die Väter der Revolution die Regierung vom Gesichtspunkt der
Vernunft, und „sie pflegten eine Regierung eher nach ihrer
Nützlichkeit als nach ihrem völkischen Charakter zu beurtei-
len“.54 Die Nation als politische Bekenntnisgemeinschaft zu
den Idealen der Revolution wurde mit ihrer einheitsstiftenden
Wirkung zum Prinzip der Integration. Die Na
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tion fand und verlieh sich ihren Ausdruck im Nationalstaat,
die Nation nahm den Staat in Dienst.55 Die Absolutsetzung des
so entstandenen Nationalstaates als einzig gültiger Rahmen
politischer Ordnung 56 ist die Quelle des Nationalismus. Der
Nationalstaat erscheint als die optimale politische Organisa-
tionsform, zu der es keine adäquate Alternative gibt.
Der revolutionäre Gehalt der französischen Nationalidee stand
im Gegensatz zu den Vorstellungen der Restauration, was in
den Beschlüssen des Wiener Kongresses 1815 seinen völker-
rechtlichen Ausdruck fand. Der deutsche Historiker Hagen
Schulze unternimmt in seinem 1994 veröffentlichten Werk
„Staat und Nation in der europäischen Geschichte“ eine Perio-
disierung der Entwicklung des Nationalstaates. Die Zeit von
1815 bis 1871 wird als die Periode des „revolutionären Natio-
nalstaates“, bezeichnet, eine Abfolge von Impulsen und Rück-
schlägen der nationalen Bewegungen.57 Die Periode 1871 - 1914
wird als „imperialer“ und die Zeit von 1914 bis 1945 als
„totaler“ Nationalstaat charakterisiert.
Zusammenfassend kann man behaupten, daß der Nationalstaat mit
dem Aufkommen des Kapitalismus als politische Organisations-
form entstanden ist. Die mittelalterliche Zersplitterung von
Territorien, die unterschiedlichen Schikanen, die den freien
Handel und Verkehr verhinderten, standen dem neuen System,
dem Kapitalismus als Hindernis gegenüber. Die Entwicklung
der Industrie verlangte auch eine gewisse Mobilität des Fak-
tors Arbeit innerhalb eines Territoriums. So wie es Friedrich
Engels treffend formulierte, besaß das Verlangen nach einem
einheitlichen „Vaterland“ einen sehr mate
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riellen Hintergrund.58 Es vollzog sich eine Entmystifizierung
des Nationalstaates, der ganz nüchtern als ein System defi-
niert wurde , dessen Ziel darin besteht, „die durch die Pro-
duktion erwirtschafteten Güter innerhalb einer geschlossenen
Einheit zu verteilen sowie eine Präferenz und Sicherheit für
konkurrierende Interessen herzustellen.“59 Der Sklavenhalter-
staat, der Feudalstaat, der bürgerliche Nationalstaat sind
einerseits Produkte des Wandels der Produktionsweise, ande-
rerseits der Dialektik von Wachstum und Auflösung.60
2 3  Der Nationalstaat als Stufe der Integration
In diesem Unterkapitel werden wir uns mit dem komplizierten
Verhältnis Nationalstaat - Integration auseinandersetzen.
Ziel der Analyse ist es, zuerst den Nationalstaat, auf der
Basis einer brauchbaren, wissenschaftlichen Definition der
Integration als Prozeß und System, neu einzuordnen. Unter den
zahlreichen, in der Literatur vertretenen Definitionen der
Integration als Prozeß werden wir uns näher mit der von Jo-
han Galtung beschäftigen, der Integration als „the process
whereby two or more actors form a new actor“61 definiert. So
verstanden, ist die Integration ein objektiver, aber gleich-
zeitig bewußt gesteuerter Prozeß der Herstellung und Vertie-
fung von Systembeziehungen zwischen einzelnen Elementen. Re-
sultat dieses Prozesses ist eine qualitativ neue Einheit (Sy-
stem), die zwar einige der Charakterzüge der einzelnen Ele-
menten besitzt, ist aber keineswegs deren einfach additive
Summe. Die einzelnen Elemente verlieren ihre Selbständig-
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keit, sie verschmelzen und sind, ähnlich wie die Organe eines
biologischen Organismus, getrennt vom System nicht existenz-
fähig. Wenn wir den Nationalstaat als Element des neuen inte-
grativen Systems betrachten, so kann man zwei Schlußfolgerun-
gen ziehen:
1. Im Laufe des Prozesses der Integration transformieren sich
die internationalen Beziehungen zwischen den einzelnen
Staaten von Außenbeziehungen hinsichtlich deren sozialen
und politischen Entwicklung in Innenbeziehungen; sie ver-
lieren ihren internationalen Charakter.
2. Der heutige Nationalstaat mit seinem archaischen Souveräni-
tätsanspruch ist als Element eines integrativen Systems un-
geeignet. Wenn der Nationalstaat sich nicht transformiert,
bleibt der Prozeß möglicherweise auf dem Niveau einer in-
tergouvernementalen Kooperation. Eine supranationale Kon-
struktion dagegen deklassiert die ursprünglichen National-
staaten zu bloßen Elementen einer Einheit, die außerhalb
des Systems nicht denkbar sind.
Es ist durchaus wichtig, den Prozeß der Integration vom Pro-
zeß der Kooperation als rein funktionelle und begrenzte Zu-
sammenarbeit zu differenzieren. Bei der Kooperation bewahren
die Teilnehmer ihre ursprüngliche Selbständigkeit in einer
gleichberechtigten horizontalen Juxstaposition, während bei
der Integration ein Subordinationssystem vorhanden ist. Da-
her kann man die Kooperation mehr oder weniger als eine addi-
tive Vereinigung bezeichnen. Eine integrale Vereinigung hat
einen Qualitätssprung als Voraussetzung, der zu einer neuen
Einheit führt. Bei der Kooperation entstehen keine neuen
Entscheidungszentren, die Beschlußfassungsart bleibt
45
nur beim Einstimmigkeitsprinzip. Die Teilnehmerländer behal-
ten ihre nationalstaatliche Struktur. Der Prozeß der Inte-
gration ist aber ohne eine Strukturänderung des National-
staates nicht denkbar. Bevor sich der Nationalstaat ins Ele-
ment eines supranationalen Systems transformiert, stellt er
selbst ein System dar. Unter System versteht man im allgemei-
nen ein Ganzes, das aus verschiedenen Elementen, Teilen be-
steht, deren Beziehungen untereinander (Transaktionen) stär-
ker als die Beziehungen zwischen den Elementen und der Außen-
welt sind. Daher kann man überhaupt von einer Grenze des Sy-
stems sprechen. Aber innerhalb eines Systems sind die Bezie-
hungen (Transaktionen) zwischen den einzelnen Elementen nicht
gleichwertig. Es gibt solche, die selten auftreten und nicht
von besonderer Bedeutung sind. Es gibt aber Beziehungen, die
sehr wichtig für die Existenz des Systems sind, die auch in
einem gewissen Zeitraum stabil bleiben. Diese stabilen Bezie-
hungskomplexe stellen die Struktur des Systems dar. „Neben
den Funktionen verschiedener Art besitzt jedes System eine
Struktur, mit der die verhältnismäßig stabilen Beziehungskom-
plexe eines Systems gemeint sind.“62 Diese stabilen Bezie-
hungskomplexe, die die Struktur des Nationalstaates bilden,
sind bei seiner Transformation betroffen.
Integration ist aber nicht nur Prozeß, sie ist auch gleich-
zeitig Zustand. Um diesen Zustand zu erreichen, gibt es prin-
zipiell zwei Möglichkeiten: über den machtpolitischen oder
über den sozioökonomischen Bereich, die in der Theorie unter
Föderalismus (Konstitutionalismus) und Funktionalismus be-
kannt sind.63 Nach dem Integrationsansatz des Föderalismus
wird zuerst eine bewußte machtpolitische Entscheidung ge
46
troffen, die integrierte neue Einheit anzustreben, was sich
in einer Verfassung niederschlägt. Die so geschaffene Kon-
struktion „erfüllt sich“ mit den entsprechenden Funktionen,
„function follows form“. Bei dem Funktionalismus ist es umge-
kehrt: „form follows function“, so nach den Worten von David
Mitrany, schaffen sich die Funktionen selbst die notwendige
organisatorische Struktur zur Aufgabenbewältigung. Es besteht
auch ein gewisser Automatismus, in dem erwartet wird, daß die
positiven Integrationserfahrungen aus einem in einen anderen,
zu integrierenden Bereich übertragen werden. Der Prozeß fängt
zuerst in eher unpolitischen Bereichen und umfaßt später
machtpolitische sensitive Bereiche (spill-over-Effekt).64
Die Integration ist also gleichzeitig Prozeß und System (Zu-
stand). Wenn man das gleiche für den Nationalstaat behauptet,
so kann man hier die Leitfrage stellen, welches Verhältnis
besteht zwischen den beiden Phänomenen „Integration“ und „Na-
tionalstaat“? Ist der Nationalstaat, der seinerseits auch ein
integratives System darstellt, nicht eine Phase der Integra-
tion?
Die menschliche Gesellschaft existierte lange bevor es Staa-
ten, resp. Nationalstaaten gab, und es gibt gute Gründe für
die Annahme, daß sie noch lange Zeit nach deren Auflösung
existieren wird, so daß „die Ära der Nationen und des Natio-
nalismus eine kurze Zeitspanne im Laufe der überlieferten Ge-
schichte zu sein scheint.“65 In seinem Werk „Nationen-
bildung - Nationalstaat - Integration“ definiert Karl W.
Deutsch die Nation als Ergebnis der Transformation
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eines Volkes im Rahmen eines Mobilisierungsprozesses. In dem
er den Entstehungsprozeß der Nationen analysiert, kommt
Deutsch zu den Schlußfolgerung, daß das Volk als Personen-
gruppe mit komplementären Kommunikationsgewohnheiten, erst
dann zur Nation wird, wenn es „die Kontrolle über einige In-
stitutionen gesellschaftlichen Zwangs gewonnen hat, was even-
tuell zu einem fertigen (fully-fleged) Nationalstaat führen
kann.“66 Zu den stärksten inhaltlichen Aussagen des Werks von
Karl Deutsch gehört ohne Zweifel die Entmystifizierung des
Nationalstaates. „Der Nationalstaat wird nüchtern als ein Sy-
stem definiert, dessen Funktion es ist, die durch die Produk-
tion erwirtschafteten Güter innerhalb einer geschlossenen
Einheit zu verteilen sowie eine Präferenz und Sicherheit für
konkurrierende Interessen herzustellen.“67 Karl Deutsch be-
gründet die These, daß die Existenz einer kapitalistisch
strukturierten Wirtschaft wichtiger als territoriale oder
ethnische Bedingungen ist.
Der Nationalstaat steht den vorherigen mittelalterlichen zer-
stückelten Fürstentümern als Integrationssystem gegenüber.
„Die Menschheit hat sich von kleineren zu größeren Einheiten
hin entwickelt, von Familienverbänden, Stämmen über Stadt-
und Flächenstaaten zu Groß- und Überseereichen, zugleich von
bloßen Herkunfts- und Blutsgemeinschaften zu Willens- und
Kultureinheiten, die seit 1789 das Zeitalter des National-
staats geprägt haben.“68 Nach Karl Deutsch gehören folgende
Elemente zu diesem Entwicklungsprozeß:
1. Der Übergang von der Subsistenzwirtschaft (subsistance
agriculture) zur Tauschwirtschaft.
2. Die Mobilisation ländlicher Bevölkerung in Kerngebieten.
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3. Die Entwicklung von Städten und die Zunahme sozialer Mobi-
lität.
4. Die Entwicklung grundlegender Kommunikationsnetze.
5.Die Akkumulation und die Konzentration von Kapital.69
Die kulturellen und sprachlichen Daten betrachtet Karl
Deutsch in jeder Phase des Entwicklungsprozesses als Ge-
schichtsprodukte. Im Herausbildungsprozeß der schweizerischen
Nation zum Beispiel wurden die Unterschiede in Sprache und
Kultur überbrückt. „Voraussetzung dafür war, daß genügend
greifbare und ideele (intangible) Belohnungen und Gelegenhei-
ten, angefangen mit größerem Reichtum, Sicherheit, Freiheit
und Prestige [...] vorgegeben waren. “70
Historisch gesehen verschmolzen Stämme zu Völkern, die Völker
entwickelten sich zu Nationen und so gesehen war der Natio-
nalstaat auch eine Art Integration. Warum bezeichnet man dann
heute den Nationalstaat als einer der Hauptstörenfriede im
Integrationsprozeß und als Haupthindernis bei allen Integra-
tionsbemühungen?71 Der Nationalstaat wurde in der geschichtli-
chen Entwicklung einer dialektischen Metamorphose unterwor-
fen. Definiert als System, verkörpert der Nationalstaat in
sich die Dialektik von Wachstum und Auflösung. Entstanden als
integrationsstiftende Organisationsform hinsichtlich kleine-
ren Subsystemen, entwickelte sich der Nationalstaat zu seinem
Gegenteil. An einem bestimmten Punkt der Entwicklung, als die
Globalisierung der Wirtschaft und die gegenseitige Verflech-
tung von Staaten einen hohen Stand erreichten, transformierte
sich der Nationalstaat zum Hindernis der weiteren Integrati-
on.
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Die Nationalidee, in ihrer bei Karl Deutsch entmystifizierten
Form, bedeutet „die Bevorzugung der Wettbewerbsinteressen
dieser Nation und ihrer Mitglieder vor denen aller Außenste-
henden in einer Welt sozialer Mobilität und ökonomischen
Wettbewerbs, bestimmt durch Normen wie Reichtum, Macht und
Prestige.“72 An einer bestimmten Stufe der Entwicklung verwan-
delt sich diese Form des Nationalismus zu „einem atavisti-
schen Hindernis für eine friktionslose Rekonstruierung des
sozio-politischen Lebens.“73 Intoleranz und Diskriminierung
als Folge des Nationalismus setzen die Konkurrenz um knappe
Güter voraus. „Die erste Bedingung für das Aufkommen von In-
toleranz ist eine starke Nachfrage nach Gütern, die mit der
Knappheit von wichtigen Gütern zusammnefällt.“74 Der Hauptwi-
derspruch im Funktionieren des Kapitalismus, der sich mit der
Entwicklung der Produktivkräfte vertieft, ist der Widerspruch
zwischen dem gesellschaftlichen Charakter der Produktion und
der privaten Aneignung, die zu einer ungerechten Verteilung
der Güter führt. Die Knappheit der Güter ist künstlich produ-
ziert. So gesehen war das liberale 19. Jahrhundert, mit der
Blütezeit des kapitalistischen Nationalstaates, die „Inkuba-
tionszeit für die Intoleranz des 20.Jahrhunderts.“ 75
Die dialektische Metamorphose des Nationalstaates bestätigt
die These der „Negation der Negation“ und der spiralformigen
Entwicklung. Die Dialektik, betrachtet als die Wissenschaft
von den allgemeinen Entwicklungsgesetzen der Natur, der Ge-
sellschaft und des Denkens, als Wissenschaft des Gesamtzusam-
menhangs, beinhaltet die drei wichtigen Hauptgesetze, die
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Antwort auf die Fragen warum, wie und in welche Richtung sich
die Entwicklung vollzieht:
1. Gegenseitiges Durchdringen und Ineinander-Umschlagen der
polaren Gegensätze, die Widersprüche als Quelle der Ent-
wicklung.
2.Umschlagen von Quantität in Qualität.
3.Negation der Negation. 76
Hinsichtlich der hier für notwendig gehaltene Analyse der
Entwicklungsmöglichkeiten des Nationalstaates ist das dritte
Gesetz von besonderer Bedeutung. Das „Neue“ entsteht zuerst
als Negation des „Alten“. Nachdem sich das „Neue“ voll ent-
wickeln und entfalten kann, produziert es die Widersprüche
die seine Negation, also die „Negation der Negation“ hervor-
bringen. Diese neue Stufe, die wir als „Negation der Negati-
on“ bezeichnen, beinhaltet Merkmale des „Alten“, nun aber auf
einem höherem Niveau einer spiralförmigen Entwicklung. Der
Nationalstaat entsteht als „Negation“ des feudalen Partiku-
larismus und integriert auf seinem Territorium verschiedene
Ethnien oder Regionen. Im Laufe der Geschichte verwandelt
sich der Nationalstaat in ein Hindernis auch für die kleine-
ren Subsysteme, man sucht die Lösung in eine supranationale
Konstruktion, die ihrem Wesen nach eine „Negation“ des Natio-
nalstaates ist. Diese neue angestrebte Konstruktion ist ei-
gentlich die „Negation der Negation“. Diese neue Phase hat
gewisse Ähnlichkeit mit der Phase vor der ersten „Negation“,
was Regionalisierung und Dezentralisierung betrifft und das
entspricht dem spiralförmigen Modell der Entwicklung. Man er-
reicht auf der Spirale den „gleichen“ Stand, nur auf einer
höheren Stufe der Entwicklung.
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Die Relation Nationalstaat - Integration kann man auch unter
dem Aspekt der zunehmenden Interdependenz der Staaten analy-
sieren. Gegenstand theoretischer Reflexion ist in diesem Fal-
le das Staatensystem. Die Leitfrage bei dieser Analyse lau-
tet: War der Staat immer in der geschichtlichen Entwicklung
so abhängig vom internationalen Staatensystem, war die Inter-
dependenz zwischen den Staaten immer auf so einem hohen Grad,
daß ein „souveränes“ selbständiges Funktionieren undenkbar
war? Die Ursprünge des Staatensystems sind schon in der vo-
rindustriellen Zeit zu erkennen. Die Staaten haben immer in-
teragiert, zuerst weniger wirtschaftlich als militärisch. Es
muß aber deutlich unterschieden werden zwischen Interaktio-
nen, die einen zufälligen Charakter haben, und Interaktionen,
die für die Existenz der einzelnen Akteure von Bedeutung
sind. Die Interaktionen der Staaten im Altertum waren nicht
überlebensrelevant. Diese Überlebensrelevanz wird bei Autoren
wie z.B. Andreas Osiander mehr in Bezug auf die Gesellschaft,
als in Bezug auf den Staat interpretiert: „Gesellschaften be-
stehen, um die Erfüllung menschlicher Bedürfnisse zu gewähr-
leisten. Die Staatstheorie befaßt sich mit den organisatori-
schen Rahmenbedingungen dieser kollektiven Bedürfniserfül-
lung.“77 Osiander untersucht die Bedeutung der zwischenstaat-
lichen Beziehungen für das Funktionieren der Gesellschaft. Er
bezeichnet als „nennenswert“ Interaktionen, die „gesell-
schaftlich relevant“ sind, „d.h. nicht nur das Überleben der
Staaten, sondern auch das der Gesellschaften selbst muß we-
sentlich von den zwischenstaatlichen Beziehungen abhängen.“78
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Weder die antiken Staaten, noch die feudalen Staaten des Mit-
telalters waren untereinander so abhängig, daß die Abwesen-
heit jeglicher Interaktionen eine Gefahr für die Gesellschaft
darstellte. Sogar dann, wenn die Interaktionen in Form eines
Krieges stattfanden, waren sie bei den damaligen militärisch-
technischen Mitteln vielleicht gefährlich für den Herrscher
oder den Staat, aber nicht für die Gesellschaft als „Ganzes“.
Interessanterweise haben die Autoren bis zum ausgehenden Mit-
telalter das Phänomen Krieg nicht unbedingt in Zusammenhang
mit dem Staat oder mit den zwischenstaatlichen Beziehungen
betrachtet. Erasmus von Rotterdam in „Querella Pacis“ (1517),
sowie Sebastian Franck in „Kriegsbüchlein“ (1539)79 bezeichnen
den Krieg als Problem der menschlichen Natur und der christ-
lichen Ethik.
Erst mit der industriellen Revolution vollzog sich ein wich-
tiger Wendepunkt in den zwischenstaatlichen Beziehungen. Im
Unterschied zum vorindustriellen Fernhandel entstanden Wirt-
schaftskreisläufe, die in den engen Rahmen des National-
staates nicht mehr paßten. Mit der Entwicklung neuer Arten
von Waffen als Folge der Industrialisierung, erwiesen sich
die nationalen Ressourcen als unzureichend für eine erfolg-
reiche Verteidigung. Erst dann konnte man in der theoreti-
schen Reflexion des Phänomens Interdependenz der Staaten von
einem „Staatensystem“ sprechen. Solange die einzelnen Akteure
unabhängig voneinander existieren konnten, war nicht möglich
sie als Elemente eines Systems zu bezeichnen. Die Herausbil-
dung eines Staatensystems bedeutete auch, daß jeder Versuch,
sich wieder sekundär zu isolieren, zum Scheitern verurteilt
war.
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3  Der Nationalstaat als politische Organisationsform  -  Relikt und
    Auslaufmodell
    3 1  Die Transformation des Staates
Das Verhältnis Staat-Gesellschaft
Eine zukunftsorientierte Forschung der Rolle des National-
staates ist ohne eine Analyse des Staates als Systemidee
nicht denkbar. Die Leitfrage hier lautet: Wie verändert sich
in der Zukunft das Verhältnis Staat - Gesellschaft oder unter
welchen gesellschatfs-politischen Bedingungen vollzieht sich
der Prozeß der Transformation des Staates?
Das Verhältnis Staat - Gesellschaft bewegt sich im Bereich
der drei möglichen Varianten: Subordination, Präordination
und Koordination. „Betrachten wir die drei möglichen Zuord-
nungsformen von Gesellschaft und Staat, so gibt bei der Sub-
ordination der Staat seinen eigenen Zweck zugunsten des ge-
sellschaftlichen Zwecks auf, d.h. allein die Gesellschaft be-
stimmt den höchsten Zweck, der dann Richtschnur allen staat-
lichen Handelns ist. Bei der Präordination bestimmt der Staat
aus seinem legitimierten Auftrag heraus den höchsten Zweck
und damit die Richtung seines Handelns. Bei der Koordination
bedingen und durchdringen sich die Zwecke gegenseitig.“1 Wenn
wir diese drei theoretische Möglichkeiten einem Realitätstest
unterziehen, so stellen wir eine klare Dominanz des Staa-
tes gegenüber der Gesellschaft fest. So bildet „die Gesell-
schaft nur noch eine komplementäre Größe als
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Inbegriff aller sozialer Erscheinungen unterhalb der unwider-
stehlichen Staatsgewalt.“2
In § 261 der „Grundlinien der Philosophie des Rechts oder Na-
turrecht und Staatswissenschaft im Umrisse“ definiert Hegel
das Verhältnis Staat-Gesellschaft folgendermaßen:
1.Einerseits ist der Staat gegenüber der bürgerlichen
Gesellschaft eine „äußerliche Notwendigkeit“ und ihre
höhere Macht.
2.Andererseits ist der Staat „ihr immanenter Zweck und hat
seine Stärke in der Einheit seines allgemeinen Endzweckes
und des besonderen Interesses der Individuen...“3
In seiner „Kritik des Hegelschen Staatsrechts“ bemerkt Marx,
daß unter „äußerliche Notwendigkeit“ nur verstanden werden
kann, daß im Kollisionsfall die Interessen der Gesellschaft
den Interessen des Staates weichen müssen.4 In der These der
Unterordnung oder Abhängigkeit ist eine der Seiten dieser
„zwiespältigen Identität“ enthalten, mit den Worten von Marx
formuliert: „die Seite der Entfremdung innerhalb der Ein-
heit“.5
Zum zweiten Punkt bemerkt Hegel, daß die Einheit zwischen dem
allgemeinen Endzweck des Staates und den besonderen Interes-
sen der Individuen dadurch zustande kommt, daß eine gewisse
Identität zwischen Pflichten gegenüber dem Staat und den
Rechten des Einzelnen besteht: so ist z.B. die Pflicht, das
Eigentum zu respektieren identisch mit dem Recht auf Eigen-
tum.
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Die relative Unabhängigkeit des Staates von der Gesellschaft
birgt in sich mehrere historisch belegbare Gefahren, deren
Wiederholung auch in der Zukunft nicht ausgeschlossen sind.
Die Ursachen des sog. „Mißbrauchs“ der Staatsgewalt in jedem
totalitären System des 20. Jh. sind im Wesen des Staates zu
suchen, in seiner präordinären Position gegenüber der Gesell-
schaft. Bestätigt hat sich eine Prognose, die Marx im „Ersten
Entwurf zum ‘Bürgerkrieg in Frankreich’“ so bildhaft darge-
stellt hat: „Die Regierungsgewalt mit ihrem stehenden Heer,
ihrer alles dirigierenden Bürokratie ... und ihrer servilen
Gerichtshierarchie war von der Gesellschaft selbst so unab-
hängig geworden, daß ein lächerlich mittelmäßiger Abenteurer
mit einer gierigen Bande von Desperados hinter sich genügte,
sie zu handhaben.“6 Die Analogie zu Hitlers Aufstieg und zum
Nationalsozialismus im 20. Jh. ist unverkennbar.
Auch in den modernen demokratischen Staaten ist der Prozeß
der Entfremdung des Staates von der Gesellschaft weit fortge-
schritten. Das Parteiensystem, ursprünglich gedacht als in-
termediäre Interessenvermittlung zwischen Gesellschaft und
Staat, erfüllt seine Funktion nicht. Die politischen Parteien
haben sich im Namen ihrer eigenen Interessen von der Gesell-
schaft distanziert. Diese Art der Entfremdung führt dazu, daß
die von der Gesellschaft kommenden Impulse nur dann sich auf
staatlicher Ebene realisieren lassen, wenn sie mit den par-
teipolitischen Interessen übereinstimmen. „Was wir also brau-
chen, ist eine Vergesellschaftung der Politik, weg von einem
Staat, in dem sich Parteien als zentraler Teil des Staates
verstehen und ihn im pateipolitischen Sinne instru
56
mentalisieren. Mit der Möglichkeit stärkerer gesellschaftspo-
litischer Intervention geht automatisch mehr gesellschaftli-
che Kontrolle über den Staat einher.“7
Die von Karl Marx im 19. Jh. durchgeführte Analyse des Ver-
hältnisses Staat - Gesellschaft hat bis heute ihre Aktualität
nicht verloren. „Jedes geringfügige Einzelinteresse, das aus
den Beziehungen der sozialen Gruppen hervorging, wurde von
der Gesellschaft selbst getrennt, fixiert und von ihr unab-
hängig gemacht und ihr in der Form des Staatsinteresses, das
von Staatspriestern mit genau bestimmten hierarchischen Funk-
tionen verwaltet wird, entgegengesetzt.“8 Marx bezeichnet den
Staat als „Schmarotzerauswuchs an der bürgerlichen Gesell-
schaft, der vorgibt, ihr ideales Ebenbild zu sein“9 und die
zentralisierte Staatsmaschinerie als Boa constrictor, „die
mit ihren allgegenwärtigen und verwickelten militärischen,
bürokratischen, geistlichen und gerichtlichen Organen die le-
benskräftige bürgerliche Gesellschaft [...] umklammert (um-
strickt).“10
Alternativen zu der Präordination des Staates gegenüber der
Gesellschaft bilden die Subordination und die Koordination.
Die Subordination entspricht mehr einem Staatsbegriff, wonach
der Staat lediglich als untergeordnetes Teilsystem der Ge-
samtgesellschaft verstanden wird. Die subordinäre Stellung
des Staates wird dadurch begründet, daß der Staat ursprüng-
lich als „Diener“ der Gesellschaft geschaffen wurde und nicht
umgekehrt. Nach diesem Konzept gibt es keine der Gesellschaft
dominierende entfremdete Staatsinteressen, die im Widerspruch
zu den gesellschaftlichen Interessen stehen. Der
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Übergang von Präordination zur Subordination wird in einem
späteren Kapitel behandelt.
Ziemlich unklar ist die Definition der dritten Möglichkeit:
die Koordination. Sie prädestiniert eine Juxtaposition, auf
einer Ebene, zwischen Staat und Gesellschaft und stellt eine
Art Arbeitsteilung zwischen beiden dar. Zentrale Rolle bei
dieser Arbeitsteilung spielt der Machtbegriff oder besser die
institutionalisierte Macht - die Herrschaft. Alle Handlungs-
felder außerhalb des herrschaftlich-hoheitlichen Bereichs
sind der Gesellschaft überlassen, der Bereich selbst bleibt
dem Staate erhalten.11 Fraglich bleibt ob diese Art der „Koor-
dination“ nicht einfach nur eine Form der Präordination ist.
Die komplizierte Problematik des Verhältnisses Staat - Ge-
sellschaft wird sehr oft im Zusammenhang mit dem Begriff der
„Zivilgesellschaft“ gebracht. Als Konzept wurde „Zi-
vilgesellschaft“ sehr oft von Oppositionellen unter den kom-
munistischen Regimen als Gegengewicht zum allmächtigen tota-
litären Staat benutzt. Im Gegensatz zum überpolitisierten to-
talitären System sollte im Laufe des Transformationsprozesses
das fehlende eigen – frei vom Staat - gesellschaftliche Leben
durch die Zivilgesellschaft ersetzt werden, die als Pufferzo-
ne zwischen Staat und Bürger dient. Gegenstandsbereich des
Begriffs bildet „das durch kommunikative Freiheiten geschütz-
te öffentliche Leben außerhalb der
ökonomischen und politischen Systeme entwickelter Industrie-
gesellschaften, das ohne ideologiekritische und/oder funktio-
nalistische Reduktionen namhaft gemacht werden soll.“12
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Die Abhängigkeit der Zivilgesellschaft vom Staat erreicht ih-
ren Höhepunkt im totalitären System. Neben der Abschaffung
des Mehrparteiensystems, dem Verwachsen zwischen Staat und
Partei, stellt die Errichtung einer totalen Kontrolle gegen-
über der Zivilgesellschaft einen wichtigen Schritt beim Auf-
bau eines totalitären Systems dar. Nachdem die totalitäre
Partei sich des Staatsapparats bemächtigt hat, versucht sie,
die Zivilgesellschaft unter Kontrolle zu bekommen. Das ge-
schieht zum Teil mit Hilfe der Massenorganisationen, die fast
alle Bürger erfassen und unter der Führung der Partei stehen.
Es vollzieht sich eine Zwangserfassung der Gesellschaft in
den staatlich kontrollierten Organisationen. Alle Bereiche
des gesellschaftlichen Lebens, die bei der traditionellen
bürgerlichen Demokratie frei vom Staat sind - Kunst, Litera-
tur, Familie - sind in einem totalitären System Objekt der
staatlichen Kontrolle.13 „Im extensiven politischen System um-
faßt Politik das ganze soziale System und beseitigt es.“14
Staat und Demokratie
Zuerst sind hier folgende Leitfragen zu klären: Wie definiert
man Demokratie, welche Formen hat sie, und wie verhalten sich
Staat und Demokratie zueinander. „Demokratie“ ist zu einem
beliebig interpretierbaren Begriff geworden, zu einer Art
Adelsprädikat für verschiedene politische Systeme. Definiti-
onsmonopol besitzen meistens die machtpolitischen Strukturen,
die mit dem Begriff ihre Herrschaft zu legitimieren versu-
chen. „Demokratie“ ist sehr oft
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„Pauschalrechtfertigung für jedwedes politische Handeln bis
hin zu internationaler Gewaltanwendung“.15 Im Namen der „Demo-
kratie“ werden sehr oft bewaffnete Interventionen gegen „sou-
veräne“ Staaten durchgeführt, deren Folge die Außerkraftset-
zung der Menschenrechte ist.
Zentrales Element des Demokratiebegriffs ist die Volkssouve-
ränität, die Identität des Volkswillens mit der Staatsgewalt
oder die Identität zwischen Regierenden und Regierten, was
aber nicht unbedingt bedeutet, daß das Volk unmittelbar die
Herrschaft ausübt. In der verbreiteten Form der repräsentati-
ven Demokratie wird die Machtausübung an Repräsentanten dele-
giert, was eine Kontrolle in Form von Beschränkungen der
Herrschaft unentbehrlich macht. Zu den wichtigsten Beschrän-
kungen gehören: die klassische Gewaltenteilung, das Rechts-
staatsprinzip und die Menschenrechte als vorkonstitutionell
geltende Größe.
Bei einer demokratischen Ordnung repräsentativer Prägung un-
terwirft sich der Bürger einer Herrschaft nur unter der Be-
dingung, daß die Kontrollmechanismen, wie z.B. die Gewalten-
teilung, effektiv funktionieren. Abstrahieren wir vom Modell
der Gewaltenverschränkung im Falle einer Kompatibilität der
Mandaten: Regierungsmitglieder sind gleichzeitig Parlamenta-
rier. Die klassische horizontale Gewaltenteilung wird oft in
der Verfassungsrealität stark deformiert im Sinne einer
Transformation der Legislative in ein Ausführungsorgan der
Exekutive, wobei die Legislative stark von Interessengruppen
und Lobbies beeinflußt wird. Die jeweilige Interessengruppe,
z.B. organisiert als Partei, verfügt machtpolitisch über den
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Parlamentarier, deren Karrierechancen davon abhängig sind.
Die Praxis der Repräsentation führt schließlich zur Bildung
einer parlamentarischen Oligarchie, anstelle einer parlamen-
tarischen Demokratie.
Nach der konservativ-liberalen Sicht wird die Demokratie als
Herrschaftsform, genauso wie die Monarchie oder die Aristo-
kratie verstanden. Wichtig dabei ist zu erwähnen, daß nach
dem Prinzip der Repräsentation für eine bestimmte Zeit Macht
übertragen wird, wobei die Möglichkeiten seitens der Wähler,
die Entscheidungen der Repräsentanten zu beeinflussen, rela-
tiv begrenzt sind. „Der zentrale Begriff der repräsentativen
Demokratie ist nicht die Volkssouveränität, nicht der Wille,
sondern das Amt. Alle verfassungsmäßige Kompetenz ist hier
Trust, fiduciary power, Treuhand, anvertraute Aufgabe, Amts-
gewalt, gegeben zum Zwecke der Realisierung der Zwecke des
Gemeinwesens.“16 Konstitutiv für die Demokratie als Herr-
schaftsform ist das Schema der Über- und Unterordnung, die
Dichotomie Herrschende - Beherrschte. Nach der fundamental-
demokratischen Sicht wird Demokratie als Lebensform verstan-
den, die alle Lebensbereiche umfaßt. Als Ziel demokratischer
Lebensform wird die Aufhebung der Beherrschung des Menschen
durch den Menschen definiert. „Nicht das Amt und die Reprä-
sentativität sind die zentralen Bestimmungsgrößen [...], son-
dern Teilung und Kontrolle von Herrschaft einerseits sowie
Freiheit von gesellschaftlichen Zwängen zwecks persönlicher
Entfaltung und Freiheit zur gesellschaftlichen Mitbestimmung
andererseits, das sind die konstitutiven Grundforderungen.“17
61
Die Repräsentationsdoktrin als zentrales Dogma des Parlamen-
tarismus geht von der Fiktion des „freien“ Mandates und einer
universalen Repräsentation aus. Die Verfassungsrealität kennt
aber kein freies Mandat im Sinne einer Unabhängigkeit des Ab-
geordneten, weil seine Freiheit lediglich normativ-abstrakt
ist. In der Realität ist der Repräsentant in von ihm nicht
transzendierbare Interessenkonstellationen eingebunden. „Die
unsere Verfassungsordnungen tragende Doktrin geht von der
Fiktion einer universalen Repräsentation aus, obwohl die je-
weilige Realverfassung nur eine partikulare Repräsentation
(im Sinne eines imperativen Mandates mit Bezug auf die Wei-
sungen der jeweiligen Lobby oder Partei) zuläßt.“18
Ziel der weiteren Untersuchung ist es zu erforschen, in wel-
chem Zusammenhang Demokratie als Herrschaftsform und der
Staat stehen. W.I.Lenin (1870-1924) unterstreicht in seinem
Werk „Staat und Revolution“, daß nicht nur in der Monarchie,
sondern auch in der demokratischen Republik der Staat Staat
bleibt, in dem Sinne, daß auch bei der Demokratie die beamte-
ten Personen nicht „Diener der Gesellschaft“ sind, sondern
ihre Organe sich in „Herren über die Gesellschaft“ verwan-
deln. „Die Demokratie ist eine Staatsform, eine der Spielar-
ten des Staates. Folglich ist sie, wie jeder Staat, eine or-
ganisierte, systematische Gewaltanwendung gegenüber Men-
schen.“19 Auch in der demokratischen Republik reichen die
Freiheiten des Individuums nur soweit, wie der Staat es zu-
läßt, ihre Einschränkung ist also institutionalisiert. So ge-
sehen ist die Demokratie als Staatsform eine Art Institutio-
nalisierung der Gegensätze zwischen Staat und Bürger, die
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sich unter einer fiktiven Identität zwischen Volk und Staat
verbirgt. Die Demokratie ist deshalb die adäquate Staatsform
des Kapitalismus, weil diese Form der Institutionalisierung
der Gegensätze funktioniert in dem Sinne, daß die auf den
rechten Gebrauch des Privateigentums verpflichteten Bürger
„ordentlich“ miteinander konkurrieren. Die Demokratie als
Herrschaftsform wird im Laufe der Transformation des Staates
überflüssig und folglich wird sie auch absterben. Engels
weist auf die wissenschaftliche Unrichtigkeit der Bezeichnung
„Sozialdemokrat“ hin mit dem Argument, daß die damalige Par-
tei als politisches Ziel die Überwindung des ganzen Staates,
also auch der Demokratie hat. Der Staat ist Bedingung für die
Existenz der Demokratie als Herrschaftsform. In einer Zu-
kunft, in der jede politische Herrschaft sich als überflüssig
erweist und der Staat langsam abstirbt, wird die Demokratie
als Herrschaftsform auch überflüssig.
Ganz anders sieht das Verhältnis Staat - Demokratie als Le-
bensform aus. „Akzeptiert man als Ziel jeder Demokratisierung
die Aufhebung von Herrschaft über Menschen, glaubt man fer-
ner, dieses Ziel durch Revolution nicht erreichen zu können,
dann bleibe als Lösung nur die Mobilisierung vieler Menschen
für die Idee der Demokratisierung in allen gesellschaftlichen
Bereichen.“20 Mobilisierung der Massen wird als Möglichkeit
zur verbindlichen Partizipation am Prozeß der Entscheidungs-
bildung verstanden. Selbstverwaltung herrscht erst in diesem
Stadium, in dem die Entscheidungsbildung vergesellschaftet
wird, was bei Demokratie als Herrschaftsform nicht der Fall
ist. Vergesellschaftung der Entscheidungsbildung bedeutet,
daß es keine absolute Entscheidungsvollmacht
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der Herrschenden mehr gibt. Die Subsysteme werden nicht hier-
archischer Verfügung überlassen und die Betroffenen können
sich selbst organisieren. 21 Je mehr Entscheidungsbefugnisse
nach dem Subsidiaritätsprinzip auf die unteren Ebenen verla-
gert werden, so daß die unmittelbar Betroffenen an der Aus-
übung der Funktionen der Staatsmacht beteiligt sind, umso we-
niger bedarf es dieser Macht in ihrer heutigen Form - privi-
legiertes Beamtentum, Polizei, Heer usw. Der Staat mit seinem
bürokratischen Apparat ist also ein Hindernis für die Reali-
sierung der Idee der Demokratie als Lebensform, weil er seine
Souveränität nach unten sehr ungern abgibt. Während die Demo-
kratie als Herrschaftsform ohne den Staat nicht denkbar ist,
so ist Demokratie als Lebensform innerhalb des Staates, so
wie wir ihn heute vorfinden, nicht realisierbar.
Der Prozeß des Absterbens des Staates
Nachdem eine Präordination des Staates gegenüber der Gesell-
schaft festgestellt wurde, stellt sich nun die Frage: Wie
kann sich die Gesellschaft von dieser übergeordneten Macht
wieder emanzipieren? Zuerst schafft sich die Gesellschaft ein
Organ zur Wahrung ihrer gemeinsamen Interessen gegenüber in-
neren und äußeren Angriffen: die Staatsgewalt. Kaum entstan-
den, verselbständigt sich aber dieses Organ gegenüber der Ge-
sellschaft.22 Als Ziel der Transformation des Staates fungiert
die Aufgabe, „den Staat aus einem der Gesellschaft übergeord-
neten in ein ihr durchaus untergeordnetes Organ zu verwan-
deln“23. Im Ersten Entwurf zum „Bürgerkrieg in Frankreich“,
der sich auf den Erfahrungen der Pariser Kommune von
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1871 stützt, formuliert Marx als wichtige Aufgabe der revolu-
tionären Umwandlung, den Staat als „zentralisierte und orga-
nisierte Regierungsgewalt“ zu zerbrechen, die sich in einer
präordinären Stellung gegenüber der Gesellschaft befindet.24
Als historischer Versuch war die Kommune nach Marx „nicht ei-
ne Revolution gegen diese oder jene - legitimistische, kon-
stitutionelle, republikanische oder kaiserliche - Form der
Staatsmacht. Die Kommune war eine Revolution gegen den Staat
selbst, gegen diese übernatürliche Fehlgeburt der Gesell-
schaft;“25
Die erste Phase der Transformation des Staates charakteri-
siert sich also mit einer wesentlichen Veränderung des Ver-
hältnisses Staat - Gesellschaft. Sie äußert sich in der
„Rücknahme der Staatsgewalt durch die Gesellschaft als ihre
eigene lebendige Macht, an Stelle der Gewalt, die sich die
Gesellschaft unterordnet und sie unterdrückt [...]“26 Die Fra-
ge, wie sich diese Veränderung vollzieht oder ob die Revolu-
tion als adäquates Mittel betrachtet werden kann, wird hier
nicht zur Diskussion gestellt. Es geht zuerst um die objekti-
ve Notwendigkeit, die präordinäre Stellung des Staates gegen-
über der Gesellschaft abzuschaffen. Das bedeutet aber nicht,
daß der Staat in dieser Phase abgeschafft werden kann. Es be-
ginnt ein langwieriger Prozeß, den wir als zweite Phase der
Transformation bezeichnen: das Absterben des Staates. Diese
zweite Phase charakterisiert sich dadurch, daß die Interven-
tion der Staatsgewalt in die gesellschaftlichen Verhältnisse
überflüssig wird. Die Verwaltung von Sachen und die Leitung
von Produktionsprozessen ersetzt die Regierung über Personen,
der Staat stirbt ab.27
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Die Darstellung des Prozesses des Absterbens des Staates ist
kein Ziel an sich, sondern viel wichtiger ist hier zu analy-
sieren, in welchem Zusammenhang das Absterben „des Staates
überhaupt“ zum Absterben des Nationalstaates als seine ge-
schichtliche Verwirklichung steht. Das Gemeinsame in diesen
beiden Prozessen ist, daß es die ökonomischen Grundlagen
sind, die determinierend wirken. Engels sucht die Grundlagen
des Absterbens des Staates in der Entwicklung der Produktiv-
kräfte. Erst ein hohes Niveau der Entwicklung der Produktiv-
kräfte ermöglicht eine adäquate Form der Produktionsverhält-
nisse, nämlich freie und gleiche Assoziation der Produzenten.
Das Absterben des Staates ist Folge dieser Transformation.
„Die Gesellschaft, die die Produktion auf Grundlage freier
und gleicher Assoziation der Produzenten neu organisiert,
versetzt die ganze Staatsmaschine dahin, wohin sie dann gehö-
ren wird: ins Museum der Altertümer, neben das Spinnrad und
die bronzene Axt.“28
Die wirtschaftlichen Grundlagen sind auch bei der Genesis des
Nationalstaates deutlich zu erkennen. Nicht der Patriotismus
und nicht das Zusammengehörigkeitsgefühl haben die heutigen
Nationalstaaten formiert, sondern die Erfordernisse der kapi-
talistischen Wirtschaft. Der Feudalismus hinterließ in Europa
zahlreiche Fürstentümer, deren unnatürliche Grenzen ein Hin-
dernis für die freie Bewegung des Produktionsfaktoren Kapital
und Arbeit darstellten. „Alle paar Meilen weit ein anderes
Wechselrecht, andere Bedingungen bei Ausübung eines Gewerbes,
überall, aber überall andere Schikanen, bürokratische und
fiskalische Fußangeln [...]“29 Die Forderungen
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nach Freizügigkeit für alle Bürger und einheitliche Gesetzge-
bung „waren nicht mehr patriotische Phantasien überspannter
Studenten, das waren jetzt notwendige Lebensbedingungen der
Industrie.“30 Die Dynamik in der Entwicklung der Basis, d.h.
der materiellen Produktivkräfte und deren entsprechenden
Produktionsverhältnisse, widerspiegelt sich im gesellschaft-
lichen Überbau, der aus den staatlichen, politischen, recht-
lichen Institutionen und den entsprechenden Bewußtseinsformen
besteht. Der Staat als Element des Überbaus verändert sich
mit der Entwicklung der Basis. Das Verhältnis von Basis und
Überbau kann man aber nicht allein als Determinationsverhält-
nis von Ursache und Wirkung, sowie deren Folge erklären. Die
Basis ist das sich letztlich durchsetzende Moment, das
schließt nicht aus, daß der Überbau durch den feed back-
Mechanismus seinerseits auch auf die Basis einwirken kann.
Der Prozeß des Absterbens des Staates und das Absterben des
Nationalstaates als seine (des Staates) geschichtliche Ver-
wirklichung stehen im engen Zusammenhang miteinander. Die
Emanzipierung der Gesellschaft von der entfremdeten Macht des
Staates (die erste Phase) eröffnet neue Möglichkeiten der Ge-
staltung des menschlichen Zusammenlebens. Auch die neue glo-
bale Weltgesellschaft läßt sich nicht in ihren Dimensionen
von den Schranken der Nationalstaaten begrenzen. So ist der
Nationalstaat von wichtiger Bedingung der Entwicklung zum
Hindernis geworden. Der Nationalstaat verkörpert in sich
gleichzeitig historischen Fortschritt und historischen Rück-
schritt. „Historisch war die Nation gegenüber früheren Ord-
nungsformen ein Fortschritt, einerseits weil
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sich größere Einheiten als die zahlreichen Kleinkönigreiche
und Stammesfürstentümer zusammenfanden, nämlich zur Nation
une et indivisible, und anderseits, weil sich die neuen Na-
tionalstaaten aus republikanischem Geist konstituierten. Die
Sehnsucht nach politischer Freiheit inspirierte ihre Schöp-
fer. Das Volk trat als selbstbewußtes Subjekt auf. Anstelle
loyal der Dynastie dienender Untertanen fanden sich freiheit-
liche Bürger zusammen und schufen die Nation als Willens- und
nicht mehr als bloße Herkunftsgemeinschaft.“ 31
Als Relikt früherer historischer Entwicklung ist aber der Na-
tionalstaat nicht mehr als Modell dafür geeignet, die neu
entstandenen globalen Probleme zu lösen, weil diese Probleme
nur auf einer weiteren supranationalen oder sogar weltweiten
Ebene gelöst werden können. Die Transnationalisierung der
Produktion, die Globalisierung der Finanzmärkte oder die In-
ternationalisierung des Informationsmarktes sind weltweite
Vorgänge, die sich der Einflußmöglichkeiten des National-
staates entziehen. Es existieren „Problembereiche, die sich
nicht mehr als die Summe unkoordinierter, nationaler Politi-
ken angemessen bearbeiten lassen.“32 Die Menschen leben heute
nicht mehr in einer nationalen, sondern in einer globalen
Schicksalsgemeinschaft. Im Unterschied zur herkömmlichen Welt
der Nationalstaaten ist die neue internationale „Gesell-
schaftswelt“ durch neue Interessen konditioniert, die nicht
mit den nationalstaatlichen Interessen identisch sind. Der
Nationalstaat, der seine Existenz dem aufkommenden Kapitalis-
mus im 18.Jh. zu verdanken hat, wird immer mehr zum Hindernis
der kapitalistischen Entwicklung. „In der Gesellschaftswelt
sind Marktzugang und Durchsetzung internationa
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ler Marktchancen in der Rivalität der Produktionseinheiten
vorrangig; denn die kapitalistische Wirtschaft ist produkt-,
nicht gebietsorientiert; territoriale Ansprüche und Kämpfe um
Grenzverschiebungen sind obsolet geworden.“33 Die Rivalität
der Produktionseinheiten ist deutlicher ausgeprägt als die
Rivalität der Nationalökonomien und ihre Interessen stimmen
nicht mit den nationalstaatlichen überein. Schließlich kon-
kurrieren auch auf dem europäischen Binnenmarkt multina-
tionale Unternehmen und nicht Nationalstaaten. Das weitere
Bestehen des Nationalstaates widerspricht der historischen
Logik der Entwicklung des Kapitalismus. Nachdem der National-
staat seine geschichtliche Mission erfüllt hat, stirbt er
langsam ab.
Die herrschaftsfreie Gesellschaft als Alternative
Die Beseitigung jeglicher Herrschaft und damit jeglicher Un-
terdrückung des Menschen durch den Menschen ermöglicht die
Suche nach neuen auf absolute Freiheit gegründeten Formen des
menschlichen Zusammenlebens. In seiner „Anthropologie in
pragmatischer Hinsicht“ (1798) untersucht Immanuel Kant die
möglichen Kombinationen zwischen Gesetz, Freiheit und Gewalt,
wobei er die Formel „Gesetz und Freiheit ohne Gewalt“ nicht
ausschließt. 34 Diese Gedankenkonstruktion impliziert die For-
derung nach der Freiheit des Individuums, dessen Entwicklung
durch keinerlei auf Gewalt gegründete Herrschaft behindert
werden soll.
Edmund Burke (1729 - 1797), der die nicht auf feste Institu-
tionen gegründete Gesellschaft mit der „politischen Gesell
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schaft“ vergleicht, kommt zu der Schlußfolgerung, daß die
letzte keine Verbesserung sonder eine Verschlimmerung mit
sich gebracht habe: „Man bemerkte, daß die Menschen unbezähm-
bare Leidenschaften besäßen, die es notwendig machten, sich
gegenüber der Gewalt zu schützen, die sie gegeneinander auf-
wenden könnten. Man ernannte aus diesem Grunde Herrscher über
die Menschen! Aber eine schlimmere und verwirrende Schwierig-
keit entstand daraus: Wie verteidigt man sich gegen die Herr-
scher?“36 In seiner Tradition verbleibend schlägt William
Godwin (1756 - 1836) die Dezentralisierung als Alternative
zum Staat und zu jeder Art von Regierung vor. Die Rationali-
tät des Einzelnen und der kleinen Gruppen ermöglichen nach
Godwin freie Vereinbarungen, die nicht institutionalisiert
werden müssen.37
Das Streben nach Vereinigung von persönlicher Freiheit und
sozialer Harmonie stellt eins der wichtigsten Themen des Wer-
kes von Pierre-Joseph Proudhon (1809 - 1865). Proudhon kriti-
sierte sowohl die Monarchie als Herrschaftsform, als auch die
Demokratie, die er als „Tyrannei von Mehrheiten“ bezeichnete.
Für Proudhon war die Monarchie ein Hammer, der das Volk nie-
derschlägt und die Demokratie eine Axt, die es entzweit, bei-
des endet mit dem Tod der Freiheit. Ein neues Regierungssy-
stem sei keinesfalls die Lösung, sondern die Abschaffung al-
ler Arten von Herrschaft. „Alle Menschen sind gleich und
frei: Die Gesellschaft ist also ihrer Natur und ihrer Bestim-
mung nach autonom und sozusagen unregierbar [ingouvernab-
le].“38 Proudhon nimmt an, daß man eine ökonomische Ordnung
verwirklichen kann, auf der Basis des freien Vertrags zwi-
schen Individuen, die der politischen nicht mehr
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bedarf. „Wenn das politische Leben und die private Existenz
miteinander identisch werden, wenn durch die Lösung der wirt-
schaftlichen Probleme zwischen den gesellschaftlichen und den
individuellen Interessen Gleichgewicht bestehen wird, wenn
sie solidarisch sind, dann wird deutlich werden, daß aller
Zwang verschwunden ist...“39 Das von Proudhon vorgeschlagene
Zukunftsmodell sieht vor, die Gesellschaft in Föderationen
auf der Basis des freien Vertrags zu organisieren. Europa
sollte auch eine Vereinigung kleiner Föderationen werden, die
unabhängig von ihrer Größe völlig gleichgestellt sind. Unter
Föderation versteht Proudhon weder eine Weltregierung noch
eine Föderation von Staaten. Das Prinzip des föderativen Zu-
sammenschlusses beginnt schon mit der einfachsten Stufe der
Gesellschaft. Die Verwaltungsorgane sind unter direkter Kon-
trolle des Volkes auf kommunaler Ebene organisiert. Der Ver-
waltungscharakter der Föderation endet mit dieser Ebene.
Oberhalb dieses Niveaus übernimmt die Föderation nur eine Ko-
ordinierungsfunktion zwischen den lokalen Einheiten. Die Na-
tion konstituiert sich als ein föderativer Zusammenschluß von
Regionen und Europa als Föderation der Föderationen, in der
die Interessen der kleinsten Provinz ebensoviel Gewicht haben
werden, wie die der größten.40
Zu den kompliziertesten Fragen, die vor der politischen Phi-
losophie stehen, gehört die Frage, wie wird eine gesell-
schaftliche Organisation ohne Autorität und ohne Regierung
aussehen? Welche sind die Prinzipien einer neuen poststaatli-
chen Organisationstheorie? Die neue Organisation wird mögli-
cherweise folgenden Kriterien entsprechen:
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1.  Freiwilligkeit, d.h. nicht aufgezwungen und von oben ge-
lenkt.
2.  Funktionsgerecht. Viele der heutigen staatlichen Organisa-
tionsformen neigen dazu, weiter zu bestehen, auch wenn sich
ihre ursprüngliche Funktion schon längst überlebt hat.
3.  Zeitlich begrenzt. Bei einer permanenten Existenz domi-
niert das Interesse am eigenen Überleben, die eigentliche
Funktion ist nicht mehr so wichtig wie die Interessen der
Funktionäre.
4.  Klein. In einer kleinen Gruppe entfalten sich weniger bü-
rokratische und hierarchische Tendenzen. Man versucht, die
im großen Maßstab organisierten Funktionen in solche Funk-
tionen zu zerlegen, die von kleinen funktionellen Gruppen
organisiert werden können, die miteinander auf föderativer
Weise verbunden sind.41
Die folgenden Überlegungen basieren auf der sog. „Theorie der
spontanen Ordnung“. Colin Ward formuliert: „Angesichts eines
gemeinsamen Bedürfnisses wird eine zufällige Ansammlung von
Menschen durch Versuche und Irrtümer, durch Improvisation und
Experiment aus dem Chaos heraus Ordnung entwickeln - und die-
se Ordnung wird dauerhafter sein und in einem engeren Ver-
hältnis zu ihren Bedürfnissen stehen als irgendeine von außen
aufgezwungene Ordnung.“42 Als Beispiel für Spontaneität können
Ad-hoc-Organisationen dienen, die in unkonventionellen Situa-
tionen entstehen und meistens den bestehenden organisatori-
schen Formen überlegen sind. Die Gesellschaft, die sich
selbst überlassen ist, entwickelt sol
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che Lösungen, die von einer übergeordneten Führung nicht zu
erwarten sind.
Es gibt also grundsätzlich zwei Gesellschaftsmodelle. Das er-
ste Modell, das die Grundlage der Theorie des Managements
bildet, kann man als Modell der starren pyramidenartigen
Hierarchie bezeichnen. Die Kommunikations- und Befehlsstränge
verlaufen von oben nach unten, die Entscheidungsmöglichkeiten
jeder Ebene sind begrenzt. Die wichtigsten Entscheidungen
werden in der Regel von Leuten getroffen, die einen höheren
Rang in der Hierarchie einnehmen, wobei die betroffene Ebene
wenig Einflußmöglichkeiten besitzt.
Das zweite Modell kann man mit dem kybernetischen Modell sich
selbst organisierender Systeme vergleichen. Ein solches Sy-
stem ist durch eine sich ständig ändernde Struktur gekenn-
zeichnet. Die vielen Variationsmöglichkeiten machen es mög-
lich, adäquat den Veränderungen der Umgebung zu reagieren.
Die Entscheidungskompetenz ist nicht nur auf den oberen Ebe-
nen konzentriert, sondern ist über das ganze System mehr oder
weniger gleichmäßig verteilt. Man sucht neue Organisations-
formen für die gesellschaftlichen Funktionen, die heute der
Staat mit seinem bürokratischen Apparat zu erfüllen versucht.
Die heutige Gesellschaft braucht hochentwickelte Methoden der
sozialen Lenkung, diese Lenkung muß aber kein Element des po-
litischen Zwangs enthalten. Soziale Macht ist nicht mit poli-
tischer Macht identisch, weil letztere immer von Zwangsmetho-
den begleitet wird. „Die Macht [...] bleibt nur so lange poli-
tisch, wie die Menschen darauf bestehen, ihre sozialen und
wirtschaftlichen Probleme mit Hilfe der in
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den Händen des Staates befindlichen Zwangsmittel zu lösen. Wo
die Menschen freiwillig zusammenarbeiten, um ihre Probleme
selbst zu lösen, da wird das Wesen der Macht in wunderbarer
Weise verwandelt.“43 Das heißt nicht, daß man den Staat mit
Zwang und Gewalt zerstören muß, vielmehr geht es hier darum,
Zwang und Gewalt als Mittel zur Aufrechterhaltung der sozia-
len Ordnung zu verneinen. Der Staat ist keinesfalls eine na-
türliche oder sogar unvermeidliche Erscheinung des gesell-
schaftlichen Lebens, die die Menschen spontan von sich her-
vorbringen, der Staat entspringt dem „Instinkt der Herr-
schaft“ und nicht dem „Instinkt der Assoziation“.44
3 2  Anachronismus nationalstaatlicher Souveränität
Die fehlende Fähigkeit des Nationalstaates, seine Souveräni-
tät nach innen und nach außen zu verteidigen, signalisiert
das Ende des Zeitalters der souveränen Nationalstaaten. Die
Souveränität nach außen kann „mittlerweile die Lebensfähig-
keit der politischen und gesellschaftlichen Systeme gefährden
- im Gegensatz zum 19. Jh., indem sie eine Voraussetzung da-
für bildete.“45 Die Souveränität nach innen ist durch die mehr
oder weniger autonome Teilsysteme der Gesellschaft (z.B.
Wirtschaft) begrenzt.
Der französische Staatsdenker und Jurist Jean Bodin (Jo-
hannes Budinus 1529/30 - 1596) formulierte in seinem
Hauptwerk „Six livres de la République“ im Jahre 1576 die
Souveränität als „puissance absolute et perpetuelle“.46 Zehn
Jahre später publizierte er eine teilweise veränderte latei
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nische Version des Werks - De republica libri six. Souveräni-
tät ist nach Bodin „die höchste, nicht abgeleitete, umfassen-
de und nach innen wie nach außen unbeschränkte Hoheitsge-
walt.“47 Bodin definiert den Staat als eine Ansammlung von
Haushalten (mesanges), die kraft höchster Gewalt in einer
Einheit gehalten werden. Diese höchste Gewalt muß souverän,
d.h. keiner anderen irdischen Macht unterstellt sein. Souve-
ränität ist die absolute und immerwährende Macht, in „ihr
versammelt sich die oberste maßgebliche, ordnende, somit im
Grunde alleinige Entscheidungskompetenz auf Erden, die damit
nun von einer früher gegebenen Vielzahl von Personalverbänden
und Amtsinhabern auf den Staat übergeht. Der neuzeitliche
Staat - als das herrscherliche Gebilde, das eine ganze Nation
umgreift und ein geschlossenes nationales Territorium umfaßt
- ist hier in der Theorie grundgelegt.“48
Im theoretischen System von Bodin nimmt die Monarchie eine
zentrale Stellung ein. Er läßt zwar grundsätzlich offen, ob
die Souveränität dem Monarchen, dem Volk oder dem Adel ge-
bührt. Gleichzeitig meint er aber, daß die Souveränität in
der absoluten Monarchie am besten erreichbar ist, weil dort
die Staatsgewalt von keinen einschränkenden Faktoren abhängig
ist. Der Monarch, der ähnlich wie der über die ganze Welt
transzendent herrschende Gott, ist in der Lage, die Souverä-
nität persönlich zu repräsentieren und zu verkörpern. „Er
wird mit dem Souveränitätsprinzip schlechthin identisch, die
Staatssouveränität geht faktisch in die Herrschersouveränität
auf.“49 Der souveräne Monarch ist selbst an die von ihm ausge-
henden Gesetze nicht gebunden (princeps legibus solutus),
seine Souveränität ist unbeschränkt, seine Gewalt -
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absolut (puissance absolute). Während der Monarch sich jeder-
zeit über die Gesetze hinwegsetzen kann, sind die nicht sou-
veränen Bürger bloß Untertanen (sujets). Nach Bodins Auffas-
sung bedeutet Souveränität nichts anderes als die Macht, Ge-
setze zu geben, aber auch Gesetze zu brechen. Der einschrän-
kende Mechanismus der Gewaltenteilung (Legislative, Exekutive
und Judikative) existiert im Bodins System nicht.
Die politische Philosophie des post-absolutistischen Zeital-
ters unterschiedet zwischen drei Varianten des Souveräni-
tätsbegriffs: Volkssouveränität, Parlamentssouveränität und
Verfassungssouveränität. Seit der Französischen Revolution
identifiziert man die Volkssouveränität mit der tatsächlichen
Herrschaftsgewalt. Das Konzept der Volkssouveränität bringt
in der Praxis viele Schwierigkeiten mit sich. „Einig ist man
sich zwar, daß heutzutage ‘alle Staatsgewalt’ irgendwie ‘vom
Volke ausgeht’, nicht aber darüber, wo sie dann hingeht und
was das ‘Ausgehen’ impliziert.“50 Oft wird in der Literatur
das Schweizer Modell als Beispiel für Volkssouveränität zi-
tiert, obwohl nach der Meinung von Kielmannsegg es unter den
Staaten der Welt keinen gibt, „in dem das Volk im blanken und
einfachen Sinn des Wortes als Souverän herrscht“51 Obwohl das
Modell der reinen direkten Demokratie als unpraktikabel gilt,
besitzt das schweizerische Regierungssystem, die die Schwei-
zer selbst als „halbdirekte Demokratie“ bezeichnen, wesentli-
che Unterschiede zum britischen oder deutschen System. Die
Befugnisse der Staatsorgane auf Bundes- und auf Kantonsebene
sind an „den Vorbehalt der Rechte des Volkes“ gebunden, so
Art. 71 der Bundesverfassung, der allerdings die Kompetenz-
kompetenz dem Volk und den
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Kantonen gemeinsam zuspricht. Das Bundesvolk „teilt“ also ih-
re Souveränität mit den Kantonen und innerhalb der Kantone,
besonders im deutschsprachigen Raum, wird aber wiederum die
Volksherrschaft in der Form der direkten Demokratie prakti-
ziert. Das die Kompetenzkompetenz beim Volke liegt, bedeutet
in der Praxis folgendes: die Bundesverfassung kennt keine Ge-
neralklausel, sondern jede Zuständigkeitsausweitung erfordert
eine Verfassungsänderung, die wiederum dem obligatorischen
Referendum unterliegt. Das Volk kann auf Verfassungsebene di-
rekt initiativ werden, es reichen nur 100 000 Stimmbürger, um
eine Verfassungsänderung zu verlangen. Das spricht für eine
breite Interessenberücksichtigung, wobei die Minderheiten
nicht ausgeschlossen sind. Die Kritiker des schweizerischen
Strukturkonservatismus bezeichnen die langwierigen Entschei-
dungsverfahren, die bei den Zügen der direkten Demokratie un-
vermeidbar sind, als Nachteil. Angesichts der Legitimität des
Systems sind aber die direktdemokratischen Instrumente völlig
akzeptabel. „Da dank der direktdemokratischen Instrumente ein
Jeder entscheidend zum Zustandekommen oder zur Verhinderung
von Gesetzen hätte beitragen können, dürfte er sie nicht als
von außen Auferlegtes empfinden, sondern als Ausdruck eigenen
Willens bzw. Duldens.52
Als Realmodell der Parlamentssouveränität gilt das Regie-
rungssystem Großbritanniens. Dem britischen Verfassungsver-
ständnis nach ist die Macht des Parlaments von nichts und
niemandem einschränkbar. Obwohl die Rolle des Volkes als Sou-
verän im Art. 20 des Grundgesetzes klar definiert ist, halten
einige Vertreter der deutschen Staatsrechtslehre ge
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nerell die Vorstellung eines Souveräns mit der Verfassungs-
staatlichkeit als unvereinbar. Das Volk ist selbst kein Sou-
verän, es hat nur bestimmte, ihm von der Verfassung zugewie-
sene Kompetenzen, man spricht von Verfassungssouveränität.53
Das in der Schweiz, Großbritannien und in Deutschland vor-
herrschende Souveränitätsverständnis spiegelt sich in der Be-
reitschaft wider, supranationalen Zusammenschlüssen beizutre-
ten. In der Schweiz herrscht die Meinung, daß ein EU-Beitritt
eine Abkehr vom Modell der Volkssouveränität impliziere. Die
Briten sehen wiederum ihre Parlamentssouveränität bei einer
Vertiefung der Integration als gefährdet : „Gelten in der
Schweiz deren eigene Entscheidungsstrukturen als ‘nicht euro-
pa-tauglich’, so in Großbritannien die europäischen als nicht
‘UK-tauglich’[...] Daß auf europäischer Ebene Letztentschei-
dungen gefällt werden können, verträgt sich nicht mit der
Doktrin der Parlamentssouveränität.“54 Zentrales Element des
deutschen Konzepts der Verfassungssouveränität ist die Ein-
haltung von Normen. Im Vordergrund steht nicht der aktive
Souverän: Volk oder Parlament. So bedeutet Integration nicht
die Einschränkung der Rechte des Souveräns, sondern Ergänzung
oder Ersetzung gegebener Normen.
Wenn die Souveränität der heutigen Nationalstaaten in ihrer
Ausprägungen als Volks-, Parlaments- oder Verfassungssouverä-
nität an die theoretischen Vorstellungen von Bodin gemessen
wird, so erscheint sie als logisch nichtig. In keiner der
Formen kann die Rede von absoluter untrennbarer Gewalt im
Sinne der Definition von Bodin sein. Schließlich be
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steht nach Bodin die Souveränität in ihrer absoluten Form,
oder sie besteht nicht.55
Anstelle des anachronistischen nationalstaatlichen Souverä-
nitätskonzepts entwickelt sich heute eine Vielfalt abgestuf-
ter Souveränitätskonzepte; souverän ist, wer sich selbst be-
stimmt und das kann auch eine Region sein56 im Unterschied zur
alten, sich seit den Staatsbildungsprozessen bestehenden
Weltordnung, die nur auf dem Staat als souveränem Akteur ba-
siert.57 Die heutigen Nationalstaaten sind nicht nur durch den
Informationsfluß, sondern auch materiell miteinander ver-
netzt, so daß ihr Spielraum nach außen sehr begrenzt ist.
Probleme der Sicherheit, die Entwicklungs- und Ökologiepro-
bleme lassen „zufriedenstellende Lösungen in einem rein na-
tionalen Rahmen nicht mehr zu.“58
Andererseits muß der Nationalstaat „immer mehr Autonomie an
seine Regionen abgeben [...] und verliert damit schleichend,
aber permanent Souveränität nach innen.“59 Die Globalisierung
und die Regionalisierung sind zwei miteinander kompatiblen
Prozessen, die parallel verlaufen können. Der Nationalstaat
ist einerseits „zu klein“, um die globalen Probleme mit sei-
nen begrenzten Ressourcen zu lösen; andererseits ist er „zu
groß“, um den spezifischen regionalen Interessen adäquat ent-
gegenzukommen. Ein supranationales System, im dessen Rahmen
die Regionen sich frei entwickeln können, wäre eine bessere
Lösung als der Nationalstaat. „Supranationaler Föderalismus
und regionaler Partikularismus ergänzen einander komplementär
zu einer neuen Ordnung. Für den unitarischen Nationalstaat
bleibt in diesem Konzept kein Platz. Er
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schafft innerhalb seiner Grenzen ein Gefälle Zentrum - Peri-
pherie; er verhindert durch seinen Souveränitätsanspruch In-
tegration; durch seine Größe und Undurchschaubarkeit ist er
menschenfeindlich.“60
Eine neue supranationale Einheit steht nicht entfremdet der
Vielfalt der Regionen gegenüber. Zwischen Einheit und Viel-
falt besteht ein dialektisches Verhältnis. Einheit ohne Viel-
falt ist Diktatur, sagte der französische Physiker, Mathema-
tiker und Religionsphilosoph Blaise Pascal (1623-1662), Viel-
falt ohne Einheit ist Chaos.61 Unter integrativem Aspekt
stellt die Regionalisierung im Unterschied zu der herkömmli-
chen nationalstaatlichen Struktur kein Hindernis dar. Die Ho-
mogenität des Nationalstaates verhindert die freie Entfaltung
der Eigenartigkeit der Regionen; desto größer wird die Akzep-
tanz einer supranationalen Konstruktion, in der die kleineren
territorialen Einheiten über mehr Autonomie verfügen werden.
Schließlich ist der Nationalstaat nicht mehr in der Lage,
seinem nach der Zeit der Aufklärung und der Französischen Re-
volution erklärten Ziel - Gewährleistung der freien Entwick-
lung des Individuums- zu dienen. Der Nationalstaat erscheint
sehr „anonym“ gegenüber den Interessen des Individuums im
Vergleich zu den Regionen, wo das Individuum mit seinen kon-
kreten, spezifischen Bedürfnissen besser aufgehoben ist.
Angesichts der neuen Herausforderungen scheint der National-
staat als politische Ordnungsform in seiner Erscheinung als
territorial gebundene administrative Einheit nicht mehr funk-
tionsgerecht. Die sich empirisch verstehende These vom
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Ende des Nationalstaates hat verschiedene Varianten, an die-
ser Stelle werden die wichtigsten noch einmal zusammenfassend
systematisiert:
• aus der ökonomischen Perspektive: die Globalisierung.(vgl.
dazu Kapitel 4);
• im innen- und außenpolitischen Aspekt, zunehmende Verge-
sellschaftung der Innen- und Außenpolitik. In der Innenpo-
litik etabliert sich langsam die Selbstorganisation als Al-
ternative zu den allumfassenden staatlichen Regelungen. In
der internationalen Politik werden nichtstaatliche transna-
tionale Zusammenhänge immer häufiger.62 So prognostiziert
Ernst-Otto Czempiel, daß die Staatenwelt von einer Gesell-
schaftswelt abgelöst werde. Herbert Dittgen kommentiert
diese These, in dem er betont: „In der Gesellschaftswelt
gehe es nicht mehr darum, die Existenz zu erhalten, sondern
nur darum, sie zu entfalten. Unüberhörbar sind die Anklänge
an den gesellschaftlichen Universalismus des kommunisti-
schen Manifests, in dem vorausgesagt wird, daß an die Stel-
le von Herrschaft von Menschen über Menschen die freie As-
soziation der Menschen treten wird;“63
• angesichts des Ausgangs des Ost-West-Konflikts. In seinem
Buch: „Das Ende der Demokratie“ erklärt Jean-Marie Guéhen-
no, daß mit dem Ende der Ost-West-Konfrontation das Zeital-
ter der Nationalstaaten endgültig seinen Abschluß gefunden
hat. Wie ein Magnet habe der Ost-West-Konflikt das erstarr-
te System der Nationalstaaten gehalten, der Magnet ist heu-
te nicht mehr präsent, und die territoriale Basis der poli-
tischen Modernität wird immer mehr durch die wirtschaftli-
che Modernität unterminiert. Herbert Dittgen kommentiert in
diesem Zusammenhang: „An die Stelle des Gehäu
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• ses des Nationalstaates tritt nach dem Muster transnationa-
ler Wirtschaftskonzerne ein Netzverbund, der sich von ter-
ritorialen Ordnungsformen loslöst und ein offenes System
ohne Grenzen repräsentiert. Das Ende des Nationalstaates
bedeutet zugleich das Ende der Politik. Begriffe wie Macht
und Legitimität verlieren [...] schlicht ihre Bedeutung. Die
Frage nach der Legitimität ist dann so sinnvoll wie die
Frage nach der Rechtmäßigkeit eines Computerprogrammes.“64
Die sich empirisch verstehende These von dem Ende des Natio-
nalstaates in ihren oben angeführten Varianten, wird durch
eine normative Feststellung ergänzt, die ihre präziseste Form
in der Auffassung Jürgen Habermas gefunden hat: „Der Natio-
nalstaat war seinerzeit eine überzeugende Antwort auf die hi-
storische Herausforderung, ein funktionales Äquivalent für
die in Auflösung begriffenen frühmodernen Formen der sozialen
Integration zu finden. Heute stehen wir vor einer
analogen Herausforderung. Die Globalisierung des Verkehrs und
der Kommunikation, der wirtschaftlichen Produktion und ihrer
Finanzierung, des Technologie- und Waffentransfers, vor allem
der ökologischen und der militärischen Risiken stellen uns
vor Probleme, die innerhalb eines nationalstaatlichen Rahmens
oder auf dem bisher üblichen Wege der Vereinbarung zwischen
souveränen Staaten nicht mehr gelöst werden können. Wenn
nicht alles täuscht, wird die Aushöhlung der nationalstaatli-
chen Souveränität fortschreiten und einen Auf- und Ausbau po-
litischer Handlungsfähigkeiten auf supranationaler Ebene nö-
tig machen, den wir in seinen Anfängen schon beobachten.“65
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Als Beispiel für den Anachronismus nationalstaatlicher Souve-
ränität kann man den Funktionswandel der zwischenstaatlichen
Grenzen anführen. Die Grenzen des Nationalstaates hatten frü-
her folgende politische und soziale Funktionen 66:
Traditionelle militärische Funktion: Schutzfunktion. Mit der
Entwicklung neuer Waffensysteme mit interkontinentaler
Reichweite und Koordinierung aus dem Weltraum sind die alten
Nationalgrenzen im militärischen Aspekt schon längst bedeu-
tungslos geworden.
Rechtliche Funktion: Abgrenzung eines Rechtsraumes. Auch die
Menschenrechte, die einen universalen und vorstaatlichen Cha-
rakter haben, sind heute auf den verfassungsrechtlichen
Schutz im Nationalstaat angewiesen. Mit dem Versuch einer
verbindlichen Regelung auf europäischer Ebene in der Form ei-
ner Grundrechtscharta ist eine neue Tendenz erkennbar, die
nationalstaatlichen Grenzen obsolet erscheinen läßt.
Wirtschaftliche Funktion: Kontrolle und Protektionismus. Der
Nationalstaat hat schon längst die Kontrolle über den globa-
len Kapitalverkehr verloren. Die transnationalen Konzerne
operieren im Rahmen, die weit über die engen nationalstaatli-
chen oder gar kontinentalen Grenzen hinauslaufen. Die regio-
nalen Freihandelszonen, die globalen Finanzmärkte lassen
Grenzen als einen Anachronismus erscheinen, so daß für die
Wohlfahrt nicht mehr die Volkswirtschaft, sondern der Welt-
markt ausschlaggebend ist.67
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Ideologische Abgrenzung: Von einer ideologischen Grenze kann
gesprochen werden, wenn sie die Vorherrschaft einer Ideologie
territorial abgrenzt. Der Kalte Krieg und die Teilung der
Welt in die Einflußsphären der beiden Großmächte sind ein
Beispiel dafür. Auch auf dem Niveau Nationalstaat kann man
von ideologischer Grenzziehung reden, meistens im Rahmen ei-
ner nationalistischen Idee - z.B. Großalbanien. Mit dem Ende
des Ost-West-Konflikts ist Karl Dietrich Brachers Prognose
nicht eingetreten, daß die letzte ideologische Auseinander-
setzung ausgetragen ist. Immer noch finden ideologisch be-
gründete Grenzziehungen statt.68 „Wir leben in einer Ära des
begrenzten Universalismus. Recht, Demokratie und soziale Ge-
rechtigkeit sind universelle Prinzipien, deren Verwirklichung
aber nur auf die Länder des Nordens begrenzt bleibt. Der Sü-
den [...] dient - wie zu Zeiten des Ost-West-Konfliktes der
Kommunismus - als Kontrastmittel, um die eigene Identität und
Einheit zu stärken.“69 Die These Samuel Huntingtons vom Zusam-
menprall der Zivilisationen erhält hinsichtlich der ideologi-
schen Grenzziehung eine neue Interpretation. Die heutige In-
formationsgesellschaft hat den räumlichen Horizont erweitert
und wir stehen im Kontakt mit Menschen, die Produkt einer an-
deren geschichtlichen Entwicklung sind. „Die ‘Gleichzeitig-
keit des Ungleichzeitigen’ die durch Globalisierung herge-
stellt wird, führt zum Zusammentreffen von Fremden, die sich
voneinander abgrenzen.“70
Sozialpsychologische Funktion: Die nationalgefärbte Identität
eines Individuums bezog sich früher auf ein bestimmtes durch
Grenzen gekennzeichnetes Territorium. Der abgegrenzte Raum
diente als Orientierungshorizont im sozialpsychologi
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schen Aspekt, jedes Eindringen von Fremden provozierte emo-
tionale Reaktionen. „Diese Orientierungshorizonte müssen nun
aber nicht notwendigerweise die Grenzen des Nationalstaates
sein [...] Ebensogut können lokale, regionale und kontinentale
Grenzen als Orientierung dienen.“71
Zusammenfassend kann man feststellen, daß die so definierten
Funktionen der Grenzen in der heutigen Welt bedeutungslos ge-
worden sind. Die Grenzen als formales Zeichen der national-
staatlichen Souveränität sind einem wesentlichen Funktions-
wandel unterworfen. Wenn man die Grenzziehung als obsolet
charakterisiert und die nationalstaatliche Souveränität als
Anachronismus bezeichnet, so stellt man sich die Frage: Warum
existieren dann immer noch Grenzen, oder welche sind die neu-
en Funktionen, die die Grenzen im Züge der Globalisierung zu
erfüllen haben? Die Grenzen zwischen ethnokulturell definier-
ten Gemeinschaften müssen in der heutigen Welt weitgehend den
Kontakten und nicht der Abgrenzung dienen. Das Schengener Ab-
kommen leistet keinen bedeutenden Beitrag dazu, weil es in-
nergemeinschaftliche Grenzen zwar abschafft, errichtet aber
gleichzeitig eine starke Außengrenze. Die neuen Funktionen
der Grenzen erfordern auch eine Änderung im Sprachgebrauch.
Das Wort „Grenze“ ist kaum in diesem Zusammenhang anzuwenden,
es ist besser von „Verbindungslinien“ zu reden.72 In der In-
formationsgesellschaft agieren die Bürger durch die neu ent-
wickelten Informationstechniken, wie z.B. Internet, zunehmend
global und die Relevanz des durch die Grenzen bestimmten
Staatsgebiets nimmt ständig ab.73
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3 3  Die Herausforderungen des Nationalstaates in der Informationsgesell-
       schaft
Die Wurzeln der heutigen Informationstechnologie reichen weit
in die Geschichte der Menschheit zurück. Die Mathematik als
reinste philosophische Wissenschaft hat den Begriff des Algo-
rithmus entwickelt und dadurch wurde eine eindeutige schema-
tische Modellierung verschiedener Prozesse als Grundlage der
Entwicklung des Computers möglich.
Bevor man den Begriff „Informationsgesellschaft“ definiert,
sollte man eine brauchbare Definition des Begriffs „Informa-
tion“ als Basis haben. Für die naturwissenschaftliche Analyse
besonders geeignet erscheint die Definition von Frederic Ve-
ster: „ Information ist allerdings eine ganz besondere Enität
des Seins. Sie ist weder Materie noch Energie, beide dienen
lediglich als Träger von Information. Wenn ich Materie und
Energie weitergebe, dann besitze ich nachher die entsprechen-
de Menge an Materie oder Energie weniger. Gebe ich aber In-
formation weiter, dann habe ich sie nachher immer noch. Ja
ich kann sie beliebig vervielfältigen, ohne weitere Informa-
tion aufzunehmen. Warum sollte dieses einzigartige Wesen ‘In-
formation’ nicht auch einen eigenen Aufenthaltsort besitzen,
der weder Raum noch Zeit benötigt, sich über beide hinweg-
setzt.“74 Was bedeutet aber Information in der Gesellschaft?
Eine für die Geisteswissenschaften brauchbare Definition lau-
tet: Information ist ganz allgemein das Wissen, daß die Vor-
gehensweise in einer bestimmten Situation bestimmt. Dieses
Wissen kann man auf zwei verschiedene Wege erreichen:
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1.durch eigene Erfahrung;
2.durch die Erfahrung anderer, kristallisiert als
Informatonsdaten.
Information begleitet die Entwicklung der Menschheit in allen
ihren Stadien. Warum spricht man heute plötzlich von Informa-
tionsgesellschaft, oder wenigstens vom Übergang von der Indu-
strie- zur Informationsgesellschaft? Im makroökonomischen
Aspekt bedeutet der Übergang zur Informationsgesellschaft ei-
ne Steigerung des Anteils der Dienstleistungen, die mit In-
formationsübertragung zu tun haben - TV, Inter- und Intranet,
multimediale Produkte. Auf mikroökonomischen Ebene kann man
sogar ziemlich genau den Übergang zeitlich feststellen, näm-
lich seit 1991, als in den USA die Unternehmensausgaben für
Informationstechnologien zum ersten Mal die Ausgaben für Pro-
duktionstechnologien überstiegen. Wertschöpfung, Beschäfti-
gung und Wachstum werden immer weniger durch Warenproduktion
und immer mehr durch Dienstleistungen, vor allem durch Kommu-
nikation, erreicht.
Die Industriegesellschaft existiert auf der Basis der Massen-
produktion und des Massenkonsums. Die Rationalisierung des
Produktionsprozesses wird von einer Nivellierung der Konsum-
gewohnheiten begleitet. „Die Industriegesellschaft ist prin-
zipiell auf eine spezielle Form der Gleichheit der Menschen
angelegt: auf die ‘horizontale Gleichförmigkeit’, d.h. eine
bis fast zum Identitätsverlust des Individuums gewollte
Gleichheit des Verhaltens und der Interessen, konkret der
Kleidung und Wohnung, der Nahrung und Bildung, der Freizeit-
gestaltung und der Kommunikationsformen. Diese Gleichförmig
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keit ist Voraussetzung für die Massenproduktion der Indu-
striegesellschaft an Waren und Dienstleistungen. Sie wird
durch Anpassung der Menschen an die Produktion erreicht.“75
Die von der Industriegesellschaft produzierte ‘horizontale
Gleichheit’ wird von der ‘vertikalen Ungleichheit’ des Ein-
kommens und des Privateigentums begleitet. Dies kristalli-
siert sich in dem Widerspruch zwischen den gleichgeschalte-
ten, nivellierten Konsumgewohnheiten und den ungleichmäßig
verteilten Teilnahmemöglichkeiten am Konsum. Der lineare
Fortschrittsgedanke, der Irrglaube, die Natur beherrschen zu
können, gepaart mit dem „ewigen“ Drang, mehr Konsumgüter zu
besitzen entsprechen den Erfordernissen der industriellen
Massenproduktion. Dies läuft der Informationsgesellschaft
entgegen, in der sich die menschliche Individualität immer
deutlicher durchsetzt und von daher die Unterschiede zwischen
den Menschen mehr und mehr wünschenswert sind. Kommunikation
in der Form eines Austausches von Information ist erst dann
möglich, wenn Unterschiede bestehen, Kommunikation erwächst
aus Ungleichheit: „Zwischen zwei verbundenen Gefäßen, in de-
nen das Wasser gleich hoch steht, kommt nichts in Fluß.“76
Erst die Unterschiedlichkeit des Informationsstandes drängt
zum Austausch und zur Kommunikation.
Mit der Entwicklung der Industriegesellschaft werden die Tä-
tigkeiten der Teilnehmer am Produktionsprozeß immer kompli-
zierter, sie können sich nicht auf eigene Erfahrungen stüt-
zen, sie sind in einem hohen Grade von Kommunikation und In-
formation abhängig. Die Rolle des Faktors Information steigt
enorm. So wie jede Gesellschaft ihren ‘Zentralfaktor’ hat,
der wie „eine Säule die jeweilige Gesellschaftsordnung
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trägt“77, so hat ihn auch die Informationsgesellschaft. In
der Agrargesellschaft war der Boden Zentralfaktor. Der natür-
liche Rhythmus von Saat und Ernte stellte das Bewegungsgesetz
der Gesellschaft dar. Die Industriegesellschaft hatte die Ar-
beit als Zentralfaktor. Bewegungsgesetz war der Fortschritt,
der sich trotz der zyklischen Entwicklung linear vollzog.
Welcher Zentralfaktor hat die Informationsgesellschaft? In-
formation allein kann nicht die Rolle des Zentralfaktors
spielen, weil sie an sich nur eine Reihe von übermittelten
und eventuell gespeicherten Impulsen, also Daten darstellt.
Im überdimensionalen Informationsfluß ist es heute wichtiger
denn je die Daten zu selektieren und nur diejenigen auszuwer-
ten, die für die Lösung einer Aufgabe notwendig sind. Das se-
lektive Herangehen ist eine wichtige Eigenschaft, die man als
partielle Intelligenz - direkt menschliche oder indirekt
künstliche bezeichnen kann. So kann man den Zentralfaktor der
Informations- oder der Kommunikationsgesellschaft als einen
komplexen Faktor bezeichnen, als eine Kombination von Infor-
mation und Intelligenz, die sich gegenseitig ergänzen. Im Un-
terschied zu den Zentralfaktoren der früheren Gesellschafts-
formationen - Boden, Arbeit, die im Koordinatensystem von
Zeit und Raum fest positioniert waren, charakterisiert sich
die Information mit einer Reihe von Besonderheiten.
Die Information liegt im Fundament der Schöpfung. Sie deter-
miniert das Leben in der Form der Informationsstrukturen der
DNS. Mit Recht verweist Rolf Breitenstein auf das Johannes-
Evangelium mit der Bemerkung, daß „Wort“ mit „Information“ zu
ersetzen sei: „Im Anfang war die Information ...“78 Das
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was die Information so eigenartig macht, ist die Möglichkeit
sie auch in Bild und Ton zu speichern, so daß die Grenzen
zwischen Vergangenheit und Gegenwart verschwommen sind. Die
Vergangenheit existiert weiter als gespeicherte Information
parallel mit den aktuellen Informationsdaten. Die Zukunft
wird auch in der Form verschiedener Szenarien und Simulatio-
nen assoziiert. „Die Grenzlinien zwischen dem, was ist, was
war, was gewesen sein könnte, was sein wird und was werden
könnte, erscheinen immer unbestimmter.“79
Das was für die zeitlichen Dimensionen gültig ist, gilt auch
für den Raum. Mit den neuen Informationssystemen ist es mög-
lich, jedes Objekt an jedem Ort sichtbar und hörbar zu ma-
chen. Die räumliche Distanz, in der die Menschen, Völker oder
ganze Kulturen seit Jahrhunderten lebten, existiert nicht
mehr in der Ära der neuen Kommunikationsmittel. Die Welt ist
mittlerweile zu einem Weltdorf (global village) geworden.
Das Ende der Industriegesellschaft wird durch vielfältige
Krisenerscheinungen begleitet. „Das markt- und industriewirt-
schaftliche, kapitalistische Produktions-, Wachstums- und
Konsummodell ist an seine Grenzen gestoßen, es wird gegenwär-
tig mit der Summe der nicht-intendierten Negativeffekte des
umweltzerstörenden Industriesystems konfrontiert. In den mei-
sten westlichen Ländern ist eine Sinn-, Identitäts- und Fort-
schrittskrise ausgebrochen.“80
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Die vorliegende Tabelle ist ein Versuch, nach bestimmten Kri-
terien die Unterschiede zwischen der Industriegesellschaft
und der Informationsgesellschaft darzustellen.“
Tabelle 1: Vergleich: Industriegesellschaft  - Informationsgesellschaft
Industriegesellschaft Informationsgesellschaft
Zentralfaktor Arbeit Information +
Intelligenz
Fortschrittskriterien Wachstum
Vollbeschäftigung
Konsumerhöhung
Harmonie
Freizeit neuer Qualität
ideelle Werte
Verhältnis zur
Umwelt
Natur als Objekt zur Ausschöp-
fung, anthropozentrisches
Weltbild
Natur in ihrer Komplexität
respektieren
Grenzen ökologische Rahmenbedingun-
gen: Erschöpfbarkeit der Roh-
stoff- und Energiequellen
alternative Energiequellen
Die abnehmende Effizienz des Nationalstaates als adäquate po-
litische Organisationsform der Industriegesellschaft wurde
schon lange vor dem Übergang zur Informationsgesellschaft
evident. Der Versuch, Wachstum und Vollbeschäftigung in den
engen nationalstaatlichen Grenzen zu realisieren ist geschei-
tert. Der Nationalstaat, der von der kapitalistischen Ent-
wicklung seit der industriellen Revolution ins Leben gerufen
wurde, wurde selbst zum Hindernis dieser Entwicklung. Die
Massenproduktion, die Expansion des Kapitals benötigten einen
Weltmarkt, der nationalstaatliche Binnenmarkt wurde zu eng.
Das anthropozentrische Weltbild, das Betrachten der Na-
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tur nur als reine Rohstoff- und Energiequelle, die „bezwun-
gen“ werden muß, haben zum ökologischen Ungleichgewicht ge-
führt. Die Wirkungen dieser Politik begrenzen sich aber nicht
im nationalen Rahmen, die Folgen der Umweltverschmutzung sind
grenzüberschreitend und die Ressourcen des Nationalstaates
für die Lösungen sind begrenzt.
Mit dem Übergang zur Informationsgesellschaft wurde die räum-
liche Distanz relativiert, das Staatsgebiet als Wirkungsfeld
früherer souveräner Herrschaft ist mit der restlichen Welt so
verbunden, daß es kaum Sonderwege, Manipulation oder totali-
täre Experimente auf Dauer mit dem eigenen Staatsvolk zu er-
warten sind. Die Isolation als Bedingung solcher Versuche ist
nicht mehr gegeben. Der Informationsaustausch verursacht neue
Völkerwanderungen, weil es kaum möglich ist, in der Transpa-
renz der heutigen Welt den Menschen vorzuschreiben, wo sie
einen besseren Lebensstandard erreichen können. Gegen diese
Bewegungen von Menschenmassen versucht der Nationalstaat ver-
gebens mit alten administrativen Regelungen zu reagieren.
Unter den Bedingungen einer bis heute unbekannten Beschleuni-
gung und Verdichtung wirtschaftlicher und sozialer Prozesse
auf globaler Ebene, hat sich die technische Entwicklung in
dem Maße verselbständigt, daß sie sich der nationalstaatli-
chen ordnungspolitischen Kontrolle entziehen konnte. Die na-
tionalstaatlich determinierte Innenpolitik verfügt nicht über
die Ressourcen solche Prozesse zu steuern, als Ersatz entwik-
kelte man in der Theorie der politischen Wissenschaft das
Konzept der Weltinnenpolitik (Dieter Senghaas). Eigent-
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lich ist Weltgesellschaft der weitere, die Weltinnenpolitik
umfassende Begriff. Dieter Senghaas definiert Weltgesell-
schaft als das die gesamte Menschheit umfassende Sozialsy-
stem, d.h. die globale Sinn-, Interaktions- und Organisati-
onseinheit. Eine entwickelte Weltgesellschaft existiert erst
dann, „wenn relevante Ereignisse oder Zustände kultureller,
ökologischer, technologischer oder militärischer Art in ir-
gendwelchen Orten oder beliebigen Zonen der Erde aufgrund
‘langer’, d.h., weltumspannender Handlungsketten, globaler
Regelnetze oder grenzüberschreitender Folgewirkungen in po-
tentiell allen übrigen Regionen der Welt von direktem oder
indirektem Einfluß wären und die Menschheit durch globale
Funktions- und Interdependenzgefechte auf vielfache - ihr
Fühlen, Denken und Handeln beeinflussende - Weise miteinander
vernetzt sein würde.“81 In den so definierten Rahmenbedingun-
gen der Weltgesellschaft erscheint die herkömmliche Außenpo-
litik der Nationalstaaten, die auf Interessendurchsetzung ba-
siert, nicht mehr als geeignet. Die alte Weltordnung, die auf
dem Nationalstaat als souveränem Akteur aufbaute, entsprach
dem Bild einer Staatenwelt. Die Staatenwelt mit ihren tief
verankerten Antagonismen, nationalstaatlich geprägten, egoi-
stischen Interessen stellte den Grund für die verheerenden
Weltkriege des 20. Jh. dar.
Die Nationalstaaten stellen relativ kleine und egoistische
Handlungseinheiten dar, um die Existenzkrise in der Welt-
Risiko-Gesellschaft mit eigenen Ressourcen bewältigen zu kön-
nen.82 Die Weltgesellschaft bedarf einer Weltinnenpolitik,
die nicht als eine einfache Summe der außenpolitischen Hand-
lungen der Nationalstaaten zu begreifen ist. Die grenz-
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überschreitenden Probleme lassen sich nicht mit einer Summe
oft unkoordinierter nationalen Politiken behandeln. Die Wel-
tinnenpolitik als Alternative der Außenpolitik der National-
staaten entspricht der neuen Realität der Weltgesellschaft
und entwickelt sich auf einer supranationalen Handlungsebene.
Die Weltinnenpolitik ist ein globaler Politikprozeß, der die
nationalstaatlich organisierten außenpolitischen Beziehungen
durch „die Ausgestaltung vorhandener bzw. die Errichtung zu-
sätzlicher übernationaler Institutionen zu einer handlungs-
und gestaltungsfähigen Politikebene kraft übertragener Kompe-
tenzen (Funktionen und Verantwortungen) und Ressourcen (Per-
sonal, Kapital, Material) in Form einer übergeordneten Ent-
scheidungsebene ersetzt bzw. erweitert und
überwölbt.“83 Die Weltgesellschaft entwickelt sich in Richtung
zunehmender Einheit, die durch eine entsprechende institutio-
nelle Form ergänzt werden kann. Die klassische Diplomatie mit
dem Nationalstaat als letzte souveräne Instanz des politi-
schen Lebens ist als Modell nicht mehr anwendbar. Die neue
universale Ordnung steht auf der längerfristigen Tagesordnung
der Geschichte. Heute befindet sich die menschliche Gesell-
schaft in einem Übergangszustand zwischen der klassischen
Staatenpolitik und einer sich ankündigenden universalen Ord-
nungsform.84 Je mehr die Menschheit eine integrierte Einheit
bildet, desto dringender wird eine Weltinnenpolitik benötigt.
Die Vorzeichen der Globalität sind in bestimmten Sektoren des
Lebens deutlich zu erkennen. Die Finanz- und Umweltprobleme
gehören zu den ersten von den neuen Tendenzen umfaßten Gebie-
ten. Gleichzeitig dienen sie als Beispiel einer möglichen
universellen Partizipation am Welt-
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geschehen seitens der Menschen, die alle davon betroffen
sind.
Wir sind am Beginn einer Epoche, die immer mehr durch globale
Faktoren bestimmt wird, in der die Menschen immer mehr den
global dimensionierten Imperativen folgen werden, in der sie
sich immer weniger der Nation als Identifikationsadresse zu-
gehörig fühlen werden.85 „Endziel der Entwicklung ist eine
globale Ordnung, die sich ihre Diversität in einer föderalen
Gliederung erhält. Globalität ist kein Selbstzweck, sie ist
nur zur Abwehr universaler Gefahren oder zur Erreichung uni-
versaler Ziele geboten.“86
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4  Von der Nationalökonomie zur Weltökonomie
    4 1 Der Nationalstaat und das Phänomen der Globalisierung
Die Klassiker der Wirtschaftstheorie Adam Smith (1723-1790),
David Ricardo (1772-1823) und John S. Mill (1806-1873) be-
trachteten Politik und Wirtschaft als Einheit, so entstand
auch der Begriff „Politische Ökonomie“. Bei dem zu behandeln-
den Thema ist die gegenseitige Ergänzung von Politik- und
Wirtschaftswissenschaft um so wichtiger, weil das Objekt der
Forschung sehr komplexer Natur ist. Die internationale poli-
tische Sphäre, die die äußeren Rahmenbedingungen für den Pro-
zeß der Transformation des Nationalstaates darstellt, kann
man nur im Zusammenhang mit den weltweiten wirtschaftlichen
Interdependenzen analysieren. „Internationale Politik ist zu
Innenpolitik geworden und umgekehrt. Sie ist auch transnatio-
nale Politik geworden, insofern, als sie von transnationa-
len...Netzwerken beeinflußt wird.“1 Die Wirtschaft zählt zu
den wichtigsten transnationalen Netzwerken.
Zum Begriff der Globalisierung
Wenn man die Globalisierung als Prozeß zunehmender weltwirt-
schaftlicher Verflechtung definiert, wobei die Mobilität der
Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit über die Grenzen der
nationalen Volkswirtschaften zunimmt, so sind sie und der da-
mit verbundene Strukturwandel keineswegs neue Phänomene. Als
wichtige Zusammenhänge des kapitalistischen Systems sind sie
von Marx und Engels schon Mitte des 19.Jh. erkannt: „Das
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Bedürfnis nach einem stets ausgedehnten Absatz für ihre Pro-
dukte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel [...] Sie
hat zum großen Bedauern der Reaktionäre den nationalen Boden
der Industrie unter den Füßen weggezogen. Die uralten natio-
nalen Industrien sind vernichtet worden und werden noch täg-
lich vernichtet. Sie werden verdrängt durch neue Industrien,
deren Einführung eine Lebensfrage für alle zivilisierten Na-
tionen wird, durch Industrien, die nicht mehr einheimische
Rohstoffe, sondern den entlegensten Zonen angehörige Rohstof-
fe verarbeiten und deren Fabrikate nicht nur im Lande selbst,
sondern in allen Weltteilen zugleich verbraucht werden [...]
Die Bourgeoisie reißt durch die rasche Verbesserung aller
Produktionsinstrumente, durch die unendlich erleichterte Kom-
munikation alle, auch die barbarischsten Nationen, in die Zi-
vilisation. Die wohlfeilen Preise ihrer Waren sind die schwe-
re Artillerie, mit der sie alle chinesischen Mauern in den
Grund schießt [...]“2
Der Freihandel, wie man den Globalismus früher nannte3, und
seine Auswirkungen auf Wohlstand und Beschäftigung gehören zu
den Hauptthemen der Wirtschaftsklassik. Die Ursachen des in-
ternationalen Handels stellen ein zentrales Thema in der rei-
nen außenwirtschaftlichen Theorie dar. Die Klassiker Adam
Smith und David Ricardo erklären das Phänomen mit der inter-
nationalen Arbeitsteilung, wobei die absoluten und komparati-
ven Vorteile bei der Herstellung der Waren im Vordergrund
stehen. Der internationale Handel, laut der klassischen gü-
terwirtschaftlichen Theorie, führt zum Wohlstand der Nationen
und so zu einer gewünschten Interdependenz zwischen den
Volkswirtschaften. Im monetären Aspekt bildete schon da-
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mals die Welt der Industrieländer eine relativ homogene Ein-
heit - dank des Goldstandards. Bei den metrisch festen und
absolut spekulationssicheren Wechselkursen war eine Standort-
verschlechterung aus monetären Gründen ausgeschlossen.4
Dank der Tatsache, daß der Kapitalismus immer schon zur Glo-
balität tendierte, existierte die Idee von der Globalisierung
bereits vor der Erfindung des heutigen Ausdrucks.5 Die welt-
weiten Wirtschaftsbeziehungen und die damit verbundene Inter-
dependenz der Volkswirtschaften sind in einem langwierigen
Prozeß entstanden. Zwar war eine Beschleunigung der Interna-
tionalisierung der Volkswirtschaften schon in der früheren
Vergangenheit zu beobachten, aber das bedeutet keine funda-
mentale Veränderung im längerfristigen Plan, „insofern
sind (fast) alle Erscheinungen, die der Globalisierung zuge-
ordnet werden, weder neu, noch bedürfen sie zu ihrer Erklä-
rung einer völlig neuen Theorie des Kapitalismus.“6
Auf der Suche nach einer anwendbaren Definition des Phänomens
Globalisierung schreibt Fernando Mires, daß Globalisierung an
erster Stelle ... ein Wort ist. Das entspricht der Tatsache,
daß man in den Sozialwissenschaften mit Worten arbeitet, die
zugleich sachliche Konzepte verkörpern.7 Die ungewöhnlichste
Definition, die es für den Prozeß der Globalisierung gibt,
stammt ebenfalls von ihm, eine Art ironische Antwort auf die
Fülle von Definitionen, die in der Literatur zu treffen sind:
“Globalisierung ist all das, was ein jeder unter Globalisie-
rung versteht.“8 Immerhin ist eine Definiti-
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on, die nichts aussagt wenigstens nicht schlechter als eine
Definition, die vorgibt, alles auszusagen.
Wie definiert man Globalisierung, in welchem Zusammenhang
steht das Phänomen mit der Existenz des Nationalstaates und
was unterscheidet den Begriff vom Begriff der Internationali-
sierung? Der Begriff Globalisierung wird im tendenziellen und
deskriptiven Aspekt analysiert. Als tendenzielle Kategorie,
die die Logik des Kapitalismus widerspiegelt, ist die Globa-
lisierung eine Fortsetzung des Prozesses der Internationali-
sierung. Die ständige Expansion, die Ausweitung der Palette
der angebotenen und der nachgefragten Waren und Dienstlei-
stungen begleitet den industriegeprägten Entwick-lungsprozeß.
Das Kapital löst sich von den engen nationalstaatlichen Rah-
men und breitet sich aus. Diese Tendenz wird Gegenstand der
Theorie des Imperialismus von Rudolf Hilferding (1910), erst
später übernommen von W.I.Lenin und Rosa Luxemburg. Die Be-
griffe „Hegemonie des Finanzkapitals“, „Aufteilung der Welt-
märkte zwischen den führenden weltweit operierenden Unterneh-
men“, „Internationalisierung des Kapitals“ sind nicht erst
im Züge der modernen Globalisierungsdebatte entstanden, son-
dern schon am Anfang des vorigen Jahrhunderts. Die weltweite
Expansion des Kapitals erreicht aber ihre Grenzen. „Da die
Grenze der Globalisierung des Kapitals der Globus ist, wird
mit Vollendung der besagten Globalisierung die Geschichte ihr
Ende finden, gemäß der hegelianisch-marxistischen Dialektik,
zumindest die Geschichte des Kapitals und des Kapitalismus.“9
F.Mires unterstreicht die Ähnlichkeit in den Positionen der
Anhänger neoliberaler und postmarxistischer Strömungen. Die
Globalisierung als
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höchste Phase des Imperialismus, so wie früher der Imperia-
lismus als höchste Phase des Kapitalismus, bedeutet nichts
anderes als die Vormachtstellung des Weltmarktes. „Für die
Postmarxisten ist es die Idee des einen Imperialismus und für
die Neoliberalen ist es die Idee des einen Weltmarktes. Und
in dieser Form stünden weder der eine Imperialismus, noch der
eine Markt unter der Kontrolle von Staaten und Nationen, son-
dern unter der Kontrolle von finanzkräftigen, transnationalen
Körperschaften und Unternehmen.“10 Die liberalen Rahmenbedin-
gungen der frühkapitalistischen Entwicklungsstufe ermöglichen
zuerst die Stärkung des Kapitals auf nationalem Boden, der
aber „wie der Geist aus der Flasche seinen nationalen und
liberalen Erzeugern entwichene (staatenlose) Welt-
Finanzkapitalismus rächt sich an diesen.“11
Was bedeutet aber Globalisierung im deskriptiven Aspekt und
welche Ereignisse in der Realität werden mit diesem „Wort“
umschrieben? Die meisten Definitionen haben einen deskripti-
ven Charakter, sie enthalten meistens eine quantitative Auf-
zählung von Merkmalen des Prozesses. Die Globalisierung wird
als Prozeß zunehmender „Integration von Regionen und Nationen
in den Weltmarkt“12; „Zusammenwachsen internationaler Finanz-
märkte durch neue Informations- und Kommunikationstechniken
sowie innovative Finanzinstrumente“13; Prozeß bei dem „die Mo-
bilität der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital über na-
tionale Grenzen hinweg zunimmt“14; „Ausweitung des internatio-
nalen Handels, Internationalisierung des Kapitalmarkts, welt-
weite Kommunikationstechniken, Zunahme der internationalen
Wanderungsbewegungen, weltweite Muster des
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Massenkonsums“15. Man könnte diese Reihe von Definitionen be-
liebig um die geographischen, ökologischen oder gesell-
schafts-politischen Aspekte erweitern. Es wird hier nicht be-
absichtigt, einen vollständigen Überblick der zahlreichen De-
finitionen und Positionen zum Thema Globalisierung zu geben.
Alle deskriptiven Definitionen haben aber einen gravierenden
Nachteil und zwar sie geben keine Erklärung, sie sind selbst
erklärungsbedürftig.
Dem Verfasser dieser Arbeit scheint eine kurze und aussage-
kräftige Definition des Begriffs als besonders geeignet, um
die qualitative Seite des Prozesses zu verdeutlichen: Globa-
lisierung ist die supranationale Autonomie von Markt und
Wirtschaft.16 Erstens unterstreicht diese Definition die domi-
nierende Stellung der Ökonomie, zweitens die determinierende
Stellung der Ökonomie gegenüber der Politik und drittens die
übergeordnete Stellung der Wirtschaft gegenüber dem National-
staat. Kritik dieser Position trifft man bei Karl Georg Zinn,
der behauptet: „Die marktradikale Ideologie, die im Theorem
der prästabilierten Harmonie des Adam Smith und dessen dei-
stischer Weltanschauung - also in der Metaphysik der klassi-
schen Nationalökonomie - wurzelt, propagiert die Meinung,
Globalisierung folge einer vom Menschen, von der Politik
nicht beeinflußbaren, quasi naturgesetzlichen Zwangsläufig-
keit.“17 Die Gesetze der gesellschaftlichen Entwicklung sind
aber genauso objektiv wie die Gesetze der Natur und die Tat-
sache, daß sie zum äußeren Vorschein durch subjektive Hand-
lungen von Menschen kommen ändert daran nichts. In einem
Brief an W.Borgius vom 25.01.1894 schrieb Engels: „Die Men-
schen machen ihre Geschichte selbst, aber in
101
einem gegebenen, sie bedingenden Milieu, auf Grundlage vorge-
fundener tatsächlicher Verhältnisse, unter denen die ökonomi-
schen, sosehr sie auch von den übrigen politischen und ideo-
logischen beeinflußt werden mögen, doch in letzter Instanz
die entscheidenden sind und den durchdringenden, allein zum
Verständnis führenden roten Faden bilden.“18 Globalisierung
ist auch in erster Linie ein wirtschaftlicher Prozeß, eine
dem Kapitalismus adäquate Entwicklung. Alle anderen Aspekte -
die ökologischen, politischen, kulturellen resultieren dar-
aus.
Obwohl die Globalisierung keine neue Erscheinung ist, „ledig-
lich eine zusammenfassende Bezeichnung für Erscheinungen des
gegenwärtigen Kapitalismus“19, so kann man nicht behaupten,
daß es nicht neue Elemente gibt, die den Prozeß vom Prozeß
der früheren Internationalisierung unterscheiden. Die Novität
des Prozesses der Globalisierung an erster Stelle liegt le-
diglich in seiner früher unbekannten Dynamik, die vor allem
der „dritten industriellen Revolution“ in den EDV- und Tele-
kommunikationstechnologien zu verdanken ist.20 Die sinkenden
Transaktionskosten wirtschaftlicher Tätigkeit führten dazu,
daß man Wertschöpfungsketten in der Produktion grenzüber-
schreitend zerlegen kann. Das Wissen, als Informationsdaten
kristallisiert, verbreitet sich via Inter- bzw. Intranet viel
schneller, so das es immer schwieriger wird, sich durch inno-
vative Vorsprünge monopolistische Positionen zu sichern. “Un-
ter diesen Umständen werden sich die Unternehmen immer weni-
ger leisten können, bei Neuinvestitionen ‘national’ zu den-
ken, und sie werden immer mehr alternative Standorte auf ihre
Qualität (erwartete Rentabilität) abklop-
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fen; der Zusammenhang zwischen inländischer Ersparnis und in-
ländischer Sachkapitalbildung (Feldstein-Horioka-Hypothese)
wird lockerer. Beim Portfoliokapital bleibt die internationa-
le Mobilität sehr hoch, die Dynamik der Finanzinnovationen
ebenfalls.“21
Als zweites neues Moment ist die enorm gestiegene Rolle der
Finanzspekulationen zu erwähnen. Die Finanzmärkte haben sich
von den realwirtschaftlichen Prozessen abgekoppelt und haben
eine früher unbekannte Selbständigkeit erreicht.
Drittes wichtiges Moment sind die neuen Akteure auf dem Welt-
markt, die Strukturmerkmale aufweisen, die für die Teilnehmer
am klassischen internationalen Handel früher unbekannt waren.
Die transnationalen Konzerne operieren relativ ungebunden von
nationalstaatlichen Beschränkungen und üben gleichzeitig
Druck auf die nationalstaatlich geprägte Wirtschaftspolitik.
Der österreichische Wirtschaftswissenschaftler Kurt W. Rot-
schild spricht vom „transnationalen Kapitalismus“.22
Weltmarktintegration durch Handel
Der internationale Handel als Mittel zur Steigerung der na-
tionalen Wirtschaftskraft war ein wesentliches Element des
Merkantilismus. Durch Steigerung der Exporte und Reduzierung
der Importe sollte das Land seine Goldbestände erhöhen, doch
im wirtschaftlichen Kreislauf sind die Einnahmen eines Landes
die Ausgaben des anderen. Unter den Bedingungen des Mer-
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kantilismus (16.-18.Jh.) waren mit der Ausnahme Englands,
Frankreichs, Preußens und Spaniens, alle anderen daran gehin-
dert, ihrerseits zu exportieren, Gold zu verdienen und es in
Importe umzusetzen.23
In seinem Werk "An Inquiry into Nature and Causes of the
Wealth of Nations"(1776) begründet Adam Smith den internatio-
nalen Handel mit den vorhandenen unterschiedlichen Realkosten
bei der Herstellung eines Produkts in den verschiedenen Län-
dern. Nach seiner Theorie würde sich ein Land A auf die Er-
zeugung von jenen Waren spezialisieren, bei denen es einen
absoluten Vorteil im Vergleich zu einem anderen Land B be-
sitzt in dem Sinne, daß die gleiche Menge mit einem kleineren
Faktoreinsatz produziert werden kann. Unter den Bedingungen
der internationalen Arbeitsteilung kann sich das Land A nur
auf die Waren konzentrieren, die mit einem geringeren Fak-
toreinwand (z.B. Arbeitsaufwand) erzeugt werden können und
mit Export ins Land B den Überschuß gegen andere Waren aus-
tauschen, die im Land B günstiger hergestellt werden. Hier
wird absichtlich abstrahiert von der Frage, welcher Natur die
Unterschiede zwischen dem Land A und dem Land B sind, es
spielt keine Rolle, ob das natürliche oder erworbene Vorteile
sind.24
Nach der Theorie der absoluten Kostenvorteile würde sich aber
der Außenhandel nur dann lohnen, wenn die kostengünstig pro-
duzierten Waren gleichmäßig in den einzelnen Ländern verteilt
sind. Was passiert aber mit einem Land, das in allen Waren
einen absoluten Kostenvorteil besitzt? Nach den obengenannten
Theorie braucht dieses Land nicht am internationa-
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len Handel teilzunehmen, weil es selbst alle Waren kostengün-
stiger produzieren kann im Vergleich zum Ausland, wo diese
Waren mit einem höheren Faktoraufwand pro Einheit (teuerer)
hergestellt werden. Die Praxis widerspricht aber diesem theo-
retischen Ansatz mit der Tatsache, daß auch solche Länder im
internationalen Handel Vorteile sehen. Die Antwort auf die
Frage, warum ein in allen Produkten überlegenes Land trotzdem
Waren importiert, ist in der Theorie der komparativen Kosten-
vorteile von David Ricardo enthalten. Ricardo behauptet, daß
nicht nur die absoluten Kostendifferenzen von Bedeutung sind.
Viel wichtiger sind die Verhältnisse der Produktionskosten,
die bei den verschiedenen Waren unterschiedlich sind. Man
geht von der Überlegung aus, das der absolute Vorteil bei der
Herstellung eines Produkts besser ausgeprägt ist als bei ei-
nem anderen. Es lohnt sich also, daß sich jedes Land auf die
Ware spezialisiert, wo es einen komparativen Vorteil besitzt.
Das Theorem der komparativen Kosten lautet, daß jedes Land
sich auf die Erzeugung jenes Gutes spezialisiert, bei dem es
einen komparativen Vorteil besitzt, und tauscht die nicht
selbst verbrauchten Überschüsse gegen andere Güter, die es
nur mit komparativen Nachteilen erzeugen könnte.25
Das Zeitalter der Globalisierung begann mit der Idee der
Wirtschaftsliberalisierung und der freie Handel war seine er-
ste Erscheinungsform.26 Die wohlstandsfördernde Wirkung für
alle stand für die Klassiker im Vordergrund. Von der Tatsa-
che, daß England zuvor mit protektionistischen Maßnahmen die
Textilindustrie Indiens zerstört hat und erst dann als Mutter
der Idee des freien Handels auftauchte, soll hier ab-
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strahiert werden. „Das hiervon die produktiven englischen Ma-
nufakturen in besonderem Maße profitieren sollten („vent-for
surplus“) ist sicherlich bemerkenswert für die ideologiekri-
tische Überprüfung der Entstehungsgeschichte dieser Theorien
[...]“27
Der internationale Handel erreichte unter günstigen Rahmenbe-
dingungen seine erste Blütezeit in der zweiten Hälfte des
19.Jh. Die Entwicklung der Technik, die eine Massenproduktion
auf der Basis internationaler Arbeitsteilung ermöglichte, die
Verbilligung der Transportkosten und die Krisensicherheit des
Goldes als Basis für den internationalen Zahlungsverkehr tru-
gen entscheidend dazu bei. Die Tendenz zur weltweiten außen-
wirtschaftlichen Liberalisierung wurde von den restaurativen
Kräften wie z.B. von der Schutzzollpolitik Bismarcks wenig
beeinträchtigt.28 So erreichte die außenwirtschaftliche Ver-
flechtung am Vorabend des Ersten Weltkrieges gemessen an Ex-
portquoten ein Niveau, daß nach der Unterbrechung durch die
zwei Weltkriege, darunter durch die zeitlich dazwischen lie-
genden Weltwirtschaftskrise von 1929, erst Anfang der 80er
Jahre wieder erreicht wurde.29 1987 lag der Anteil der Waren-
exporte am Bruttosozialprodukt im heutigen OECD-Raum nur ge-
ringfügig über dem Wert von 1914.30
Die Grundlage für die neue Liberalisierungswelle des Welthan-
dels nach dem Zweiten Weltkrieg bildete das 1948 in Kraft ge-
tretene GATT-Abkommen (General Agreement on Tariffs and Tra-
de, 1995 durch WTO - World Trade Organization abgelöst), des-
sen Ziel es war, die mengenmäßigen Handelsbeschränkungen
(Kontingente) und die tarifären Handelshemmnisse (Zölle)
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schrittweise zu beseitigen. So lagen die gewogenen Durch-
schnittszölle der Industrieländer im Industriebereich 1947
Genf bei 40,0%, Annecy 1949 - 30,0%, Torquay 1950/51 - 25,0%,
Genf 1956 - 23,0%, Dillon-Runde 1960/62 - 15,0%, Kennedy-
Runde 1964/67 - 10,0%, Tokio-Runde 1973/79 - 6,4% und Uru-
guay-Runde - 4,0%.31 Mitte der 90er Jahre erreichte das Han-
delsvolumen der OECD-Länder die achtfache Größe im Vergleich
zu 1960. Der reale Bruttoinlandsprodukt, die Produktionslei-
stung erhöhte sich in dem gleichen Zeitabschnitt nur drei-
fach, was Ausdruck einer fortschreitenden Arbeitsteilung war,
die sich abgesehen von den Konjunkturschwankungen und Weltre-
zessionen 1974/75, 1981/82 und 1992/93 relativ konstant ent-
wickelt hat.31a
Immer noch gehen 90% der grenzüberschreitenden Zahlungsvor-
gänge auf das Konto des klassischen Außenhandels mit Waren
und Dienstleistungen.32 Auf Grund der Unterschiede in der re-
lativen Faktorausstattung, der unterschiedlichen Faktorinten-
sitäten und der daraus resultierenden unterschiedlichen Gü-
terpreisverhältnisse kann der Außenhandel für alle Beteilig-
ten vom Vorteil sein. “Die Realisierung derartiger komparati-
ver Kostenvorteile macht die Globalisierung zu einem Positiv-
summenspiel [...]“33 Nach Angaben der Weltbank ist das weltwei-
te Handelsvolumen 2000 um 12,5% angestiegen, höchste Wachs-
tumsrate seit der Zeit nach der ersten Ölkrise in den 70er
Jahren.34 Der Verflechtungsprozeß durch den Außenhandel be-
schleunigt sich. Der Integrationsprozeß wird vor allem durch
die sog. Schwellenländer vorangetrieben, vor allem Hong Kong
(China), Malaysia, Singapur. Als Indikator für die Dynamik
der internationalen Handelsverflechtung dient die
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Entwicklung der Außenhandelsquote (Export + Import im Ver-
hältnis zum BIP). Die folgende Tabelle zeigt nach den Angaben
der Weltbank 35a wie die internationale Handelsverflechtung in
der Welt und in den einzelnen Regionen zugenommen hat. Nach
der Klassifikation der Weltbank sind die Länder in Gruppen
aufgeteilt nach dem Kriterium BIP 1999 pro Kopf der Bevölke-
rung:
low income
middle income:
lower middle income
upper middle income
high income
bis 755 $
756 - 2995 $
2296 - 9265 $
9266 $ oder mehr
Tabelle 2: Integration with the global economy
     Trade % of PPP GDP    Trade % of goods GDP
         1988        1998           1988       1998
World           21,2         28,3            71,9        92,1
Low income             6,8          8,3            38,6        62,5
  Excl. China and India*           12,0        15,7            50,8        92,4
Middle income           13.2        22,1            66,6        98,9
Low & middle income           10,7        15,7            57,8        88,8
  East Asia & Pacific            13,3        15,5            74,8        98,1
  Europe & Central Asia              9,0        21,1            48,7      106,4
  L.America & Caribean              9,4        19,1            52,3        74,5
  Middle East & N.Africa            17,6        17,4            70,3        80,5
  South Asia              4,2          4,8            24,2        40,5
  Sub-Saharan Africa            15,4         16,8            73,2        99,5
  High income            28,3        38,3            75,2        95,1
  Europe EMU            41,0        54,4          111,1      106,4
Quelle: World Bank, Integration with the global economy, www. worldbank.org.
* die Daten sind für 1986 bzw. 1996
Allerdings sind in den letzten Jahren qualitative Veränderun-
gen im Warenstruktur des Welthandels eingetreten, die mit den
klassischen Theorien nicht zu erklären sind. Vor allem kommen
internationale Handelsbeziehungen unter den hochentwickelten
Industrieländer zustande, die eine ähnliche Wirt-
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schaftsstruktur aufweisen. Die folgenden Tabellen zeigen am
Beispiel des deutschen Außenhandels 1999 die Verteilung nach
Länder- und Warengruppen:
Tabelle 3: Außenhandel Deutschlands nach Ländergruppen
   Export  Import
Westliche Industrieländer      77%    75%
Mittel- und Osteuropäische Länder      10%    11%
Entwicklungsländer      13%    14%
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
Tabelle 4: Außenhandel Deutschlands, ausgewählte Warengruppen
          Export               Import
Kraftfahrzeuge           19,3%               15,2%
Maschinen           15,9%               11,4%
Elektrotechnik           12,5%               11,5%
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
Die Länder- und Warenstruktur der anderen führenden Handels-
nationen USA und Japan zeigen ähnliche Merkmale.35 Man kann
daraus folgendes feststellen:
1. Die entwickelten Industrienationen handeln meistens unter
sich, die Welt des Außenhandels ist nicht so global. Zwei
Drittel des Welthandels konzentrieren sich auf Nordamerika,
Westeuropa und den Asiatisch-Pazifischen Raum.36
2. Der Handel vollzieht sich in den gleichen Warengruppen,
z.B. Autos werden ex- und importiert.
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Die klassische Erklärung der unterschiedlichen komparativen
Produktionskosten basiert aber darauf, das die Preise der
beiden Produktionsfaktoren - Arbeit (durchschnittlicher Ar-
beitslohn) und Kapital (Zinsen) - in den verschiedenen Län-
dern verschieden sind. Unter den Bedingungen der freien Kon-
kurrenz kommt es dazu, daß die Faktorenpreise zum Ausgleich
tendieren - Heckscher/Ohlin-Faktorproportionentheorem.37 Am
Beispiel einer empirischen Untersuchung des Außenhandels der
USA wurde aber festgestellt, daß im Gegensatz zu der erwarte-
ten Struktur des Exports, viel mehr arbeitsintensive Produkte
auf der Liste stehen anstatt kapitalintensive, was bei einer
Knappheit an Arbeitskräften und reichlich Kapital zu erwarten
ist (Leontief-Paradoxon).38 Leontief erklärte das mit dem Ar-
gument, daß die Arbeitsproduktivität in USA viel höher ist,
was an die bessere Ausbildung und höhere Qualifikation zu-
rückzuführen ist.
Mit dem klassischen Modell kann man aber nicht erklären, war-
um ein Teil des Handels zwischen Ländern stattfindet, die
sehr ähnlich mit Produktionsfaktoren ausgestattet sind. Ob-
jekt des Austausches werden Produkte, die mit dem gleichen
relativen Faktoreinsatz hergestellt sind. In den traditionel-
len Außenwirtschaftstheorien wird viel häufiger die Angebot-
seite in Vordergrund gestellt, während Lindner (1961) die
Nachfrageseite als Hauptdeterminante darstellte.39 In den ein-
zelnen Ländern bestehen unterschiedliche Präferenzstrukturen
und die Konsumenten präferieren nicht nur unterschiedliche
Produkte, sondern auch verschiedene Varianten eines Produkts.
Die Länder spezialisieren sich, wenn sie in ihrer Faktoraus-
stattung nicht allzu verschieden voneinander sind,
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auf unterschiedliche Varianten des Produkts. Das erklärt war-
um Länder mit ähnlichen Wirtschaftsstrukturen Varianten ein
und des selben Produkts austauschen. Die Konsumenten in Län-
dern mit einem ähnlichen hohen Standard, gemessen in pro
Kopf-Einkommen, haben ähnliche Präferenzen oder besser ausge-
drückt, sie präferieren die Vielfalt des Angebotes, und so
werden die selben Produkte eines Industriezweiges Objekt des
Imports und gleichzeitig des Exports eines Landes. So kommen
wir zum Phänomen des intraindustriellen Handels, dessen An-
teil etwa 80% beträgt. "Während der Inter-Industriehandel ein
Handel zwischen verschiedenen Güterkategorien darstellt, die
sich durch verschiedene Faktorintensitäten unterscheiden, ist
der Intra-Industriehandel ein Handel zwischen ähnlichen Gü-
tertypen, die sich bezüglich des relativen Faktoreinsatzes
kaum unterscheiden."40
Der Einfluß der Präferenzen an der Nachfrageseite ist stärker
als der Einfluß der Preise. "Handelsbeziehungen kommen
schließlich auch dann zustande, wenn Produktdifferenzierungen
existieren, die Wirtschaftssubjekte also bestimmte Waren ei-
ner Gütergruppe vor allem deshalb kaufen, weil diese Waren
durch echte oder vermeintliche Qualitätsvorteile, einen Mar-
kennamen oder andere Eigenschaften ausgezeichnet sind, die zu
personellen oder sachlich bedingten Präferenzen führen (un-
vollkommene Märkte)."41 Die monopolistische Konkurrenz erhält
eine Marktform, in der viele Anbieter jeweils ein differen-
ziertes Produkt anbieten, so daß sich der intrasektorale Au-
ßenhandel zwischen fast identischen Volkswirtschaften erklä-
ren läßt.42 Die Produktdifferenzierung ist nur eine der Annah-
men im Modell vom Helpmann/Krugmann (1985).43
111
Die traditionelle These der Verfügbarkeit (Nichtverfügbar-
keit) einer Ware als Ursache des Außenhandels begrenzt sich
heute nicht nur auf natürliche Gründe, die einem Land ermög-
lichen (oder nicht) ein Produkt herzustellen, der Grund für
die Nichtverfügbarkeit kann auch ein relativ niedriger Ent-
wicklungsstand sein. Die Nichtverfügbarkeit kann von dauer-
haftem Charakter sein, sie kann aber auch zeitlich begrenzt
sein, die sog. temporäre Nichtverfügbarkeit.44 Das Land, im
dem das neue Produkt entwickelt ist, besitzt in der Anfangs-
phase eine Monopolstellung als Anbieter dieser Ware im Handel
mit den anderen Ländern, es entsteht eine "technologische
Lücke". Nach der Produktzyklus-Theorie „spezialisieren sich
hochentwickelte Länder vorrangig auf junge, technologieinten-
sive Güter, während weniger entwickelte Länder über kompara-
tive Vorteile bei standardisierten Produkten mit ausgereifter
Technologie verfügen“.45
Die These, daß die Ursachen der Nichtverfügbarkeit in diesem
Falle von dauerhaftem Charakter sind, nur weil in den Ent-
wicklungsländer das für die Entwicklung und Einführung von
Innovationen notwendige Kapital fehlt und so der Transfer vom
technologischen Wissen hauptsächlich zwischen den hochentwik-
kelten Industrieländern stattfindet, wird immer häufiger von
der Praxis widerlegt. Bei dem in einigen Entwicklungsländern
vorhandenen Wissenschaftspotential ist es möglich, daß sich
diese Länder auch auf technologieintensive Produktion spezia-
lisieren können. Besonders in der Zeit der Globalisierung ist
die Differenzierung des Faktors Arbeit nach den Kriterien:
Kreativität, Bereitschaft zur Innovatio-
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nen, hohe Bildung u.s.w. besonders wichtig und so ist nicht
nur die Quantität, sondern viel mehr die Qualität des Faktors
entscheidend (Keesing-Neo-Faktorproportionentheorem).
Das erweiterte Produktzyklus-Modell unterscheidet bei den
Wirtschaftsbranchen zwischen mobilen und immobilen „Schumpe-
ter- Industrien“. Ausschlaggebendes Kriterium für die Unter-
teilung forschungsintensiver Industrien in mobile und immobi-
le ist „wie eng Forschung und Produktion miteinander verzahnt
sind, d.h. wie leicht oder schwer es fällt, die Produktion
räumlich von der Forschung und Entwicklung abzukoppeln und an
kostengünstigere Standorte zu verlagern.“46 Es gibt Produkte,
deren Entwicklung schwer von der unmittelbaren Produktion zu
trennen ist, wie z.B. in der Automobilindustrie. Die Produk-
tion selbst stellt in diesem Falle die Voraussetzung für die
Forschung und Entwicklung dar. In den Branchen, wo es möglich
ist, Produktion und Forschung räumlich zu trennen, z.B. bei
der Entwicklung von Software, ist es möglich, daß Länder wie
Indien mit komparativen Vorteilen rechnen können, weil sie
über hochqualifizierte Arbeitskräfte verfügen.
Nach dem statischen Modell des Heckscher-Ohlin-Theorems sind
die Produktionsfaktoren in den verschiedenen Ländern gleich-
artig, sie sind nur in unterschiedlichen Mengenverhältnissen
vorhanden. Entsprechend ihrer Knappheitsverhältnisse führen
sie zu bestimmtem Lohn-Zins-Relationen. Autoren wie Reich
(1993) und Cohen (1998) gehen davon aus, daß Kapital mobil
und daher überall auf der Welt zu gleichen Kosten verfügbar
sei, daß Arbeit dagegen immobil und durch unterschiedliche
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Qualifikationsniveaus gekennzeichnet sei. Vom Faktorpreisaus-
gleich kann hier nur in dem Sinne die Rede sein, daß Arbeit
eines bestimmten Qualifikationsniveaus weltweit einheitlich
entlohnt wird, so daß es „im Gegensatz zu der statischen
Welt des Heckscher-Ohlin-Modells mit seinen gegebenen Faktor-
beständen ... in diesem Fall jedoch möglich durch Forschungs-
politik einen möglichst hohen Anteil hochqualifizierter Ar-
beit an einem Standort zu konzentrieren.“47 Die Teilnahmechan-
cen an der internationalen Arbeitsteilung der Transforma-
tions- und der Entwicklungsländer mit einem hohen wissen-
schaftlichen Potential sehen nach diesem Modell erheblich
besser aus.
Zusammenfassend kann man feststellen, daß der klassische in-
ternationale Handel, dessen Liberalisierung als Anfang des
Prozesses der Globalisierung bezeichnet wird, nicht unbedingt
automatisch zu einer Weltmarktintegration führt. Folgende Ar-
gumente sprechen für diese These: Der Handel vollzieht sich
(meistens in seiner intraindustriellen Form) in einem ge-
schlossenen Kreis unter den hochentwickelten Industrieländer.
Nach der erweiterten Produkt-Zyklus-Theorie haben nur die
Transformations- oder Entwicklungsländer eine reale Chance
ihren Anteil zu erhöhen, die über hochgebildete Arbeitskräfte
verfügen.
Die folgende Tabellen zeigen die Dynamik und die regionale
Verteilung des Weltwarenhandels in der Periode 1990-1999, so-
wie das Netzwerk zwischen den Regionen.
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Tabelle 5: Growth in the value of world merchandise trade by region, 1999
                 (Billion dollars and percentage)
              Exports          Imports
Value
1999
Annual percentage
change 1990-1999
Value
1999
Annual percentage
change 1990-1999
5473
  934
  297
2353
2180
  214
  102
  112
  112
  170
1384
  419
  195
  546
             5
             7
             8
             4
             4
             6
             7
             -
             1
             3
             7
             4
            14
              8
World
North America
Latin Amerika
Western Europe
   European Union (15)
   C./E.Europe/Balitc /CIS
Central and East. Europe
Baltic States and CIS
Afrika
Middle East
Asia
    Japan
    China
    Sixt East Asien traders
 5729
 1280
   335
 2418
 2232
   214
   131
     83
   133
   150
 1200
   311
   166
   485
               6
               8
             11
               4
               4
               5
             10
               -
               4
               5
               6
               3
             13
               6
Quelle: WTO, International trade statistics 2000, www. wto.org.
Tabelle 6: Network of world merchandise trade by selected regions, 1999
                (billion dollars)
Destination
Origin North Amerika Western Europe        Afrika          Japan
North Amerika           370,19        180,95             11,02           63,30
Western Europe           231,88       1624,98             58,98           42,71
Afrika             16,72           57,18             11,12             3,35
Japan           136,60           79,43               4,52                -
Quelle: WTO, International trade statistics 2000,  www.wto.org
Der Welthandel ist nicht nur regional ungleichmäßig verteilt,
er ist auch in seiner qualitativen Struktur heterogen. In dem
Teil des Außenhandels, der sich nicht unter den entwickelten
Industrieländern abspielt, ist die Teilung in Metropolen und
Peripherien immer noch deutlich ausgeprägt. Folgende Merkmale
charakterisieren den Handel zwischen Metropolen und Periphe-
rien48:
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• Die überlegene Produktivität der Metropolen führt zu Lei-
stungsbilanzüberschüssen gegenüber den Peripherien. Ein
übermäßiger Anstieg der Importe aus Billiglohnländern und
eine daraus resultierende Bedrohung der Beschäftigung in
den Metropolen ist nicht bemerkbar.
• Auf die Leistungsbilanzdefizite reagieren die Peripherien
mit Abwertungen, die einerseits eine zeitweilige Aktivie-
rung der Leistungsbilanz als Folge haben, aber andererseits
zu einer weiteren Verschlechterung der Terms of Trade füh-
ren. Um die gleiche Importmenge wie vor der Abwertung aus
den Metropolen bezahlen zu können, müssen die Peripherien
eine größere Menge dorthin exportieren und diese Menge
steigt schneller als der Exportwert. Diese geringere Stei-
gerung des Exportwertes, verglichen mit der Exportmenge,
führt zur Senkung des Anteils der den Peripherien am Welt-
handel zu zurechnen ist.
 
 In den Standardmodellen der traditionellen Theorie sind die
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital innerhalb eines Landes
mobil, zwischen den Ländern aber immobil.49 Diese Immobilität
wird durch den Außenhandel kompensiert. So ist der Außenhan-
del „ein (imperfektes) Substitut für internationale Faktormo-
bilität"50. Weitverbreitete Praxis ist heutzutage die Gründung
von Tochterfirmen im Ausland in Form von Auslandsinvestitio-
nen. Das Kapital als Produktionsfaktor ist auch international
mobil. Und innerhalb der transnationalen Unternehmen voll-
zieht sich eine Art von Handel, die als Intra-
Unternehmungshandel zu bezeichnen ist. Darunter versteht man
den Handel mit Zwischenprodukten zwischen den verschiedenen
Zweigen des Unternehmens im In- und Ausland.51 Die transna-
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 tionalen Unternehmen, die die eigentlichen Akteure der Globa-
lisierung sind, wickeln zwei Drittel des Welthandels ab, ein
Drittel des Welthandels ist konzerninterner Handel - mit
wachsender Tendenz.52
 
 
 Rolle und Anteil der ausländischen Direktinvestitionen
 
 Neben den Portfolioinvestitionen sind die Direktinvestitionen
Teil der Auslandsinvestitionen - Übertragung inländischen Ka-
pitals ins Ausland. Unter Direktinvestitionen versteht man
„Kapitalexport durch Wirtschaftssubjekte eines Landes (vor-
nehmlich private Unternehmen) in ein anderes Land mit dem
Ziel, dort Immobilien zu erwerben, Betriebsstätten oder Toch-
terunternehmen zu errichten, ausländische Unternehmen zu er-
werben oder sich an ihnen mit einem Anteil zu beteiligen, der
einen entscheidenden Einfluß auf die Unternehmenspolitik ge-
währleistet.“53 Wenn mit dem Kapitaltransfer ins Ausland zu-
sätzliche Produktionskapazitäten geschaffen werden, wird die-
se Form des Kapitalexports als additive Direktinvestition be-
zeichnet. Wenn nur vorhandene Kapitalanteile von ausländi-
schen Unternehmen erworben werden, spricht man von substitu-
tiven Direktinvestitionen.
 Zu den wichtigsten Entscheidungskriterien eines Unternehmens
ins Ausland zu investieren gehören vor allem marktorientierte
Motive (Marktpräsenzstrategien): Erschließung von neuen Ab-
satzmärkten, Zugang zu größeren Binnenmärkten, Sicherung von
Marktanteil- und -potential. Je größer der Absatzmarkt
 ist, desto attraktiver sind die absatzorientierten Direkin-
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 vestitionen. Zu den ressourcenorientierten Motiven gehören
die niedrigeren Produktionskosten dank Abweichungen in den
Faktorpreisen und die Nutzung von lokalen Rohstoffquellen.
Beispiel dafür sind kostenorientierte Direktinvestitionen in
den osteuropäischen Transformationsländern beim niedrigeren
Lohnniveau. Folge der Direktinvestitionen ist eine Optimie-
rung der Produktionsstandorte. „Hochentwickeltes inländisches
Know-how (technisches und organisatorisches Wissen) und Kapi-
tal wird mit billiger Arbeitskraft in Schwellenländern über
die Staatsgrenzen hinweg kombiniert, oft innerhalb derselben
Unternehmensorganisation. Mit Hilfe der neuen Technologien
wird die gesamte Wertschöpfungskette in kleine Teile zerlegt
und so optimiert.“54 Das ermöglicht eine maximale Ausschöpfung
der komparativen Vorteile einzelner Standorte weltweit.
 
 Die niedrigeren Lohnkosten im Ausland sind aber keinesfalls
das entscheidende Motiv für Direktinvestitionen. Dementspre-
chend wird meistens nicht, wie es bei einem einfachen Lohnko-
stenvergleich zu erwarten ist, in ärmeren Niedriglohnländern
investiert. Weltweit sind die Direktinvestitionen ähnlich
verteilt, wie die internationalen Handelsbeziehungen: sie
werden meistens von entwickelten Industrieländern in eben-
falls entwickelten Industrieländern getätigt, in denen die
Faktorkosten (Lohnkosten) nicht stark divergieren.
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Tabelle 7: Foreign direct investment
 
           1988
 % of PPP GDP
          1998
 % of PPP GDP
         1998
 Million of dol-
lars
 World            1,7            3,8        619 258
 Low income            0,2            0,9          10 674
 Middle income            0,4            1,6        160 267
 High income            2,6            5,7        448 316
 Quelle: Worldbank, WDI
 Weltweit sind die OECD-Länder die größten Investoren und
gleichzeitig Empfänger von Direktinvestitionen:
 Tabelle 8: Comulative FDI flows in OECD countries, 1990 - 1999,
                 Million US dollars
 
                   Inflows                 Outflows              Net Outflows (+)
 United States             927 378  United States            876 705  Germany                   305 988
 United Kingdom        319
726
 United Kingdom       566 400  United Kingdom        246
674
 France                      215 804  Germany                  422 455  Japan                        222 270
 Netherlands              159 523  France                      347 839  France                      132 035
 Sweden                     127 633  Netherlands              250 860  Netherlands                91 337
 Belgium-Luxemb.     123 206  Japan                        248 729  Switzerland                84 506
 Germany                  116 467  Canada                     120 113  Italy                           33 451
 TOTAL OECD      2 709 512  TOTAL OECD      3 552 013  TOTAL OECD        842 501
 Quelle: OECD, International Direct Investment database
Die Gruppe der wichtigsten Zielländer deutscher Direktinve-
stitionen ist fast identisch mit der Gruppe der Herkunftslän-
der ausländischer Direktinvestitionen:
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Tabelle 9: Deutsche Direktinvestitionen nach Ländern
 
  Zielländer deutscher  Direktinvestitionen   Herkunftsländer der  Direktinvestitionen
         Anteile in %          Anteile in %
 USA              26,4  USA              24,8
 Großbritannien              10,7  Niederlande              20,7
 Belgien/Luxemburg              10,0  Schweiz              12,2
 Frankreich                6,4  Frankreich              10,1
 Niederlande                5,3  Großbritannien                6,6
 Italien                4,2  Japan                5,6
 Schweiz                3,7  Belgien/Luxemburg                3,9
 Quelle: Deutsche Bundesbank, BMWi
 Welche Vor- bzw. Nachteile bringen die Direktinvestitionen
für das Empfänger- und das Investorland? In welchem Zusammen-
hang damit steht die wirtschaftspolitische Standortdiskussi-
on. Hier wird absichtlich auf eine ausführliche Analyse ver-
zichtet, es wird nur versucht, die mögliche Auswirkung der
Direktinvestitionen auf Wohlfahrt und Beschäftigung darzu-
stellen.
 
 Der positive Saldo der Direktinvestitionen (Tabelle 8) wird
sehr oft als Beleg für den „Globalisierungsdruck“ herangezo-
gen.55 In der wirtschaftspolitischen Diskussion wird oft argu-
mentiert, daß der Kapitalexport, auch in der Form von Direk-
tinvestitionen, die Beschäftigung beeinträchtigt, in dem Sin-
ne, daß er zu Kapitalmangel führt und so über den Zinsmecha-
nismus die Investitionsnachfrage sinkt.56 Wenn aus einem Land
Kapital abfließt ist das ein Indiz für wenig rentable Inve-
stitionsmöglichkeiten im Vergleich zu den Ländern, wohin das
Kapital fließt. Hohe Produktionskosten, verursacht durch
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 hohe Löhne und/oder hohe Steuerbelastungen, führen zur Stand-
ortverschlechterung. Ist aber der Zusammenhang zwischen Kapi-
talexport und Beschäftigung wirklich so eindeutig ausgeprägt?
Zwar mag der Kapitalexport „einen Zinsanstieg implizieren und
darüber eine dampfende Wirkung auf die Beschäftigung haben,
aber diese Wirkung kann durch indirekte Effekte ohne weiteres
kompensiert oder sogar überkompensiert werden.“57 Bei flexi-
blen Wechselkursen induziert der Kapitalexport eine Abwertung
der Inlandswährung, was via Verbesserung der Leistungsbilanz
zu einer höheren Beschäftigung führen kann. Im System fester
Wechselkurse ist sogar wünschenswert, daß ein Land mit Lei-
stungsbilanzüberschüssen Kapital exportiert in Länder mit
Leistungsbilanzdefiziten in Hinsicht auf den Zahlungsbilanz-
ausgleich und die Stabilität des gesamten Systems.58 Die aus-
ländischen Direktinvestitionen führen einerseits zum Transfer
von Faktoreinkommen ins Ausland und die Verteilungsquote ver-
ändert sich zu Lasten des Inlands; andererseits dienen die
Direktinvestitionen hauptsächlich dem Ziel, neue Märkte zu
erschließen oder bereits bestehende Märkte zu erweitern, was
zur Erhöhung des Exports und dadurch der Beschäftigung im In-
land beitragen kann.
 
 Die ausländischen Direktinvestitionen werden sehr oft im Emp-
fängerland als Bedrohung des einheimischen Produktionspoten-
tials angesehen, was zu wirtschaftspolitischen Maßnahmen im
Sinne einer Beschränkung führen kann. Meistens sind aber
nicht die künstlichen Beschränkungen die Ursache, sondern
gibt es Gründe rein wirtschaftlicher Natur: „Zum anderen
wirkt eine stagnierende Binnennachfrage in einem tendenziell
aufwertungsverdächtigen Land [...] für Unternehmen aus abwer-
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 tungsverdächtigen Ländern, die beabsichtigen, ausländische
Direktinvestitionen vorzunehmen, nicht gerade einladend.59
 
 Zusammenfassend kann man feststellen, daß eine weltweite De-
lokalisation der Direktinvestitionen nicht stattfindet. Die
Direktinvestitionen fließen weiter unter den OECD-Ländern un-
tereinander. Der Anteil der Entwicklungsländer an Direktinve-
stitionszuflüssen ist sogar von 40% Mitte der 90-er Jahre auf
etwa 25% zurückgegangen.60 Es sind gerade die Entwicklungslän-
der, die angesichts der Auslandsverschuldung mehr Direktinve-
stitionen und weniger Auslandskredite brauchen. Die Direktin-
vestitionen verursachen Reaktionen der Leistungsbilanz, die
eventuell zur Entlastung der Auslandsverschuldung führen kön-
nen. Kurzfristig verursachen die Kapitalimporte in der Form
von Direktinvestitionen eine Verschlechterung der Leistungs-
bilanz, weil die Entwicklungsländer auch die zur Erweiterung
der Infrastruktur (wichtige Standortbedingung) notwendigen
Investitionsgüter auch importieren müssen. Im langfristigen
Aspekt können aber Direktinvestitionen im Exportgüterbereich
oder im importsubstituierenden Bereich, besonders wenn sie
mit Technologietransfer verbunden sind, zu einer Verbesserung
der Leistungsbilanz der Entwicklungsländer führen und so zur
Verringerung der Auslandsverschuldung.61
 
 Trotz der ausbleibenden Delokalisation der Direktinvestitio-
nen, leisten sie einen Beitrag zur Globalisierung und Dena-
tionalisierung der Weltwirtschaft. Die Direktinvestitionen
stellen eine Substitution von traditionellen zwischenstaatli-
chen Außenhandelsbeziehungen dar. Der Austausch vollzieht
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 sich mehr innerhalb der transnational operierenden Unterneh-
men und entzieht sich allmählich der nationalstaatlichen Kon-
trolle.
 
 
 Die transnationalen Konzerne
 
 Unter „internationale Unternehmungen“ werden solche Unterneh-
mungen klassifiziert, deren Produktionspotentiale auf mehrere
(mindestens zwei Staaten) verteilt und die durch ihre über
den bloßen Vertrieb hinausgehenden Aktivitäten in verschiede-
nen Volkswirtschaften dauerhaft integriert sind. Die Gründung
einer internationalen Unternehmung vollzieht sich in der Re-
gel als grenzüberschreitender Kapitaltransfer (Direktinvesti-
tion), begleitet von Personal- und Know-how-Transfer. Die
meisten Auslandsbetriebe sind juristisch selbständig, so daß
die internationalen Unternehmungen als Konzerne bezeichnet
werden.62
 
 Die Auswirkungen der Tätigkeit transnationaler Konzerne auf
ihre Stammländer läßt sich schwer prinzipiell erklären. Die
nationalstaatliche Einflußmacht ist territorial begrenzt,
„während internationale Unternehmungen weltweit operieren und
sich tendenziell der einzelstaatlichen Wirtschaftslenkung zu
entziehen vermögen. Von aktueller Bedeutung für Stammländer
[...] ist insbesondere die Frage, ob die zunehmende Ausland-
sproduktion den Export ersetzt, stabilisiert oder gar fördert
d.h. - beschäftigungspolitisch gesprochen - ob Arbeitsplätze
verlorengehen, gesichert oder geschaffen werden.“63 Bei der
vorliegenden Analyse ist es nicht notwen-
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 dig, die positiven oder negativen Auswirkungen darzustellen,
wichtiger ist zu unterstreichen, daß die transnationalen Kon-
zerne der Macht des Nationalstaates sich entziehen können.
Die Nationalstaaten, klassifiziert als Stamm- und Gastländer
von internationalen Unternehmungen unterscheiden sich in die-
sem Punkt kaum. Die Probleme der Gastländer bestehen haupt-
sächlich darin, daß eine wirtschaftliche Abhängigkeit von
transnationalen Konzernen besteht, deren Entscheidungszentren
sich außerhalb des Gastlandes befinden.
 
 In der Literatur existieren zahlreiche Erklärungsansätze der
Internationalisierung der Tätigkeit von Unternehmen. Zu den
wichtigsten gehören das Argument des monopolistischen Vor-
teils (Hymer, Kindelberger), die Theorie des internationalen
Produktzyklus (Vernon), die Theorie des oligopolistischen
Parallelverhaltens (Knickerbocker), die Theorie der Interna-
lisierung (Buckley, Casson, Rugman), die Portfoliotheorie
(Markowitz) und der eklektische Ansatz (Dunning).64
 
 Nach dem ersten Ansatz ist die Voraussetzung für erfolgreiche
Produktionsaufnahme im Ausland die Existenz monopolistischer
(unternehmensspezifischer) Vorteile: technologische Überle-
genheit, positives Produktimage. Die monopolistischen Vortei-
le sollen so ausgeprägt sein, daß sie die negativen Auswir-
kungen eventueller Diskriminierung, Transferrestriktionen
oder Wechselkursrisiken im Ausland kompensieren. Nach dem
evolutorischen Marktkonzept wechselt mit zunehmendem Reife-
grad der Produkte die Dominanz der erfolgsbestimmenden Fakto-
ren. Während in der Innovationsphase die Nähe zum Verbraucher
wichtig ist, sind in der Reifephase die Lohnkosten entschei-
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dend. So verlagert sich die Produktion von den entwickelten
Industrieländern zuerst in Niedriglohn-Industrieländer
(Wachstumsphase) und dann in Entwicklungsländer (Reifephase).
Nach der Theorie des oligopolischen Parallelverhaltens rea-
gieren die Unternehmen auf die Produktionsaufnahme einer kon-
kurrierenden Firma im Ausland ebenfalls mit Direktinvestitio-
nen. Die Theorie der Internalisierung erklärt, daß Wirt-
schaftsprozesse auf unvollkommenen Märkten weniger effizient
verlaufen als unternehmensintern zwischen Mutterfirma und
Tochtergesellschaft im Ausland. Bei der Portfoliotheorie wird
die Risikoreduktion durch Streuung von Wertpapieren auch auf
Sachinvestitionen übertragen.65
 
 Die transnationalen Unternehmen unterscheiden sich unterein-
ander im Grad der Transnationalisierung, der anhand von drei
zusammengesetzten Relationen gemessen wird: Auslandsvermö-
gen/Gesamtvermögen, Auslandsumsatz/Gesamtumsatz und Auslands-
beschäftigten/Gesamtzahl der Beschäftigten. Die folgende Ta-
belle enthält die Rangliste der 20 größten TNC, gemessen am
Jahresumsatz. In der rechten Spalte sind Daten über das BIP
einiger Nationalstaaten enthalten, um einen besseren Eindruck
über den Ausmaß der wirtschaftlichen Aktivitäten von TNC zu
bekommen. Ziel des Vergleichs ist mehr oder weniger evident
darzustellen, wieviel wirtschaftlich bedeutende Nationalöko-
nomien den einzelnen TNC unterlegen sind. Der Jahresumsatz
von General Motors (176558 Millionen US-Dollars) ist etwas
höher als die Summe des BIP von Ländern wie Saudi Arabien
(128 892 Mil. US $) und den Vereinigten Arabischen Emiraten
(47 234 Mil. US $). Ford Motor mit 364
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 550 Beschäftigten erreicht einen Jahresumsatz, der höher ist
als das BIP von Indonesien mit 202 Mil. Einwohnern.
 
 Tabelle 10: Vergleich Jahresumsatz  von TNC mit BIP von Nationalstaaten
 
 Global Rank Company  Revenue 1999 in
mill.  U.S.dollars
 Country  Total GDP 1999 in
millions
U.S.dollars
 1. General Motors       176 558  Saudi Arabia
 United Arab Emirates
       128 892
         47 234
   ∑ 176 126
 2. Wal-Mart Stores       166 809  Poland        154 146
 3. Exxon Mobil       163 881  Norway
 Luxembourg
       145 449
         17 561
   ∑ 163 010
 4. Ford Motor       162 558  Indonesia        140 964
 5. Daimler Chrysler       159 986  South Afrika        131 127
 6. Mitsui       118 555  Portugal        107 716
 7. Mitsubishi       117 766  Venezuela        103 918
 8. Toyota       115 671  Iran        101 073
 9. General Electric       111 630  Israel          99 068
 10. Itochu       109 069  Egypt          92 413
 11. Royal Duch/Shell       105 366  Colombia          88 596
 12. Sumitomo         95 702  Singapore          84 945
 13. Nippon Telegraphe         93 592  Ireland          84 861
 14. Marubeni         91 807  Philippines          75 350
 15. AXA         87 646  Chile          71 082
 16. Intl. B. Mashines         87 548  Czech Republik          56 379
 17. BP Amoco         83 566  New Zeeland          53 622
 18. Citigroup         82 005  Hungary          48 355
 19. Volkswagen         80 073  United Arab Emirates          47 234
 20. Nippon Life Insurance         78 515  Ukraine          42 415
 Quelle: eigener Vergleich auf der Basis von Daten von World Development Indikators da-
tabase, www. worldbank.com und Fortune 5 Hundred, www. fortune.com
 
 In der folgenden Tabelle 11 sind Daten über die Summen des
BIP bestimmter Länder (Ländergruppen) verglichen mit dem Jah-
resumsatz ausgewählter TNC:
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 Tabelle 11: BIP von Ländergruppen und Jahresumsatz von TNC  1999 in Mil. US-Dollars
                 
 Bulgaria       12 103
 Hungary       48 355
 Poland     154 146
 Romania        33 750
 Czech Republic        56 379
 Slovak Republic        19 307
  ∑  324 040
 
 General Motors + Daimler Chrysler
 
      336 543
  
 Saudi Arabia      128 892
 United Arab Emirates        47 234
 Kuwait        29 572
 Qatar          9 243
  ∑  214 941
 
 Exxon Mobil + BP Amoco
 
     247 437
  
 Colombia        88 596
 Chile        71 092
 Peru        57 318
 Uruguay        20 211
 Ecuador        18 712
 Guatemala        18 016
 Costa Rica        11 076
 Panama          9 606
 Bolivia          8 516
  ∑  303 143
 
 Volkswagen + Ford Motor + Toyota Motor
 
      358 301
 Quelle: eigene Berechnungen  auf der Basis von Daten von World Development Indikators
datebase, worldbank database 8/2/2000 u. www.forbes.com
 
General Motors und Daimler Chrysler zusammen erreichen einen
Jahresumsatz, der höher ist als die Summe des BIP von sechs
wirtschaftlich gut entwickelten osteuropäischen Industrielän-
dern. Der Jahresumsatz von den transnationalen Ölkonzernen
Exxon und British Petroleum ist höher als die Summe des BIP
von vier wichtigen erdölexportierenden Ländern, darunter Sau-
di Arabien und Kuwait. Drei großen Investoren in Lateinameri-
ka: Volkswagen, Ford und Toyota sind in ihrem Gesamtum
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satz einer Gruppe von neun lateinamerikanischen Ländern über-
legen.
 
 Die Überlegenheit der TNC besteht aber nicht nur darin, daß
sie ökonomisch stärker als bedeutende Nationalstaaten oder -
gruppen sind. Noch wichtiger ist, daß sie in der Lage sind,
unabhängig von nationalstaatlichen Regelungen zu operieren.
Die transnationalen Unternehmen stellen ungebundenes Kapital
in Reinform dar und sind zumindest potentiell bereit, immer
dort zu investieren, wo die sichersten und die höchsten Ge-
winne zu erzielen sind.66 Unter Mobilität der Unternehmen ist
vor allem ein Handlungspotential zu verstehen, nämlich zwi-
schen verschiedenen nationalstaatlichen Alternativen wählen
zu können. „Mobilität bezeichnet einen Aktionsparameter der
Unternehmen, das heißt ein Handlungspotential, das die Unter-
nehmen nach eigenem Ermessen einsetzen können.“67 Vom Stand-
punkt des Nationalstaates wird die Mobilität der Unternehmen
auf den internationalen Märkten sehr oft als exportsubstitu-
ierende Konkurrenz betrachtet. Sehr oft beliefern die auslän-
dischen Tochtergesellschaften den Binnenmarkt der Mutterge-
sellschaft, was als produktionssubstituierende Verlagerung
bezeichnet wird. „Wächst die parallele Produktion im Ausland
stärker als im Inland und werden damit Märkte bedient, die
bisher vom Inland aus versorgt wurden, liegt eine indirekte
Produktionsverlagerung, eine exportwachstumssubstituierende
bzw. eine produktionswachstumssubstituierende Produktionsver-
lagerung vor.“68
 
 Die weltweite Vernetzung der Tätigkeit transnationaler Unter-
nehmen wird am Beispiel von General Motors illustriert:
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 Tabelle 12: General Motors (GM) Corporation
 
  Market-
share
 Employees          Major Brands
 GM North America
(GMNA)
  28,6 %  217 000  Chevrolet, Cadillac, Pontiac, Oldsmobile,
Buick, GMC
 GM Europe (GME)   9,8 %   81 000  OPEL, SAAB
 GM Latin Amerika,
Afrika, Mid-East
(GMLAAM)
 16,6 %   23 000  Chevrolet, ISUZU, SAAB, GMC, OPEL
 GM Asia Pacifik
 (GMAP)
  3,9 %   10 000  SUZUKI, SUBARU, ISUZU
 Quelle: www.hoovers.com
Die TNC wachsen überwiegend durch Übernahme bestehender Fir-
men, was in der Fusionswelle der letzten Jahre deutlich zu
erkennen ist. In der Zeit zwischen 1990 und 1999 ist die Zahl
der Fusionen weltweit auf fast 25 000 gestiegen mit einem
Wert von 2 380 Milliarden US-Dollar.69 Die folgende Tabelle
gibt Information über die größten Firmenübernahmen/Fusionen:
 
 Tabelle 13: Firmenübernahmen/Fusionen von TNC 1998 - 2000
 
 Käufer/Partner  Kaufobjekt/Partner  Branche  Jahr       Vollumen
 (Milliarden DM)
 Vodafone Group (UK)  Mannesmann (D)  Telekommunikati-
on
 2000          371,0
 AOL (USA)  Time Warner (USA)  Internet/Medien  2000          331,7
 MCI Worldcom (USA)  Sprint (USA)  Telekommunikati-
on
 1999          231,2
 Pfizer (USA)  Warner-Lam. (USA)  Pharma  2000          169,6
 Daimler (D)  Chrysler (USA)  Automobilindustrie  1998          166,0
 Exxon (USA)  Mobil (USA)  Öl  1998          150,9
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, Köln; Handelsblatt 05.08.1988
 
 
 Angesichts der zu beobachtenden Mega-Fusionen sind zwei wich-
tige Fragen zu beantworten: Wer mit wem fusioniert und
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 warum fusioniert wird? Nach den Untersuchungen des Kieler In-
stituts für Weltwirtschaft besteht ein klarer Trend zu hori-
zontalen Fusionen, d.h. „es schließen sich heute immer mehr
Partner der gleichen Branche zusammen. Ziel dieser Strategie
ist die Konzentration auf die Kernkompetenz eines Unterneh-
mens, sei es durch Verkäufe nicht dazu passender Unternehmen-
steile oder eben durch das Zusammengehen mit entsprechenden
Partnern.“70 Zu den wichtigsten Gründen, warum fusioniert
wird, gehört die Anpassung an die Dimensionen des Weltmark-
tes. Die Fusion verspricht nicht in jedem Falle Erfolg, be-
deutet aber meistens Steigerung der Produktion und sinkende
Durchschnittskosten. Die Öffnung der Dienstleistungsmärkte -
Telekommunikation, Verkehr und Energieübertragung - verlangt
eine neue Unternehmensgröße, die eine Aktivität außerhalb der
nationalstaatlichen Grenzen ermöglicht. Als Grund für die Fu-
sionen wird sehr oft das sog. Shareholder-Value zitiert.71 Das
Wohl der Aktionäre als wesentliches Unternehmensziel liegt
diesem Konzept zugrunde. Diese Ziel wird nicht selten ver-
fehlt, was der Zusammenschluß von Daimler und Chrysler ge-
zeigt hat. Die Aktie fiel nach dem Eröffnungstag 17.11.1998
auf 46,50 EUR (05.01.2001) was eine Veränderung von -40% be-
deutet.
 
 Neben den quantitativen Aspekten der Internationalisierung
der Produktion beobachtet man auch qualitative Veränderungen
in der Art und Weise der Internationalisierung der Unterneh-
mensstrukturen.72 Die Massenproduktion von Konsum- und Inve-
stitionsgütern in hierarchisch gegliederten Unternehmen, be-
gleitete die kapitalistische Entwicklung in der Prosperitäts-
phase nach dem 2.Weltkrieg. Die nach diesem Modell er-
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 richteten TNC verlagerten ins Ausland nur einfache Herstel-
lungsfunktionen, während Forschung und Kontrollfunktionen
stark zentralisiert blieben. Die qualitative Veränderung in
den letzten Jahren besteht darin, die alten hierarchischen
Strukturen auf der Basis der Dezentralisierung neu zu reorga-
nisieren. „Produktionsprozesse werden in verschiedene Aktivi-
täten aufgesplittert, Finanzierung, Teilfertigung, F&E, Con-
trolling und Marketing auf verschiedene Gesellschaften ver-
teilt, deren Standort die größten Vorteile für die spezielle
Aufgabe bietet.“73 Die Produktions- und Lieferverflechtungen
bleiben dabei unternehmensintern, man spricht von „intra firm
internationalization“. Es gibt aber auch ein zweites Modell,
nachdem Produktions- und Dienstleistungsfunktionen durch
Outsourcing an fremde ausländische Lieferanten vergeben wer-
den. Die Zergliederung der Wertschöpfungskette erfolgt unter-
nehmensextern, wobei die Markenfirma die strategischen Kern-
funktionen beibehält.74
 
 Im Mittelpunkt der Internationalisierung von Unternehmen ste-
hen sowohl bei den unternehmensinternen als auch bei den un-
ternehmensexternen Strategie die Überlegungen, Rentabilitäts-
steigerungen durch Größenvorteile zu realisieren, indem be-
stimmte Produktionen auf einzelne unternehmensinterne oder -
externe Standorte lokalisiert werden. Die Arbeitskostenargu-
mente spielen als Motiv eine viel geringere Rolle.75
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 4 2  Die internationalen Geld- und Finanzmärkte
 
 Der Prozeß der wirtschaftlichen Globalisierung ist in seinen
Dimensionen am besten auf den internationalen Geld- und Fi-
nanzmärkten ausgeprägt. Bei der Geld- und Finanzsphäre han-
delt sich um „denjenigen Schauplatz der Globalisierung, der
von der stärksten Dynamik geprägt ist“.76 Die Liberalisierung
und Deregulierung des internationalen Finanzsektors nach dem
Zerfall des Systems von Bretton Woods, unterstützt von einem
enormen Fortschritt der Kommunikationstechnik trugen ent-
scheidend dazu bei. Die Transportkosten und die für den
Transport benötigten Zeitintervalle sind auch drastisch ver-
kürzt worden, was eine wichtige Rolle für den internationalen
Warenhandel spielt. Die für den Transport von Gütern benötig-
te Zeit ist aber weit höher als die Zeit für Informati-
onsübertragung zwischen zwei Punkten. Die Zeiten für Kommuni-
kation und Transport unterscheiden sich bei Finanzprodukten
und Kapital kaum untereinander, was die Dynamik und die Fle-
xibilität dieses Sektors erhöht.77 Das weltweite elektronische
Netz, die „real time information“ ermöglicht, revolutionierte
auch die Finanzwelt. Bereits Mitte des 19. Jahrhunderts er-
kannte Paul Julius Reuter, Sohn eines Rabbiners aus Kassel,
den Zusammenhang zwischen Nachrichtentechnik, Information und
Geld. Reuter entdeckte eine Lücke im europäischen Telegra-
phennetz und mit Hilfe einer Brieftaubenpost transportierte
er Informationen über Börsenkurse von Brüssel nach Aachen,
und ermöglichte dadurch seinen Kunden einen profitablen Zeit-
vorsprung. Erst später gründete Reuter in London die Agentur,
die heute seinen Namen trägt.78
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 Die in der Literatur weitverbreitete Entkopplungs-These von
monetärem und realem Sektor findet ihre empirische Begründung
in der Statistik. Die Zunahme der realen Transaktionen, des
internationalen Handels und der Direktinvestitionen, zieht
zwar Finanztransaktionen nach sich, kann aber allein deren
Ausmaß nicht erklären. Von den weltweiten Devisenbewegungen
können nur 12% durch den Warenhandel und den langfristigen
Kapitalverkehr erklärt werden, den Rest bilden spekulative
Bewegungen.79 Bei einer stagnierenden Realkapitalakkumulation
drängt das „überschüssige“ Kapital in spekulative Anlagesphä-
ren auf den internationalen Finanzmärkten.80 Die Zunahme der
Finanztransaktionen steht den realen Transaktionen als eine
souveräne Größe gegenüber.
 
 Die in der Welt entstandenen Off-shore Finanzplätze weisen
besondere Standortmerkmale auf. Sie sind „vom nationalen
Wirtschaftsraum räumlich, rechtlich und verwaltungstechnisch
getrennt“81. Attraktive steuerliche Regelungen, politische
Stabilität, qualitative Infrastruktur und qualifiziertes Hu-
mankapital ermöglichten Ländern mit unbedeutenden nationalen
Finanzmärkten, sich zu internationalen Finanzzentren zu ent-
wickeln: Luxemburg, die Schweiz, Hongkong, Singapur. In be-
deutenden Nationalstaaten bildeten sich auch relativ unabhän-
gige Finanzzentren: New York, Frankfurt, London, Paris, Am-
sterdam, Tokio. „Die wichtigste Aufgabe internationaler Fi-
nanzmärkte besteht darin, Kapital schnell und effizient zu
den produktivsten Verwendungen zu leiten und weltwirtschaft-
liches Wachstum anzuschieben [...] Die Mobilität des Kapitals
steigt stark, denn Zahlungsströme können segmentiert, trans-
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 feriert und diversifiziert werden.“82 Zahlungsströme können
exakt an Zeit- und Risikopräferenzen angepasst werden.
 
 An nationalen Märkten versucht man die unternehmensspezifi-
schen Risiken durch die Mischung unterschiedlicher Wertpapie-
re im Portefeuille zu diversifizieren. So wie Unternehmensri-
siken aus der Perspektive des Nationalmarktes spezifisch aus-
sehen, so sind nationale volkswirtschaftliche Risiken aus der
Perspektive des Weltmarktes spezifisch. Die globalen Finanz-
märkte führen zu einem verstärkten Wettbewerb um Finanzie-
rungsmittel und Anlagealternativen. Die nationalen Güter- und
Finanzmärkte sind einem Druck zur Deregulierung und Produk-
tinnovation ausgesetzt. „Die globalen Finanzmärkte üben daher
auf die nationale Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Umwelt-
politik eine Disziplinierungsfunktion aus.“83 Die globalen Fi-
nanzmärkte haben eine Art Kontrollfunktion gegenüber den na-
tionalen Märkten übernommen, „die strukturellen Probleme der
nationalen Volkswirtschaften werden durch die Existenz globa-
ler (Finanz-)märkte schnell und schonungslos aufgedeckt. Eine
radikale Korrektur vorheriger Fehlentwicklungen erscheint
dann wie eine wirtschaftliche Turbulenz mit der Ursache ‘Glo-
balisierung’“.84
 
 So wie die Aktienmärkte einzelne Unternehmen beurteilen, so
werden einzelne Volkswirtschaften von den Finanzmärkten nach
Kriterien wie Geldwertstabilität, Beschäftigung, Wachstum und
Verschuldung beurteilt. Die Finanzanalysten üben eine enorme
Macht aus, „das politische Handeln ist von panischer Angst
vor bonitätsmäßiger Rückstufung beseelt.“85 Neben dieser dis-
ziplinierenden Funktion spielen die internationalen
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 Finanzmärkte für die Schwellen- und Transformationsländer
eine eindeutig positive Rolle. Der Zugang zu ausländischen
Ersparnissen macht erst möglich, hochwertige Technologien zu
importieren.
 
 
 Geldpolitik in einer offenen Nationalökonomie
 
 Die Geldpolitik, verstanden als bewußte Geldmengenänderung
durch die Zentralbank zur Erreichung bestimmter wirtschafts-
politischer Ziele,86 orientiert sich in einer geschlossenen
Nationalökonomie an dem Zusammenhang Geldmenge - monetäre
Nachfrage - Preisniveau - Beschäftigung. Die Quantitätstheo-
rie interpretiert den Zusammenhang zwischen Geldmenge und
Preisniveau, der mit der Fisherschen Verkehrsgleichung illu-
striert wird: M.U=H.P (M-Geldmenge; U-Umlaufgeschwindigkeit;
H-Handelsvolumen; P-Preisniveau.) Nimmt man an, daß U und H
relativ konstant sind, dann wird die Korrelation zwischen M
und P sichtbar. Die Geldmengensteigerung muß im Verhältnis
zum Wachstum der Güterproduktion stehen. Eine zu hohe Geld-
mengensteigerung im Vergleich zur Steigerung der Güterproduk-
tion bedeutet Inflation. Die Aufgabe der Geldpolitik besteht
darin, das Wachstum der Geldmenge so zu steuern, daß das
Preisniveau stabil bleibt.87 Durch den Leitzinssatz kann die
Zentralbank die Geldmenge steuern und so mit dem Zinssatz als
exogene Variable den Einkommensbildungs- und Akkumulations-
prozeß beeinflussen.
 
 Weil die Investitionen hauptsächlich durch Kredite finanziert
werden, gewinnt die Sicherung des Vermögensrückflusses
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 an den Gläubiger an Bedeutung. In einer geschlossenen Ökono-
mie gehört es zu den Aufgaben der Zentralbank, Marktprozesse
zu verhindern, die die Sicherheit des Vermögensrückflusses
beeinträchtigen, wie z.B. bei einer Erosion des Geldsystems
durch Inflation. „Allerdings ist die Macht der Zentralbank
eine asymmetrische. Sie kann zwar einerseits jeden Investiti-
onsboom durch Zinssatzsteigerungen brechen, wenn er die Ver-
mögenssicherungsfunktion des Geldes untergräbt. Andererseits
vermag sie jedoch nicht, einen ökonomischen Abschwungs- oder
Deflationsprozeß durch Zinssenkungen umzukehren. Für eine Be-
lebung der Investitionstätigkeit sind nämlich zusätzlich sta-
bile Absatzerwartungen erforderlich, so daß die Unternehmen
davon ausgehen können, eine über dem Zinssatz liegende Pro-
fitrate auch tatsächlich realisieren zu können.“88
 
 Unter den Bedingungen der Konkurrenz verschiedener Währungen89
in einer offenen Ökonomie gehört zu den Aufgaben der Geldpo-
litik die Aufrechterhaltung der Vermögenssicherungsqualität
der nationalen Währung. Die Vermögenssicherungsqualität einer
Währung hängt von ihrer Stabilität, Prognostizierbarkeit und
Disponibilität ab. Letztendlich entscheidend sind das Ver-
trauen und die Erwartungen des Vermögensbesitzer in die zu-
künftige Geldpolitik, ausgehend von früheren Erfahrungen. Ge-
messen an ihrer Vermögenssicherungsqualität bilden die Wäh-
rungen eine hierarchische Struktur, an deren Spitze eine
Leitwährung steht, die geeignet ist, internationale Geldfunk-
tionen wahrzunehmen. Das Leitwährungsland bestimmt durch sei-
ne nationale Zinspolitik die Geldpolitik im Währungssystem.
Der Währungshierarchie entsprechend bildet sich
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 eine reziproke Hierarchie der Zinssätze heraus, einer gerin-
geren Vermögenssicherungsqualität entspricht ein höherer
Zinssatz.90
 
 Welche sind die Faktoren, die die Durchsetzung des Wechsel-
kurses bei flexiblen Kursen bestimmen und welche Rolle spie-
len dabei Vertrauen und Erwartungen? Die neoklassische Außen-
wirtschaftstheorie erklärt die Kursbildung mit dem Kaufkraft-
paritätentheorem.91 Der Devisenkurs e (der reziproke Wechsel-
kurs) wird als Verhältnis zwischen dem Preisniveau im Inland
PI und dem Preisniveau im Ausland PA definiert:
 PI
 e =
 PA
 Diese einfache Formel gibt aber keine Information über die
Wirkung der Wechselkurserwartungen bei dynamischen, flexiblen
Wechselkursen und der Zinssatzdifferenzen zwischen den Län-
dern. Bezeichnet man den aktuellen Devisenkurs mit et, den zu-
künftigen Devisenkurs mit et+1, den Zinssatz im Inland mit iI
und den Zinssatz im Ausland mit iA, so ergibt sich für den De-
visenkurs folgende Relation92:
 et+1 - et
 et =
 iI - iA
 Diese Gleichung hat aber nur Sinn bei divergierenden aktuel-
len und erwarteten Kursen, sowie beim Zinsunterschied zwi-
schen Inland und Ausland. Mit einer Steigerung des Devisen-
kurses im Inland ist dann zu rechnen, wenn die Kurserwartun-
gen konstant bleiben, aber die Zinsdifferenz zwischen Inland
und Ausland fällt; oder wenn die Zinsdifferenz konstant
bleibt, aber ein Anstieg des Devisenkurses der inländischen
Währung (Abwertung)erwartet wird.93 Eine souveräne national-
staatliche Geldpolitik ist unter solchen Bedingungen schwer
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 realisierbar, weil Faktoren wie der Zinssatz im Ausland oder
die Erwartungen potentieller ausländischer Käufer nicht mit
dem Instrumentarium der Zentralbank zu beeinflussen sind.
Über geldpolitische Autonomie verfügt nur die Bank des Leit-
währungslandes.
 
 
 Hegemoniales Währungssystem versus Multiwährungsstandard
 
 Im Unterschied zum hegemonialen Währungssystem existiert in
einem Multiwährungssystem keine dominierende Leitwährung,
sondern konkurrieren mehrere nationale Währungen um die Leit-
währungsfunktion. Die USA als Leitwährungsland nach Bretton
Woods, sowie auch nach dem Zerfall des Golddollarstandards
konnte ihre Position beibehalten, auch unter den Bedingungen
einer permanenten Netto-Schuldner-Position. Das Leistungsbi-
lanzdefizit der USA beträgt nach Angaben der Bank für Inter-
nationalen Zahlungsausgleich 339 Mrd. US-Dollar. Besteht aber
für ein Netto-Schuldner-Land, die den internationalen Wert-
standard stellt, nicht die Gefahr, durch Abwertung zu reagie-
ren und so die Vermögenssicherungsqualität zu mindern und die
Leitfunktion zu verlieren? Die Hegemonialnation muß aber
„keinen Leistungsbilanzüberschuß aufweisen, da sie über die
Geldpolitik internationale Kapitalströme steuern und so den
Wechselkurs stabilisieren kann. Ein Leistungsbilanzdefizit
kann dabei permanent aufrechterhalten werden, wenn ein kon-
stanter Teil des wachsenden Weltvermögens in der Währung des
Hegemoniallandes gehalten wird. Es liegt dann also eine Ver-
schuldung des kreditwürdigen Landes vor.“94
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 Die Zinspolitik der amerikanischen Zentralbank, der Notenbank
des Leitwährungslandes, beeinflußt die Investitionstätigkeit
und so die Weltkonjunktur. Langfristig bewegen sich die Akti-
enkurse in der ganzen Welt entsprechend den Bewegungen des
Leitzinssatzes einer einzigen Bank. Das Weltwährungssystem
weist nur begrenzt Tendenzen in Richtung eines Multiwährungs-
standards. Die Anteile von Euro und Yen an den Weltdevisenre-
serven sind immer noch gering im Vergleich zu US-Dollar.
 
Tabelle 14: Offizielle Devisenreserven
 
 Jahr:  1996  1997  1998  1999  Stand
  1999
                        Mrd. US-Dollar
 Ländergruppe:           Veränderungen zu jeweiligen
                     Wechselkursen
 
 Insgesamt
      Industrieländer
      Asien
      Lateinamerika
      Osteuropa
      Übrige Länder
 172,3
  69,6
  64,4
  18,4
   -2,6
  22,5
 62,4
 -12,0
   8,5
 16,5
   4,9
 44,5
 58,4
 -10,5
 62,2
  -8,4
   5,1
   0,8
 127,5
  46,1
  79,1
   -8,0
    0,8
    9,4
 1746,0
  704,7
  642,0
  124,7
    74,3
  200,3
          Veränderungen zu konstanten
                    Wechselkursen
 
 Insgesamt
       Reserven in Dollar
       Reserven in anderer Währung
 200,3
 161,7
  38,7
 121,2
  87,6
  33,7
 21,0
 40,2
 -19,2
 159,4
 191,1
 -31,7
 1746,0
 1358,9
  387,1
 Quelle: Bank for International Settlements, Report 2000, www.bis.org
 
 Die Reserven in US-Dollars betragen 78% der Weltdevisenreser-
ven. In ihrer Leitwährung ist die Weltökonomie in einem hohen
Grade globalisiert. Die Vermögenssicherungsqualität des US-
Dollars ist unbestritten.
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 Internationale Devisen-, Aktien- und Anleihemärkte
 
 Die Entwicklung an den Devisenmärkten wurde von bedeutenden
strukturellen Veränderungen geprägt: die Einführung des Euro,
die Konzentration der Teilnehmer und die zunehmende Rolle des
elektronischen Handels. Die Stärke des US-Dollars gegenüber
dem Euro und seine Aufwertung gegenüber dem Yen in der ersten
Hälfte des Jahres 1999 spiegelten die dynamische Wirtschafts-
entwicklung in den USA wider, verglichen mit dem geringeren
Wachstum in den anderen Wirtschaftsräumen. Der Anstieg des
Yen in der zweiten Hälfte des gleichen Jahres ist auf die
Tatsache zurückzuführen, daß die erwarteten Wachstumsunter-
schiede zwischen USA und Japan geringer wurden. Die Erwartun-
gen bezüglich des Wachstumsabstands zwischen USA und Euroland
veränderten sich nicht, der Kurs blieb aber nicht konstant,
der Euro fiel weiter. Die Tendenz wurde durch eine negative
Einstellung an den Märkten hinsichtlich der als schleppend
bezeichneten strukturellen Anpassung in Europa geprägt.95
 
 Die weltweite Zunahme der Devisentransaktionen wird durch ei-
ne starke Zunahme der Anleihe- und Aktientransaktionen be-
gleitet, was mit der folgenden Tabelle illustriert wird:
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 Tabelle 15: Internationale Anleihe- und Aktientransaktionen*
 
  1975-
1979
 1980-
1989
 1990-
1994
  1995   1996   1997   1998   1999
 USA
   Anleihen
   Aktien
 Japan
   Anleihen
   Aktien
 Deutschland
    Anleihen
    Aktien
 
    4,0
    1,9
 
    2,2
    0,6
 
    5,3
    1,6
 
    36,5
     6,7
 
   63,3
     9,7
 
   25,0
     7,3
 
    94,0
    14,7
 
    74,5
      9,8
 
    87,3
    15,2
 
  110,2
    22,4
 
   55,2
     9,6
 
  148,8
    18,5
 
  129,0
    27,2
 
    66,1
   13,4
 
  171,0
    24,8
 
  163,6
    44,3
 
   78,3
   17,1
 
  211,6
    44,7
 
  166,3
    56,5
 
   72,4
   18,2
 
  259,1
    69,8
 
  125,8
    53,1
 
    56,0
    29,1
 
  250,9
    83,4
 Quelle:  Bank for International Settlements, www.bis.org
             *Bruttowertpapierkäufe- und -verkäufe zwischen Gebietsansässigen
              und Gebietsfremden in % des BIP.
 
 Die weltweiten Aktienmärkte scheinen sich ziemlich souverän
gegenüber der wirtschaftlichen Realität zu verhalten. Die
theoretische Reflexion des Aktienphänomens ist auch sehr wi-
dersprüchlich. Sehr oft herrscht in Kreisen der Ökonomen die
Meinung vor, daß die Tendenzen auf den Aktienmärkten mehr
oder weniger den Zusammenhang mit der Entwicklung im realen
Sektor verloren haben. „In der allgemeinen wirtschaftspoliti-
schen Diskussion ist das Geschehen an den Aktienbörsen norma-
lerweise nur ein Randthema, weil sich empirisch zwischen dem
Auf und Ab der Aktienkurse und der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung der Produktion, Einkommen und Beschäftigung kein
auch halbwegs stringenter Zusammenhang nachweisen läßt.“96
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 Die Aktie stellt einen Anspruch auf künftige Ausschüttungen
der Gesellschaft an die Aktionäre dar. Dementsprechend sollte
sich der Aktienkurs von den Informationen über das zu erwar-
tende Gewinnwachstum beeinflussen lassen. Der Aktienkurs
spiegelt auch die erwarteten Rendite alternativer Anlagemög-
lichkeiten wider. Sehr oft lassen sich aber Kursausschläge
mit den Ertragsentwicklung nicht erklären. „Diese ‘überstei-
gerte Volatilität’ dürfte sich aus einer irrationalen Wech-
selhaftigkeit im Verhalten der Marktteilnehmer ergeben.“97 In
ihrem 70. Jahresbericht 2000, vertreten die Experten der Bank
für Internationalen Zahlungsausgleich die Meinung: „[...] wäh-
rend kurzfristige Schwankungen der Aktienkurse schwer zu er-
klären sind, weisen die langfristigen Bewegungen empirische
Regelmäßigkeiten auf, die mehr oder weniger den Fundamen-
taldaten entsprechen. Auch wenn Bewertungskennzahlen - wie
z.B. die Dividendenrendite oder das Kurs/Gewinn-Verhältnis -
deutlich von ihrer üblichen Beziehung zum Konjunkturzyklus
abweichen, erreichen sie auf lange Sicht doch wieder ihr hi-
storisches Durchschnittsniveau.“98
 
 Zusammenfassend kann man feststellen, daß die wirtschaftliche
Globalisierung ihre höchste Stufe an den Geld- und Finanz-
märkten erreicht hat. Der Zusammenhang zwischen den Tendenzen
in der Entwicklung der Finanzzentren ist unverkennbar. Die
Konjunktur des Leitwährungslandes - USA beeinflußt das welt-
weite Wirtschaftssystem, die Schwankungen des Dow Jones-Index
erreichen in kürzester Zeit die weltweit vernetzten Aktien-
börsen. Eine geschlossene Nationalökonomie mit autonomer
Geldpolitik ist nicht mehr denkbar.
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 4 3  Nationalstaatliche Wirtschaftspolitik unter den Bedingungen der
       Globalisierung am Beispiel Beschäftigung
 
 
 Nationalstaat und post-fordistische Globalisierung
 
 Der Globalisierungsprozeß wirkt nicht einseitig auf den Na-
tionalstaat. Die sozialen Krisen innerhalb bedeutender Natio-
nalstaaten wirken auch auf die globale Entwicklung zurück.
„Der Globalisierungsprozeß bedeutet also einerseits eine er-
höhte Abhängigkeit der sozialen Stabilität lokaler Gesell-
schaften von weltwirtschaftlichen Zusammenhängen, führt aber
tendenziell auch dazu, daß eine - wie auch immer im einzelnen
zu charakterisierende - ‘Weltgesellschaft’ beginnt, ein wach-
sendes Interesse an der internen Stabilität lokaler Gesell-
schaften zu entwickeln.“99
 
 In diesem Unterkapitel wird der Versuch unternommen, den Zu-
sammenhang zwischen dem Prozeß der Globalisierung und der
Krise des Fordismus zu analysieren. Unter Fordismus versteht
man eine Periode der kapitalistischen Entwicklung, die durch
standardisierte Massenproduktion, durch eine primär national-
staatliche Regulierung auf der Basis institutionalisierter
Kompromisse zwischen Kapital und Arbeit gekennzeichnet ist.100
Eine homogene und kontinuierlich wachsende Nachfrage wurde
zum zentralen Faktor für den fordistischen Akkumulationspro-
zeß. Die Institution der Tarifpartnerschaft, entstanden als
Kompromiß zwischen Arbeiterbewegung und Bourgeoisie, funktio-
nierte „gleichzeitig in vielleicht optimaler Weise als Trans-
missionsriemen zwischen der Steigerung der Produk-
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 tivität und der Steigerung des Masseneinkommens als Grundlage
der Expansion einer Nachfrage nach standardisierten, vorwie-
gend dauerhaften Konsumgütern.“101
 
 Im fordistischen System bilden die Nationalstaaten den zen-
tralen Bezugspunkt wirtschaftlichen Lebens und dessen Steue-
rung. Im Rahmen fordistischer Regulation übernimmt der Staat
zahlreiche Funktionen im Bereich der Einkommens- und Sozial-
politik, des Infrastrukturausbaus, deren primäre Bedeutung
eine Entlastung beider Tarifpartner ist. Über Steuern und So-
zialabgaben wirken diese Funktionen sehr oft in entgegenge-
setzter Richtung zurück. Im Rahmen einer Profitmaximierungs-
strategie versuchen die Unternehmen die Produktionskosten zu
externalisieren, was eine zusätzliche Belastung für den Staat
bedeutet. Dazu gehören die Kostenexternalisierung bei den
Ausbildungskosten, die staatlichen Subventionen zur Erhaltung
von Arbeitsplätzen, die Umweltkosten. „Der fordistische Staat
gerät mit dem Fortgang der Krise immer mehr in das Dilemma,
zum einen die Produktivität fördern zu müssen, um den Ansprü-
chen verschiedener Gruppen von Bürgern gerecht zu werden (Er-
haltung der Standortqualität, von Arbeitsplätzen, Verbesse-
rung von Einkommen, Aufrechterhaltung sozialpolitischer Stan-
dards) und eventuell die Steuereinkünfte durch Wachstumsef-
fekte zu steigern, ohne die relative Steuerbelastung zu erhö-
hen, zum anderen aber immer weniger in der Lage zu sein, ge-
sellschaftliche Entwicklung zu steuern, eben weil die Steige-
rung der Produktivität die Reduktion staatlicher Intervention
erfordert.“102
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 Der Übergang von der fordistischen Internationalisierung zur
post-fordistischen Globalisierung begann mit der fortschrei-
tenden Entwicklung der neuen Technologien. Diese ermöglichten
erst die Ersetzung der standardisierten Massenproduktion in
den herkömmlichen Fabriken durch neue Formen flexibler Mas-
senproduktion und durch die Ausnutzung der Vorteile verschie-
dener Produktionsstandorte. Die mangelnde Flexibilität, die
für die Arbeitsbeziehungen im fordistischen System charakte-
ristisch war, konnte man im post-fordistischen Zeitalter mit
einer Standortverlagerung umgehen. So entstand die Standort-
konkurrenz zwischen den Nationalstaaten, was in den meisten
Fällen die Schaffung besserer Produktionsbedingungen für das
Kapital durch Deregulierung und Abschaffung nationalstaatli-
cher Schranken, Umbau von Sozialsystemen bedeutet. „Die Pro-
zesse globaler Vergesellschaftung sind es, die gleichzeitig
Prozesse weitreichenden sozialen Wandels - und das heißt zu-
nächst sozialer Destabilisierung - auf nationaler Ebene mit
sich bringen; sie sind aber nicht nur das Resultat mehr oder
weniger unabhängiger politischer Entscheidungen zur Öffnung
des Landes sondern in erheblichem Maße durch den Druck, sich
erfolgreich im Rahmen post-fordistischer Akkumulationsstruk-
turen zu behaupten, geprägt [...] Globale Vergesellschaftung
bedeutet vor allem, daß die Grenzen der ‘Gesellschaft’ not-
wendigerweise nicht mehr identisch mit den territorialen
Grenzen von Staaten sind. ’Nationale Gesellschaften’ werden
von den sich herausbildenden Strukturen von Weltgesellschaft
überlagert, wobei die sich verändernde Beziehung zwischen
Staat und Gesellschaft eng verknüpft ist mit dem Wandel in
der Rolle des Staates.“103 Der Nationalstaat steht unter
Druck, soziale Stabi-
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 lisierung unter post-fordistischen Bedingungen zu gewährlei-
sten, und gleichzeitig durch Konsolidierung des Staatshaus-
haltes, die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Die Unfähigkeit
des Nationalstaates, beide Aufgaben zu lösen, zwingt ihn,
seine Kompetenzen nach oben auf eine supranationale Ebene,
oder nach unten auf die lokale, regionale Ebene zu verlagern.
Optimal wäre ein Gleichgewicht zwischen den spezifischen lo-
kalen Interessen und den veränderten Rahmenbedingungen der
globalisierten Wirtschaft.
 
 
 Nationalstaatliche Beschäftigungspolitik
 
 Die klassische Beschäftigungstheorie, zu deren wichtigen An-
nahmen die vollständige Flexibilität der Löhne, auch nach un-
ten gehört, läßt in ihrer theoretischen Konstruktion die Fra-
ge ungeklärt, warum die Wirtschaft auch bei Unterbeschäfti-
gung zum Gleichgewicht tendiert. Die Unternehmen erstellen im
klassischen Modell das der Vollbeschäftigung entsprechende
Produktionsniveau, beim Gleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage. Unter den Bedingungen freier Konkurrenz kommt man
zum Gleichgewicht bei Vollbeschäftigung. Nach dem Sayschen
Theorem schafft das Angebot selbst seine eigene Nachfrage,
indem die hergestellten Waren mit dem im Produktionsprozeß
verdientem Geld aufgekauft werden.104 Für die Diskrepanz zwi-
schen Sein und Sollen in der Realität, die auch von den Klas-
sikern beobachtet wurde, waren in ihrem Modell die marktwid-
rigen Eingriffe des Staates verantwortlich.
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 Die private Nachfrage ist aber nicht ausreichend, um Gleich-
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage bei Vollbeschäftigung
zu erreichen. In der freien Marktwirtschaft existiert eine
Tendenz zum Gleichgewicht bei Unterbeschäftigung.105 Nach John
Maynard Keynes (1883-1946) ist es Aufgabe des Staates, die
effektive Gesamtnachfrage anzuregen. Die Keynesianische Theo-
rie geht von einer Instabilität des privaten Sektors aus, was
darauf zurückzuführen ist, daß die Preise nach unten unflexi-
bel sind und so das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach-
frage bei Vollbeschäftigung nicht allein durch den Marktme-
chanismus zu erreichen ist.106 Die unausreichende private Nach-
frage kann man durch eine aktive staatliche Investitionstä-
tigkeit kompensieren, deren Ziel es ist, die Gesamtnachfrage
durch öffentliche Aufträge anzuregen.
 
 Wenn die Unternehmen, die ein Gewinnmaximierungskalkül ver-
folgen, sicher sein könnten, daß sie ihre gesamte Produktion
zu ex ante erwarteten Preisen absetzen werden, so wäre ihre
Entscheidung, abstrahieren wir von den anderen Kosten, nur
von den Lohnkosten abhängig. Die Höhe der Beschäftigung wird
in diesem Falle allein vom Arbeitsmarkt bestimmt.107 Keynes
bezweifelt, daß das Saysche Theorem in der Realität gültig
ist. Nach ihm richten sich die Unternehmen vielmehr nach den
Kosten und nach der von ihnen ex ante erwarteten Nachfrage:
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Tabelle 16:  Gesmtangebot und -nachfrage in einer geschlossenen Ökonomie
PY  (Angebotspreis, Nachfragepreis)
Z = ϕ (N), Funktion des Gesamtangebots
D = f (N),  Funktion der Gesamtnachfrage
N = Beschäftigung von N  Arbeitmehmern
Quelle: Wirtschaftspolitik und Globalisierung, S. 192
Die Höhe der Beschäftigung ist durch den Schnittpunkt der
Funktion der Gesamtnachfrage und des Gesamtangebots gegeben.
Im diesem Modell wird die D-Kurve von zwei Komponenten beein-
flußt: vom Betrag, den das Gemeinwesen voraussichtlich ver-
brauchen wird und vom Betrag, der voraussichtlich für Neuin-
vestitionen verwendet wird. Im Zusammenhang mit der Globali-
sierung, in einer offenen Nationalökonomie, müßte auch der
Außenbeitrag berücksichtigt werden.108 Unter den Bedingungen
grenzüberschreitenden Handelsströme kalkulieren die Unterneh-
men die Erwartungen, ein Teil ihres Absatzes im Ausland zu
realisieren. So verschiebt sich die D-Kurve nach oben, die Z-
Kurve bleibt unverändert, und das entspricht einem höheren
Beschäftigungsstand. Gleichzeitig, unter den Bedingungen ei-
ner Importkonkurrenz, reduzieren die Unternehmen ihre Erwar-
tungen, die Gesamtnachfrage im Inland zu befriedigen. So ver-
schiebt sich die D-Kurve nach unten. Bei positiver Leistungs-
bilanz liegt die D-Kurve weiter nach oben (mehr Beschäfti-
gung) und bei negativer Leistungsbilanz weiter nach
Z
P
D
N* N
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unten (weniger Beschäftigung) als in einer geschlossenen Na-
tionalökonomie.
Tabelle 17:  Gesmtangebot und -nachfrage in einer offenen Ökonomie
PY  (Angebotspreis, Nachfragepreis)         Z
                                                                    D I
                                                                  D
                                                                                                      D II
                                                 NII  N* NI
Z = ϕ (N), Funktion des Gesamtangebots
D = f (N),  Funktion der Gesamtnachfrage
N = Beschäftigung von N  Arbeitmehmern
Quelle: Wirtschaftspolitik und Globalisierung, op. cit.
So betreiben die Länder, die dauerhaft einen positiven Saldo
haben, eine Politik, die man als „beggar-my-neighbour-policy“
bezeichnen kann.109 Unter einem System flexibler Wechselkurse
dürfte eigentlich eine solche Politik des Exports von Ar-
beitslosigkeit seitens des Inlands nicht dauerhaft möglich
sein, weil die Übernachfrage nach Inlandswährung den Wechsel-
kurs erhöhen wird. „Dieser Effekt reduziert c.p. die Erwar-
tungen der Unternehmer bezüglich der Absetzbarkeit ihrer Wa-
ren im Ausland, während die Erwartung, weitere Anteile des
Inlandsmarktes an ausländische Konkurrenten zu verlieren,
wächst [...] Allerdings ist zu berücksichtigen, daß der Wech-
selkurs nicht allein - und im Zeitalter der ‘Globalisierung’
der Finanzmärkte immer weniger - von
P
N
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Handelsströmen determiniert wird. Daher können Strategien,
die auf einen dauerhaften Leistungsbilanzüberschuß gerichtet
sind, in manchen Volkswirtschaften aufgehen.“110 So bleibt den
Nationalstaaten, die eine negative Leistungsbilanz haben,
kaum Spielraum, gegen die importierte Arbeitslosigkeit wirt-
schaftspolitisch zu reagieren.
 
 Der Zusammenhang zwischen Direktinvestitionen und Beschäfti-
gung wurde bereits oben erörtert. Hier wird nur noch einmal
darauf hingewiesen, daß bei den Unternehmen, die Auslandsin-
vestitionen tätigen, meistens die Motive der Markterschlie-
ßung dominieren und nicht die niedrigeren Lohnkosten im Aus-
land. Schließlich investieren die reichen OECD-Länder unter-
einander, obwohl die Lohnkosten dort nicht so stark voneinan-
der divergieren. So kann man nicht behaupten, daß die auslän-
dischen Direktinvestitionen die Ursache einer steigenden Ar-
beitslosigkeit im Inland sein können.
 
In der Zeit der Globalisierung, verstanden als „Prozeß der
territorialen Entgrenzung vormals getrennter nationaler Pro-
dukt- und Kapitalmärkte“111, verliert der Nationalstaat an
Steuerungskapazität. Die von J. M. Keynes bereits Mitte des
20. Jahrhunderts vorausgesehene „One World“ ist Wirklichkeit
geworden. Diese neue Welt ist dank dem wissenschaftlich-
technischen Fortschritt zustande gekommen, d.h. dank der re-
volutionären Verbilligung der Transportkosten, was zu Massen-
verkehr führte, und der revolutionären Verbilligung der Über-
mittlungskosten für Information und Geldtransfers, was eine
Massenkommunikation ermöglichte.112 Die Marktteilnehmer
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nutzen diesen erweiterten territorialen Spielraum, um sich
von staatlichen Regulierungen zu emanzipieren. Die regula-
torische Funktion des Nationalstaates wird zunehmend durch
ein supranationales System der Selbstregulierung der privaten
Akteure ersetzt. Der alte historische Begriff der National-
ökonomie wird allmählich durch den Begriff der Weltökonomie
ersetzt. Welche neuen Bedingungen in der Realität können eine
solche theoretische Bezeichnung rechtfertigen?113
 
• Auf der Grundlage von Kapitalkonzentrationen und -fusionen
sind neue transnationale Organisationsformen des Industrie-
, Handels- und Finanzkapitals entstanden, die dominierende
Rolle der Transnationalen Konzerne (TNCs). „Die Stufenlei-
ter der Produktion und des Handels in den strategischen
Produktionszweigen übersteigt die Fähigkeit und Kapazitäten
der nationalen Volkswirtschaften.“114
 
• Die zunehmende Mobilität des Faktors Kapital ist an sich
nichts Neues, sondern neu ist der Anteil des Kapitals an
der gesamten produktiven und monetären Vermögensbildung,
der sich in transnationalen Kreisläufen verwertet.115
• Die Finanzmärkte sind weitgehend globalisiert. „Auch und
offenbar gerade im Finanzsektor scheinen Nationalstaaten
zur bloßen Manövriermasse geworden zu sein - nach außen
werden sie zu Verhandlungspartnern regulativer Politik de-
gradiert; im Innern sind sie der Spielball des heimischen
Finanzkapitals, das seine Mobilität als Druckmittel auf ei-
nen möglichst kostengünstigen, weil niedrigen Standard der
Marktregulierung einsetzen kann.“116
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• Es treten globale Konkurrenzverhältnisse zwischen den welt-
weit gestreuten Produzenten und damit eine
• Globalisierung der Konsummärkte auf.
 
 Mit der zunehmenden Transnationalisierung der Produktion,
mit der kostengünstigen Verlagerung von Produktionsstufen
ins Ausland, verlieren die nationalen Ökonomien ihre produk-
tive Homogenität. Dazu kommt auch, daß die TNCs in der Lage
sind zu produzieren, ohne die nationalen Nachfragebedingungen
zu berücksichtigen. „Für transnationale Unternehmen werden
Kosteneinsparungen, die [...] nationale Nachfrageströme stark
einschränken, wichtiger als das Funktionieren eines [...] na-
tionalen Entlohnungssystems, das die Nachfrage für ihre Waren
sichert.“117 Das bedeutet einerseits Abkoppelung der TNCs von
den nationalen Rahmenbedingungen und anderseits zeigt dieses
Beispiel, wie beschränkt die Möglichkeiten des National-
staates sind, auch in seiner traditionellen Wohlfahrtsfunkti-
on. „Nichts in der Welt von heute ist so global wie die Geld-
wirtschaft, nichts so national wie der Wohlfahrtsstaat.“118
Das Kapital nutzt auch sehr oft seinen Mobilitätsvorteil aus,
und zwar auf Kosten des Immobilitätsnachteils des nationalen
Faktors Arbeit.
 
 Einige Analytiker spekulieren, daß im Prozeß der Globalisie-
rung die ökonomischen Unterschiede zwischen den Ländern be-
seitigt werden, es wird eine grenzenlose (borderless 119) Welt
entstehen, in der Entscheidungen ohne Referenz auf nationale
Staatsgrenzen getroffen werden können. Die freie Mobilität
von Waren, Dienstleistungen und Kapital, der grenzüberschrei-
tende Informationsfluß, die Freiheit außerhalb der
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 Nationalgrenze zu investieren, zu produzieren, zu kaufen und
zu verkaufen sind Argumente dafür. Wirtschaftliche Globali-
sierung bedeutet aber nicht nur Intensivierung globaler
Transaktionen. Verändert haben sich auch die Teilnehmer am
Weltmarkt, die heute andere Strukturmerkmale als die Mitspie-
ler des 19.Jh. haben und immer freier und unabhängiger vom
Nationalstaat handeln können.120 Die Unternehmen nutzen die
Internationalisierung, um Gewinnmaximierung und Zugang zu
neuen Märkten zu erreichen. Die Erschließung von Wachs-
tumsmärkten, die Reduzierung von Währungsrisiken und Senkung
der Arbeitskosten zählen zu den Vorteilen der Internationali-
sierung eines Unternehmens.
 
 Wie sieht aber die Problematik vom Standpunkt des National-
staates aus? Welcher Handlungsspielraum bleibt für nationale
Wirtschaftspolitik in der neuen Weltwirtschaft? Zu den wich-
tigsten Herausforderungen der immer noch national bestimmten
Wirtschaftspolitik gehört ihre neue Rolle unter dem Aspekt
zunehmender Globalisierung der Ökonomie. Die Wettbewerbsfä-
higkeit des jeweiligen nationalen Standorts zählt zu den
entscheidenden Aufgaben nationaler Wirtschaftspolitik, d.h.
Schaffung von günstigen Bedingungen für ausländische Direk-
tinvestitionen. Die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit ist
sehr oft mit Strukturwandel der nationalen Wirtschaft verbun-
den. Die Gegner der Globalisierung bezeichnen den Prozeß
selbst und die damit parallel stattfindende Umstrukturierung
der Wirtschaft als Ursache der Reduzierung des Wohlfahrts-
staates. Damit wird die Tatsache ignoriert, daß allein die
Anpassung an die Globalisierung den vorhandenen Wohlstand
retten oder sogar erhöhen kann. „Unsere Überlegungen zeigen,
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 daß in einem marktwirtschaftlichen System Umstrukturierung
und Globalisierung notwendige Begleiterscheinungen des wirt-
schaftlichen Wachstums sind, das einerseits erst die unglaub-
liche Wohlstandssteigerung der letzten 150 Jahre ermöglichte.
Der Prozeß selbst wird durch Innovationen in Gang gehalten,
die ihrerseits wiederum durch [...] freie Märkte, Abwesenheit
unnötiger Regulierungen, keine zu hohe Abgabenlast, stabiles
Geld und internationalen Wettbewerb zumindest auf den Ex-
portmärkten begünstigt werden.“121 Die weltweite Herstellung
der freien Mobilität von Waren, Dienstleistungen, Kapital und
Personen, die Vorteile der Massenproduktion (economies of
scale), die Intensivierung des Wettbewerbs, die Deregulierung
im Sinne des Abbaus der Handelsbarrieren und der Monopolstel-
lung national geschützter Wirtschaftssektoren, all das wird
dazu beitragen, daß die Preise zugunsten der Konsumenten ge-
senkt werden können und das ist ein Argument für „weniger“
Nationalstaat und „mehr“ Globalisierung.
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 5  Das Modell „Europa der Bürger als Gegensatz zum
   „Europa der Nationalstaaten“
    5 1 „Europa der Bürger“ als Finalitätsvision
 
 
 Der Begriff „Europa der Bürger“ wird in der Literatur sehr
oft als Bezeichnung für die Maßnahmen zur Verbesserung des
Images der Europäischen Union bei der Bevölkerung der EU-
Staaten verwendet, in Wirklichkeit ist die Bedeutung des Be-
griffs viel komplizierter, tiefer und selten unumstritten.
 
 Die Analyse des Begriffs „Europa der Bürger“ bedarf einer
Auseinandersetzung mit dem Verhältnis „Europa der National-
staaten - Europa der Bürger“. Ist das Europa der Bürger tat-
sächlich eine Alternative für ein Europa der Nationalstaaten,
das keine Verwirklichungschancen mehr hat? Welche waren die
Motive überhaupt vom „Europa der Bürger“ in der europapoliti-
schen Debatte zu reden? Ist das „erstrebte Europa der Bürger
nämlich eher Ausdruck eines Ungenügens, das angesichts des
vordringenden Europas der Wirtschaftsinteressen immer mehr
empfunden wird?“ 1
 
 Die Französische Revolution hat die Idee des Bürgers als
bourgeois und des Bürgers als citoyen hervorgebracht. Die
Idee des Bürgers als citoyen ist offener und weniger starr
als die Idee der traditionellen Nationszugehörigkeit. Nach
der französischen Interpretation des Begriffs stellt die Na-
tion eine Willensgemeinschaft dar, die nicht unbedingt ethni-
sche oder kulturelle Wurzeln (identitätsstiftend) als Vor-
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 aussetzung hat. In Europa fehlt immer noch die Überzeugung,
daß „[...] die formative Kraft einer politischen Zugehörigkeit
ebensoviel wert ist wie die Intimität einer kulturellen oder
ethnischen Bindung“.2 Eine Art „europäische Nation“ kann sich
als Willensgemeinschaft der Bürger Europas konstituieren.
Erst dann, wenn der einzelne Bürger sich von seinem traditio-
nellen Nationszugehörigkeitsgefühl befreit, in dem er die
Vorteile einer supranationalen Gemeinschaft erkennt, die ihm
gleichzeitig erlaubt, seine regionale Identität zu bewahren,
kann man erwarten, daß „Europa der Bürger“ als Finalität des
Integrationsprozesses realisierbar ist. „Es kann kein Han-
deln ohne gemeinsamen Willen geben“ betont Saint-Simon in
seinem berühmten Essay über „Die Reorganisation der europäi-
schen Gesellschaft“. „Dieser Wille, eine organische Gemein-
schaft zu bilden, [...] kann nur aus einer größeren Allgemein-
heit der Perspektiven erwachsen, aus einer weiter gespannten
Empfindung, die man europäischen Patriotismus nennen kann.“3
 
 In dem am 29.12.1975 vom belgischen Premierminister Leo
Tindemans vorgelegten Bericht, heißt es unter Kapitel IV „Das
Europa der Bürger“: „Die Vorschläge, mit denen Europa dem
Bürger näher gebracht werden soll, ergeben sich unmittelbar
aus den eigentlichen Beweggründen für das europäische Eini-
gungswerk“.4 Unter Beweggründen meint Tindemans: “Der Aufbau
Europas ist etwas anderes als eine Art zwischenstaatlicher
Zusammenarbeit. Es ist eine Annäherung von Völkern, die ge-
meinsam ihre Gesellschaft den sich wandelnden Bedingungen in
dieser Welt anpassen wollen und hierbei die Werte achten, die
ihr gemeinsames Erbe bilden.“5
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 Fraglich bleibt aber, ob die Gründung der Gemeinschaft auf
die revolutionären Ideen der Europabewegung zurückzuführen
ist, die tatsächlich eine Annäherung der Bürger anstrebte
und an eine gemeinsame europäische Identität appellierte oder
vielmehr eine gelungene Kooperation politischer und ökonomi-
scher Eliten darstellt.6
 
 Für den europäischen Integrationsprozeß ist es von Bedeutung,
Europa dem Bürger näherzubringen, „weil es nicht ausreicht,
daß unsere Schicksalsgemeinschaft eine Realität ist; sie muß
auch als solche erkannt werden.“7 Ziel bei Tindemans ist eine
innere Bindung der Bürger an die Union, die durch Schutz der
Rechte (Kapitel IV, A - Grundrechte, Rechte des Verbrauchers)
und äußere Zeichen der Solidarität (IV, B - Abschaffung der
Personenkontrollen an den Grenzen, Verflechtung der Bildungs-
systeme) erreicht werden kann. Angestrebt wird vielmehr das
Erreichen eines positiven Europa-Images bei den Bürgern und
nicht die Verwirklichung eines „Europa der Bürger“ als Fina-
litätsvision. Bürgernähe wird nur als Mittel zur Optimierung
der Akzeptanz der EG empfohlen.8
 
 Nach dem europäischen Gipfeltreffen in Fontainebleau
25./26.6.1984 wird ein ad-hoc-Ausschuß unter dem Vorsitz von
Pierto Adonnino eingesetzt, der in den zwei vorgelegten Be-
richten zum Thema „Europa der Bürger“ das Thema Bürgernähe um
den Begriff „Transparenz der Verwaltung“ erweitert.9 „Kompli-
zierte Fachterminologien, vielfältig verästelte Institutio-
nen, distanzierte Entscheidungsfindungen - dies alles sind
Teilbegründungen für den großen Abstand zwischen
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 dem Bürger und der EG [...] Positiv aufgeladene Symbole fehl-
ten der Gemeinschaft. Loyalitäts-, Identifikations- und Re-
präsentationsdefizite waren die Folge.“10
 
 Im Vertrag von Maastricht gibt es eine Reihe von Regelungen,
die das Verhältnis „Bürger - Union“ definieren. Neben den
Rechten, die mit dem Binnenmarkt in Verbindung stehen, z.B.
Art.48 (Freizügigkeit der Arbeitnehmer), Art.52 (Niederlas-
sungsrecht) wird im Vertrag im Art.8 die Unionsbürgerschaft
reglementiert. Das in Art.3b festgeschriebene Subsidiari-
tätsprinzip wird auch weitgehend als Schritt in Richtung
„Bürgernähe“ gedeutet. Fraglich bleibt, ob Bürgernähe in Eu-
ropa (interpretiert als räumliche Nähe zu den wirklich Be-
troffenen) auch dann erzielt werden kann, wenn das Subsidia-
ritätsprinzip sich nicht einmal auf die Ebene Staat-Region
bezieht.
 
 Der ehemalige Kommissionspräsident Jacques Delors versuchte
nach Maastricht durch eine neue Kommunikationspolitik die Ge-
meinschaftsarbeit transparenter zu machen. Der EuGH entschied
nach einer Klage (vom britischen „Guardian“ gegen den Mini-
sterrat erhoben), daß der Rat verpflichtet ist, künftig stär-
ker den Verlauf seiner Tagungen und das Abstimmungsverhalten
seiner Mitglieder offenzulegen.11
 
 Mit dem Vertrag von Amsterdam wird versucht, den Grundrechts-
schutz in der Union zu verbessern durch eine Verankerung der
Zuständigkeit des EuGH in Grundrechtsfragen. (Geregelt wird
auch das Recht auf Information, Recht auf Zugang zu den Doku-
menten des Parlaments, des Rates und der
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 Kommission). Die Amsterdamer Kompromißlösung ist bescheiden
im Vergleich etwa mit der Diskussion während der Regierungs-
konferenz, speziell in der Frage, ob in einer Verfassung oder
in einem verfassungsähnlichen Dokument ein Grundrechtskatalog
aufgenommen werden soll.
 
 Die Forderung von Tindemans, ein „Europa der Bürger“ zu
schaffen, stand nicht unbedingt in Verbindung mit der Ab-
sicht, eine neue europapolitische Option in die Debatte ein-
zuführen - vergleichbar mit „der in ihren praktischen Impli-
kationen folgenreichen Finalitätsvision eines „Europa der Re-
gionen“.12 „Europa der Bürger“ bei Tindemans kann man nur als
Mittel zur Realisierung des in den römischen Verträgen veran-
kerten Zieles, einen „immer engeren Zusammenschluß der euro-
päischen Völker“ zu schaffen. Zu den Schwierigkeiten, dieses
Ziel zu erreichen, gehörte die unzureichende Akzeptanz des
Einigungsprozesses seitens der Bürger. Die Lösung des Akzep-
tanz-Problems wurde gesucht in der Verbesserung des Images
der Gemeinschaft mittels einer Art „Marketing zur Akzeptanz-
beschaffung“.13 Teil dieser Marketingstrategie stellt ein „Eu-
ropa der Bürger“ dar. Ziel der Anstrengungen ist also nicht
die Realisierung der Finalitätsvision „Europa der Bürger“,
etwa nach der Logik des Integrationsprozesses von „Europa der
Nationalstaaten“ über „Europa der Regionen“ zu einem „Europa
der Bürger“. Der Begriff „Europa der Bürger“ als Finalitäts-
vision ist nicht mit den Maßnahmen der Union zur Verbesserung
des Images zu verwechseln. Vielmehr bedeutet hier „Europa der
Bürger“ die Emanzipation einer europäischen Zivilgesellschaft
von den beschränkenden Rahmen der europäischen Nationalstaa-
ten.
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 Ideengeschichtlich gesehen sind Bürgernähe und Transparenz
keine Primärnormen wie zum Beispiel Gleichheit oder Freiheit.
Auch im politischen System der EU sind sie ihrem Stellenwert
nach eher zweitrangig. In der Theorie spricht man sogar von
relativer „Unabhängigkeit und Entscheidungsfreiheit von
Amtsinhabern, also ein näher zu bestimmendes Quantum [...] an
Bürgerferne der Mandatsträger gegenüber der Wählerschaft.“14
Diese relative Autonomie der Repräsentanten braucht aber als
Gegengewicht die sog. Responsivität, die Verpflichtung der
Regierenden, den sich wandelnden Interessen und Präferenzen
der Bürger Rechnung zu tragen.
 
 Europapolitisch betrachtet, bedeutet Responsivität Bürgernä-
he, aber nicht im Sinne des in der Präambel des EU-Vertrages
geäußerten Wunsches „den Prozeß der Schaffung einer immer en-
geren Union der Völker Europas, in der die Entscheidungen
entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip möglichst bürgernah
getroffen werden, weiterzuführen.“ Als Ziel des Integrati-
onsprozesses wird die „immer engere“ Union und nicht direkt
eine Union der Völker, geschweige denn eine Union der Bürger
angestrebt. Die Ausdehnung der Interpretation des Subsidiari-
tätsprinzips nur auf dem Niveau Gemeinschaft - Staat und
nicht auf Ebene Staat - Region bedeutet zwar eine räumliche
Verlagerung des Treffens einer Entscheidung näher dem Bürger.
Wenn man erkennt, daß ausgerechnet der Nationalstaat aufge-
fordert wird, eine bürgernahe Entscheidung zu treffen, so
fragt man sich, ob das überhaupt ein Gewinn an Bürgernähe
ist. Wichtig sind nicht nur die räumlichen Konstellationen,
wo die Entscheidung getroffen wird, vielmehr von Bedeutung
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 ist, ob die Entscheidung den Interessen der Bürger ent-
spricht. Die adäquate Reaktion auf die Interessen der Bürger
ist Kriterium für die Bürgernähe einer Entscheidung. Viele
Entscheidungen, die auf dem Niveau Nationalstaat getroffen
werden, sind unadäquat und so definitiv bürgerfern.
 
 Transparenz kann man als Mittel zum Zweck „Bürgernähe“ be-
trachten. Transparenz bedeutet aus dem Blickpunkt der Politi-
schen Wissenschaft „Offenlegung der zur Regelung anstehenden
Probleme; der dafür zur Verfügung stehenden Ressourcen; der
möglichen politischen Optionen; entgegenstehender Faktoren,
absehbarer Nebenfolgen...“.15 Die im Artikel 255 (1) (ex-
Artikel 191a) des Amsterdamer Vertrags postulierte Möglich-
keit, daß jeder Unionsbürger das Recht auf Zugang zu Dokumen-
ten des EP, des Rates und der Kommission hat, scheint ungenü-
gend der obengenannten Definition zu entsprechen. Übrigens
heißt es auch im gleichen Artikel unter (3), daß „jedes der
vorgenannten Organe [...] in seiner Geschäftsordnung Sonderbe-
stimmungen hinsichtlich des Zugangs zu seinen Dokumenten
fest[legt]“. Transparenz wird auch nicht auf die Minimalforde-
rung der Offenlegung der Entscheidungsverfahren beschränkt.
Vielmehr erwartet man die Offenlegung der Gründe für eine
Entscheidung, sowie auch der mit ihr verbundenen Prioritäten
bei der Realisierung. Zum Schluß kann man sagen, daß „durch
Bürgernähe und Transparenz allein weder im nationalstaatli-
chen noch im supranationalen Rahmen bestehende Legitimations-
und Demokratiedefizite behoben werden können, insbesondere
dann nicht, wenn es an Bürgerkompetenz und -interesse in ei-
nem bestehenden oder in einem zu gründenden politischen Sy-
stem mangelt.16
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5 2  Nationale Identität und Supranationalität
 
 Als erste muß hier jedoch die Frage geklärt werden, wie rele-
vant die öffentliche Meinung für den europäischen Integrati-
onsprozeß ist. Nach dem funktionalistischen Ansatz stellt die
europäische Einigung einen von den maßgeblichen Eliten der
beteiligten Länder und den Funktionseliten internationaler
Organisationen gesteuerten Prozeß dar. „Solange sich diese
weiter darin einig sind, daß die aktuellen politischen und
wirtschaftlichen Herausforderungen internationale Lösungen
erfordern, ist die Auffassung der Bevölkerung für den Gang
der weiteren Integration weitgehend folgenlos.“17 Der Informa-
tionsstand der Bürger hinsichtlich der Integration ist unzu-
reichend, und das kann man mit dem folgenden Beispiel illu-
strieren: die Forderung seitens der Bürger, dem Europäischen
Parlament mehr Rechte zu geben, wird sehr oft von der Unwis-
senheit begleitet, welche Rolle diese Institution tatsächlich
innehat.
 
 Ist aber der Spielraum für die politischen Eliten wirklich
so breit, daß sie die öffentliche Meinung einfach ignorieren
können? Es gibt Argumente, die dagegen sprechen. „Die politi-
schen Eliten müssen in ihrer Kalkulation der Vor- und Nach-
teile der Integration stets auch die Stimmung in der Bevölke-
rung mit berücksichtigen - zumindest so lange, wie die Bevöl-
kerung sich tatsächlich eine Meinung zur EU bildet, die sich
unter Umständen auch im Wahlverhalten ausdrückt“.18 So er-
scheint es nicht ganz überflüssig, die Stellung der Öf-
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 fentlichkeit, anhand der Ergebnisse der Umfragen der Kommis-
sion, bekannt als „Eurobarometer“, zu analysieren.
 
 Nach dem Eurobarometer Nr.54 vom Herbst 200019 stimmten die
Bürger mehrheitlich für die Zugehörigkeit ihres Landes zur
EU, 50% halten dies für eine gute Sache, 14% sind dagegen. So
gestellt, klingt aber die Frage ziemlich unverbindlich und
unspezifisch, es wäre sinnvoll zu verfolgen, wie die Europäer
eine konkrete Frage, wie z.B. ihre Stellung zur einheitlichen
Währung Euro ist. 55% der EU-Bürger sind dafür (März 1999
64%) und 37% dagegen (März 1999 25%). (Übrigens in den Län-
dern, die nicht die Währungsunion beigetreten sind (pre-in
countries), gibt es eine mehrheitliche Ablehnung). Diese Er-
gebnisse widersprechen der These, daß die „Befragten sich zu
Europa um so zustimmender [verhalten], je unspezifischer und
unverbindlicher die gestellte Frage ist. Die abstrakte Idee
„Europa“ steht zwar hoch im Kurs, vor klare Entscheidungen
gestellt- [...] für oder gegen eine einheitliche europäische
Währung - entscheiden sich die Befragten durchaus nicht immer
pro Europa.“20
 
 Die Unterstützung für den europäischen Integrationsprozeß ist
überwiegend von nutzenorientierten, utilitaristischen Motiven
gelenkt. Erst dann, wenn die materiellen Vorteile evident
sind, unterstützen die Bürger die Einigung: in Perioden wirt-
schaftlicher Schwierigkeiten sinkt die Zustimmung zu Europa
und umgekehrt, beim Aufschwung steigt sie. Anhand von empiri-
schem Material beim Vergleich zwischen Arbeitslosenquote und
positiver Meinung zu Europa ist es belegt, daß in Zeiten sin-
kender Arbeitslosigkeit die Zustimmung zum po-
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 litischen System der EU tendenziell steigt, während sie par-
allel zur ungünstigen Wirtschaftslage sinkt.21
 
 Die These über das Vorhandensein einer „bewußten europäischen
Identität“ bei den Bürgern wurde vom Autor dieser Studie in
einer gleichzeitig in Deutschland, in Belgien und in den Nie-
derlanden durchgeführten Umfrage empirisch überprüft. Unter
dem Leitthema „Europäische versus nationale Identität“, wur-
den die Bürger mit folgender Frage konfrontiert: Ich fühle
mich als:
• Deutscher (Belgier, Niederländer), nicht Europäer;
• Erst Deutscher (Belgier, Niederländer), dann Europäer oder
• Eher als Europäer, Deutscher (Belgier, Niederländer) nicht
so wichtig?
 Die Ergebnisse in den einzelnen Ländern sehen wie folgt aus:
 
Tabelle 18:  Deutschland: Europäische versus nationale Identität
 
 
                                                                                     42%
                                                    35 %
 
                      23%
 
 
 
   
                   Deutscher,            Erst Deutscher,        Eher als Europäer,
                     nicht Europäer     dann Europäer          Deutscher nicht so wichtig
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 Tabelle 19:  Belgien: Europäische versus nationale Identität
 
                                                                               44%
 
 
                     30%
                                                  26%
 
 
 
 
 
                  Belgier,                    Erst Belgier,            Eher als Europäer,
                  nicht Europäer         dann Europäer         Belgier nicht so wichtig
 
Tabelle 20: Niederlande: Europäische versus nationale Identität
                                                62%
                      23%
                                                                               15%
                Niederländer,        Erst Niederländer,    Eher als Europäer,
                   nicht Europäer     dann Europäer          Niederländer nicht so wichtig
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Tabelle 21:  Deutschland, Belgien, Niederlande: Europäische versus nationale
                   Identität
                                                     41%
                                                                                    34%
                      25%
                  National,               Erst National,           Eher als Europäer,
                    nicht Europäer      dann Europäer          National nicht so wichtig
 
Die Ergebnisse der Umfrage sind in der folgenden Tabelle noch
mal systematisiert:
 
 Tabelle 22: Nationale versus europäische Identität. Zusammenfassung
 
 
 National, nicht Euro-
päer
 Erst National, dann
Europäer
 Eher als Europäer,
National nicht so
wichtig
 Deutschland              23 %             35 %              42 %
 Belgien              30 %             26 %              44 %
 Niederlande              23 %             62 %              15 %
 EU (3)              25 %             41 %              34 %
 
 Von den drei möglichen Antworten ist nur die dritte „pro-
europäisch“, die Summe der ersten zwei ergibt den Prozentsatz
der immer noch überwiegend „pro-national“ eingestellte Bevöl-
kerung. In den drei in die Umfrage einbezogenen Länder stell-
ten 66% der Befragten (in den Niederlanden sogar 85%)
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 ihre national determinierte Zugehörigkeit in den Vordergrund,
immerhin antworteten 34% (in Belgien 44%), daß sie sich eher
als Europäer fühlen und ihre Nationalität nicht als so wich-
tig empfinden. Eine „bewußte“ europäische Identität ist zwar
präsent, aber immer noch in einer Minderheit der Bevölke-
rung.21a
 
 Für die Zukunft Europas ist die Zustimmung der Bürger über
die Erfüllung materieller Erwartungen hinaus von Bedeutung.
Welche sind die anderen, nichtutilitaristischen Faktoren, die
an einer positiven Wertschätzung des Integrationsprozesses
seitens der Bürger wirken?
 
 Schließlich reduziert sich die menschliche Natur nicht nur
auf den Faktor Arbeit oder auf irgendwelche Rechte als Konsu-
ment auf dem Binnenmarkt.
 
 Die Vielfalt an Begriffen, die die Europadiskussion begleiten
verlangt an Konkretisierung, sonst besteht die Gefahr, daß
Undeutlichkeit und fehlende Präzision die Debatte sogar in
einer falschen Richtung führen können. In der vorliegenden
Untersuchung wird Identität vor allem als kontinuierlicher,
dynamischer Prozeß verstanden, keinesfalls als konstante Grö-
ße. „Europäische Identität ist kein Zustand; sie wird durch
das Ensemble aller sich auf sie direkt oder indirekt, positiv
oder negativ beziehenden tradierten, gegenwärtigen und zu-
künftigen Leistungen bestimmt. In gewisser Weise bringt Euro-
pa - in Ost und West, Nord und Süd - tagtäglich seine Identi-
tät hervor - auf sehr verschiedenen Gebieten: sei es Ge-
schichte, Kultur, Wirtschaft, Soziales, Recht, Po-
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 litik oder welche gesellschaftliche und individuale Facette
sonst. Eine im eben diskutierten Sinne vernünftige Identität
(Hegel) wird Europa aber erst dann ausbilden können, wenn der
Nationalstaat seine Identität verloren hat. Europa ist mehr
als die Summe seiner Teile, europäische Identität mehr als
die Summe nationaler Identitäten.“22 In diesem Zusammenhang
stellt sich die Frage: wo liegen die gemeinsamen Legitimati-
onselemente des Ganzen mit seinen Teilen oder anders formu-
liert, wie verdichten sich regionale oder nationale Identität
zu einer europäischen Identität?23 Die Bürger Europas entzie-
hen allen Megastrukturen24, seien es die des Staates oder
überstaatlichen Gemeinschaften, zunehmend Vertrauen. Je grö-
ßer die Einheiten, desto weniger geeignet sind sie, dem Bür-
ger Anknüpfungspunkte zur Identifikation zu bieten. Kann man
dann dieses Dilemma nicht im regionalen, anstatt im national-
staatlichen Kontext lösen? „Kollektive europäische Identität
bildet sich um so stärker und dauerhafter aus, je intensiver
die Regionen an dem Prozeß beteiligt werden, je weniger die
Nationen diesen Prozeß stören und je tiefer sich das Indivi-
duum in seiner Region mit seinen Alltagssorgen aufgehoben
fühlt.“25
 
 Die Beziehung des Nationalstaates zu seinem Subsystem, zur
Region, ist durch einen Interessenkonflikt geprägt. Der Na-
tionalstaat steht einerseits vor dem Dilemma der Unmöglich-
keit, Entscheidungen für eine heterogene größere Einheit zu
treffen, und andererseits des Zwangs solche Entscheidungen
immer häufiger treffen zu müssen. Dazu kommt auch der Zwang
der Internationalisierung, immer mehr Probleme können nicht
im nationalstaatlichen Rahmen gelöst werden, so daß die na-
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 tionalstaatliche Politik immer mehr „in die Zange von Inter-
nationalisierung und Atomisierung des gesellschaftlichen Kon-
textes“26 gerät. Diese wachsende Unfähigkeit des Nationalstaa-
tes macht ihn überflüssig auf der historischen Szene. Allein
das zu konstatieren ist aber unzureichend, man muß auch dar-
über nachdenken, welch ein neues System das alte Nebeneinan-
dersein von Nationalstaaten ablösen wird? Ein neuer bürokra-
tisierter Nationalstaat „Europa“ wäre keine adäquate Lösung.
 
 Wenn die politische Identität eines Volkes nicht mehr in ei-
nem Nationalstaat alter Prägung gefunden werden kann, dann
muß Europa eine Konstruktion anstreben, in der die Vielfalt
der regionalen und nationalen Identitäten berücksichtigt wer-
den, eine Art Einheit in Vielfalt. Dazu benötigt man eine
Verfassung, die „die die Macht des zentralen Staates stark
beschränkt zugunsten regionaler Einheiten oder sprachlich
kultureller Subgruppen.“27 „Die Krisenelemente des National-
staates offenbaren uns die Notwendigkeit, Grundlagen für ein
neues, elastisches, an den Sorgen der Menschen orientiertes
gesellschaftspolitisches System vorzubereiten, in denen Na-
tionen, Staaten, aber genauso Volksgruppen, Minderheiten, Re-
gionen ihren gleichberechtigten, legitimen Platz finden.“28
 
 Welchen Platz haben die neu entstandenen osteuropäischen
Staaten in diesem System? Schließlich verkörpert die EU nur
ein Teil der gesamteuropäischen Identität. Die Systemtrans-
formation in Osteuropa determiniert Veränderungen, von denen
das übrige Europa unmittelbar betroffen wird, die Konsequen-
zen des Transformationsprozesses sind nicht nur auf Osteuro-
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 pa konzentriert, auch Westeuropa hat seine totalitäre Erfah-
rung in der Zeit des Nationalsozialismus gemacht. (Westeuropa
ist nicht nur ein „Schatzhaus von Idealen“29). Das Europa der
Zukunft im Osten und im Westen kann nur auf der Grundlage ge-
meinsamer europäischen Werte gebaut werden, d.h. Würde und
Freiheit des Individuums, soziale Gerechtigkeit. „Auch wenn
der Kommunismus die Perversion des Grundwertes Gerechtigkeit
war, auch wenn der Faschismus die Perversion der Idee der Ge-
meinschaft war, so haben diese Perversionen die von ihnen
vergewaltigten Ideen nicht ausgelöscht.“30
 
 Die problemorientierte Analyse des Begriffs „Identität“ ver-
langt eine weitere Differenzierung, die mit der Finalität des
europäischen Integrationsprozesses eng verbunden ist. Man
unterscheidet zwischen einer dichten supranationalen Identi-
tät und einer lockeren transnationalen Identitätsform.31 „Im
Konzept der supranationalen Identität wäre Europa so etwas
wie die Zusammenführung der bisherigen Nationalstaaten in
einer vergrößerten Einheit [...] Die zweite Möglichkeit wäre,
Europa auch in Zukunft auf die Funktion eines etwas erweiter-
ten wirtschaftlichen Zweckverbandes zu beschränken. Die lok-
kere Textur einer transnationalen Identitätsvorstellung wäre
hierfür ausreichend.“32 Bei der ersten Option wäre es nicht
wünschenswert, daß Europa die Konturen eines vergrößerten Na-
tionalstaats annimmt. Die Gefahr bei der zweiten Variante be-
steht darin, daß die Nationalstaaten weiterhin als Quelle der
Legitimation weiter erhalten werden. „Die EU würde damit ‘un-
politisch’ bleiben, d.h. sie würde technokratisch-
managerielle und bürokratische Züge an-
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 nehmen, weil sie ihre Ziele nicht im direkten öffentlichen
politischen Meinungskampf, sondern abgefedert und vermittelt
durch die Regierungen durchsetzen würde [...] Eine EU in der
Wirtschaftskrise wird entweder schnell zerfallen oder sich
doch nach dem ersten Modell parlamentarisieren müssen.“33
 
 Wenn die Nationalstaaten nach dem ersten Modell zuerst zu den
Positionen der heutigen deutschen Bundesländer degradieren,
so wird die sterile nationale Haltung dauerhaft strukturell
zu einer Minderheitsposition verdammt sein. Möglicherweise
werden sich die Bürger stärker nach sozialen Interessen und
nicht nach Nationalitätenmerkmalen gruppieren und identifi-
zieren. Diese Art der Identifizierung unterscheidet sich von
der egoistischen Konzeption individueller Identität als
„Marktbürger“ oder vom Konzept der nationalen Identität, mit
ihrer ständigen Suche nach Vorteilen über das Nachbarland.
 
 Die neue europäische Identitätsvorstellung darf keine bloße
Projektion der nationalen Identität auf einer höheren Ebene
sein. Das würde eine Ausgrenzung alldessen bedeuten, das
nicht europäisch ist. Etwa so argumentieren populistische und
konservative Autoren wie Jean-Paul Picaper: „Irgendwann kommt
der Zeitpunkt, an dem die Zahl der Nicht-Christen und Elend-
zuwanderer die sogenannte ‘kritische Masse’ erreicht, die ei-
ne Gesellschaft umkippen läßt. Deswegen sollten die demokra-
tischen Kräfte die europäische Identität unverwechselbar her-
vorheben und durchsetzen [...]“34 Diese Art der „Rückbesinnung
auf die europäische Identität“, die zu einem supranationalen
europäischen Nationalismus35 führt, ent-
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 spricht dem Modell einer „Festung Europa“, was unter den Rah-
menbedingungen der Globalisierung unrealistisch ist.
 
 Sehr oft wird in der Literatur „Identität“ als politischer
mit Identität als kultureller Begriff verwechselt. Die Iden-
tität als politischer Begriff entspricht eher der Vorstellung
über die Nation als Willensgemeinschaft, während die kultu-
relle Identität mit der Definition der Nation als Sprach-
bzw. Herkunftsgemeinschaft verknüpft ist. Während eine supra-
nationale politische Identität für Europa wünschenswert ist,
so erscheint auf dem kulturellen Bereich eine transnationale
Identitätsform als geeigneter. Eine lockere transnationale
Bindung ermöglicht die weitere Entfaltung der kulturellen Ei-
genart der kleineren Völker- oder Sprachgruppen, die sehr oft
vom Nationalstaat unterdrückt werden. Eine supranationale do-
minante europäische Identitätsvorstellung ist nicht als rea-
listisch zu charakterisieren, weil „europäisch“ auch vielfäl-
tig bedeutet, nämlich Nebeneinandersein von verschiedenen
Sprachen und von unterschiedlichen Traditionen. In der Ver-
gangenheit wurde auf dem europäischen Kontinent die kulturel-
le Identität sehr oft zu dubiosen Zwecken herangezogen, wie
z.B. Produktion und Ausfüllung von Feindbildern.36 Dies in der
Zukunft zu vermeiden, bedeutet aber nicht, die kulturelle
Vielfalt auszulöschen und sie durch eine unifizierte Pseudo-
kultur des Massenkonsums zu ersetzen. Schließlich kann der
europäische Bürger auch mit einer Mehrfachidentität normal
leben, ohne sich dabei fragmentiert fühlen zu müssen. Ein In-
dividuum mit mehreren Teilidentitäten tendiert erst dann zu
Radikalismus, wenn eine der Identitäten durch Zwangshomogeni-
sierung bedroht ist.37
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5 3  Akzeptanz und Legitimität des Integrationsprozesses
 
 Die Zustimmung zum europäischen Integrationsprozeß hängt we-
sentlich davon ab, inwiefern sich „das Gefühl einer europäi-
schen Identität“ unter den Bürgern entwickelt hat. Die letzte
Europabarometer-Umfrage Nr.54 hat gezeigt, daß sich 38% der
Bürger sich vor allem um den Schutz der nationalen Souveräni-
tät sorgen.38 Die Sorge um die Souveränität des National-
staates ist eigentlich die Sorge um etwas, was von der Ge-
schichte längst überholt ist, nach außen anachronistisch so-
wie nach innen stark eingeschränkt. Es ist bestimmt kein Wun-
der, daß die Akzeptanz in bestimmten Ländern wie Großbritan-
nien oder Dänemark so gering ist. Je stärker die Funktionen
der Union dezentralisiert werden, in dem sie auf „nachbar-
schaftliche, kommunale und regionale Ebene verlagert werden“,
um so mehr wird die Union an Akzeptanz gewinnen.39
 
 Hier stellt sich vor allem die Frage, welche sind die wichti-
gen, die Akzeptanz determinierenden Motive der Bürger. „Häu-
fig folgen die Einstellungen der EU-Bürger einer Leitlinie,
die weniger der Vision der Gründungsväter vom Schlage Mon-
nets, Schumans, de Gasperis oder Adenauers gleicht, sondern
Europa als ‘Versicherungs- und Schutzmodell’ sieht, gerichtet
beispielsweise gegen unerwünschte Wanderungsströme und gegen
den drohenden wirtschaftlichen Abstieg Europas.“40
 
 Akzeptanz und Legitimität sind keine identische Begriffe, sie
lassen sich nicht aufeinander reduzieren: die Akzeptanz einer
politischen Ordnung bedeutet nicht, daß sie legitim
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 ist und als Beispiel dafür kann die Akzeptanz eines totalitä-
ren Staates dienen. Andererseits bedarf jede legitime politi-
sche Ordnung immer eines gewissen Maßes an Zustimmung der
Bürger, an Akzeptanz.
 
 Die Legitimation der EU erfolgt einerseits dadurch, daß die
Verträge von demokratisch gewählten Regierungen abgeschlossen
und in den nationalen Parlamenten ratifiziert sind. Das
stellt den sogenannten Demokratie- und Legitimierungstransfer
von der nationalstaatlichen auf die europäischen Ebene dar.
Die demokratische Legitimation nur durch den Nationalstaat
kann man als Quelle von Demokratiedefizit begreifen. Wenn sie
die einzige Legitimation ist, wie kann man dann eine Mehr-
heitsentscheidung im Rat demokratisch legitimieren? Dieser
Legitimierungstransfer scheint unzureichend für die Legitimi-
tät zu sein, weil der Handlungsraum der EU weit über das Maß
der üblichen zwischenstaatlichen Verträgen hinausläuft. Für
die europäische Ebene genügt dieser Transfer nicht, sie
braucht ihre eigene, den Aufgaben und Zielen entsprechende
Legitimität.
 
 In der Europäischen Union stehen zwei demokratische Legitima-
tionen nebeneinander. Einmal aus den Demokratien der Mit-
gliedsstaaten (Demokratie als Herrschaftsform) und unmittel-
bar aus der Wahl des Europäischen Parlaments. Man brauche nur
die Position des Parlaments zu stärken, um mehr Demokratie in
Europa zu erreichen. So kommt man zu der umstrittenen These,
daß das relativ schwache europäische Parlament Ursache für
Demokratiedefizit und resp. für die unzureichende eigene Le-
gitimität auf europäischer Ebene ist. Ein starkes
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 EP bedeutet nicht automatisch mehr Demokratie und mehr Legi-
timität, weil die Demokratie nicht nur Parlamentarisierung
bedeutet. Nach der fundamental-demokratischen Sicht wird die
Demokratie als Lebensform verstanden, die alle Lebensbereiche
erfaßt und weder das Amt noch die Repräsentativität sind als
zentrale Bestimmungsgrößen zu begreifen, sondern Teilung und
Kontrolle von Herrschaft, Freiheit von staatlichen Zwängen
zwecks persönlicher Entfaltung und Freiheit zur gesellschaft-
lichen Partizipation.41
 
 In seinen „Thesen zur Demokratisierung der Europäischen Uni-
on“ setzt sich Manfred Zuleeg mit der Position auseinander,
daß Demokratie in Europa ohne europäisches Staatsvolk nicht
denkbar ist. So lautet die vierte These, daß „der Einwand,
ohne europäisches Volk keine Demokratie auf europäischer Ebe-
ne“, zurückzuweisen ist, weil auch „Völker demokratische
Rechte wahrnehmen können und für den weiteren Fortschritt ein
Wahlvolk genügt.“ Zuleeg führt weiter in der 7.These hinzu:
„Abzulehnen sind Bedenken, die Demokratie auf nationaler Ebe-
ne könnte in Gefahr geraten, soweit sie darauf gestützt sind,
daß ein Staatsvolk ‘relativ homogen - geistig, sozial und po-
litisch’ diese maßgeblichen Entscheidungen treffen können muß
(Bundesverfassungsgericht im Urteil zum Vertrag von Maa-
stricht).“42
 
 Der Nationalstaat wird die entscheidende Legitimationsquelle
bleiben, solange die wichtigen Entscheidungen im Rat einstim-
mig getroffen werden. Sogar die Mehrheitsentscheidungen sind
bei der jetzigen Gewichtung der Stimmen weit von der demokra-
tischen Version „ein Staat = eine Stimme“ entfernt.
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 Demokratiedefizit ist also nicht nur durch ein relativ schwa-
ches europäisches Parlament zu erklären.
 
 Mehr Demokratie bedeutet auch nicht automatisch mehr Akzep-
tanz für die EU seitens der Bürger. Vielmehr entscheidend
sind hier die Wohlfahrtserwartungen, die der Bürger mit dem
Integrationsprozeß verbindet. Die Angst vor dem Euro wirkt
kontraproduktiver für die Integration als die abstrakten De-
mokratiedefizite.
 
 Die Akzeptanz des Integrationsprozesses hängt unmittelbar von
der Stellenwert der Menschenrechte, der Grundrechte, der So-
zialrechte und der Bürgerrechte in der EU ab. Unter Menschen-
rechten versteht man die Freiheitsrechte oder die Grundfrei-
heiten, die vom Staat nicht nur nach Maßgabe seiner Verfas-
sung verliehen, sondern die bereits als überstaatlich vorkon-
stitutionell gelten. Das sind Rechte, die dem Individuum, un-
abhängig von seiner Zugehörigkeit zum Staat, von „Natur aus“
zukommen.43 Die Klassiker der politischen Theorie erörtern in
ihren Werken u.a. die Menschenrechtsproblematik. Nach der
Auffassung von Thomas Hobbes bringt das Individuum aus dem
vorstaatlich gedachten Naturzustand „natürliche Rechte“ mit,
die bei der Staatsbildung berücksichtigt werden müssen. John
Locke schreibt in „Essays of the Law of Nature“, daß das Ge-
setz der Natur auch eine subjektive Seite hat: das natürliche
Recht. Das natürliche Selbsterhaltungsrecht des Individuums
war für ihn fundamental. Aus ihm leitete er das natürliche
Recht auf Eigentum ab. Zum Zweck des Eigentumsschutzes wurde
erst später der Staat gegründet.
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 Die politischen Rechte oder die Bürgerrechte (droits du ci-
toyen), wie sie seit der Französischen Revolution heißen,
sind - im Unterschied zu den Menschenrechten - die Rechte des
mit dem Gemeinwesen verbundenen sozialen Menschen. Karl Marx
schreibt zu dieser Frage: „Die droits de l`homme, die Men-
schenrechte, werden als solche unterschieden von den droits
du citoyen, von den Staatsbürgerrechten. Wer ist der vom ci-
toyen unterschiedene homme? Niemand anders als das Mitglied
der bürgerlichen Gesellschaft. Warum wird das Mitglied der
bürgerlichen Gesellschaft „Mensch“, Mensch schlechthin, warum
werden seine Rechte Menschenrechte genannt? Woraus erklären
wir dies Faktum? Aus dem Verhältnis des politischen Staats
zur bürgerlichen Gesellschaft, aus dem Wesen der politischen
Emanzipation. Vor allem kann man hier die Tatsache konstatie-
ren, daß die sogenannten Menschenrechte , die droits de
l`homme im Unterschied von den droits du citoyen, nichts an-
ders sind als die Rechte des Mitglieds der bürgerlichen Ge-
sellschaft, d.h. des egoistischen Menschen, des vom Menschen
und vom Gemeinwesen getrennten Menschen.“44
 
 Die Diskussion um die Menschen- und Bürgerrechte begann in
Europa schon im Mittelalter. Im Jahre 1215 wurde in England
die Magna Charta veröffentlicht. Nach diesem Vertrag zwischen
König Johann I. und den aufständischen Baronen, wird jedem
Freien zugestanden (Art.39), daß er nicht willkürlich ver-
folgt, sondern nach dem Gesetz des Landes verurteilt werden
kann. Die Magna Charta sieht auch einen Kontrollmechanismus
vor: nach Art. 61 wird zur Wahrung der verbrieften
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 Wahrheiten ein Kontrollausschuß von 25 Baronen gegründet. Die
Tradition in England geht weiter mit der Habeas-Corpus-Akte
von 1679: Niemand darf ohne richterlichen Befehl in Haft ge-
nommen oder gehalten werden. Danach folgt Bill of Rights vom
Jahre 1689.
 
 Weitere Schritte bei der Kodifizierung der Menschenrechte
sind die Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten von
1776, die Declaration de l`homme et du citoyen 1789 in Frank-
reich und die Universelle Erklärung der Menschenrechte der
UN, Dezember 1948. In dieser Reihe steht auch die Europäische
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
des Europarats (EMRK). Die EU hat seit Nizza einen eigenen
Grundrechtskatalog (unter Grundrechten versteht man die im
Verfassungs- oder Vertragstext verankerten Menschenrechte).
 
 Noch in der Präambel der Einheitlichen Europäischen Akte wur-
de auf die EMRK Bezug genommen. Nach Art.6 (2) des Amsterda-
mer Vertrags achtet die Union auf die Grundrechte, wie sie in
der am 4.November 1950 unterzeichneten Europäischen Konventi-
on zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewähr-
leistet sind. Die Europäische Menschenrechtskonvention
schreibt einen Katalog von Menschenrechten verbindlich fest:
Recht auf Leben, Verbot der Folter, Verbot der Sklaverei und
Zwangsarbeit, Recht auf Freiheit und Sicherheit, Rechte des
Angeklagten, Achtung der Privatsphäre, Gedanken-, Gewissens-
und Religionsfreiheit, Recht der freien Meinungsäußerung,
Versammlungsfreiheit, Verbot der Diskriminierung u.s.w. Der
Beitritt der Gemeinschaft zur EMRK wurde
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 durch ein Gutachten des EuGH verhindert. Nach einer Frage
seitens des Rats, ob die Europäische Gemeinschaft die Zustän-
digkeit besitzt, der EMRK beizutreten, entschied der EuGH am
28.3.1996, daß ein Beitritt dem geltenden Grundsatz der be-
grenzten Einzelermächtigung widerspricht, der auch für völ-
kerrechtliche Verträge geltend ist.
 
 Nach der Rechtsprechung des EuGH sind die Grundrechte Teil
der allgemeinen Rechtsgrundsätze, dem primären Gemeinschafts-
recht gleichgeordnet. Die Gemeinschaftsgrundrechte, verstan-
den in ihrer klassischen Funktion als Abwehrrechte, schützen
den Einzelnen vor hoheitlichen Übergriffen der Gemein-
schaftsorgane.45
 
 Allerdings sind die Grundrechte noch nicht als Grundrechtska-
talog im Gemeinschaftsrecht kodifiziert. Die am 07.12.2000
proklamierte Charta der Grundrechte der Europäischen Union
hat zunächst den Charakter einer politischen Erklärung, eine
konsequente Überführung in das Vertragswerk, eventuell als
Element einer künftigen europäischen Verfassung, ist noch
nicht erfolgt.
 
 Die Menschenrechte in ihrer ursprünglichen Funktion als Ab-
wehrrechte zugunsten des Individuums sind als Sozialrechte in
Anspruchsrechte der Individuen an den Staat transformiert.
„Das Menschenrecht auf Leben [...] wird ausgeweitet zu einem
Recht auf Gewährleistung des Existenzminimums [...] das Men-
schenrecht auf körperliche Unversehrtheit zu einem Recht auf
Gesundheitsfürsorge [...]“46 Auf europäischer Ebene sind sozia-
le Grundrechte der Arbeitnehmer in der
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 „Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitneh-
mer“ vom 09.12.1989 verankert. Unter den Bedingungen einer
globalisierten Wirtschaft stellt die Wettbewerbsfähigkeit Eu-
ropas einen kategorischen Imperativ dar. Wettbewerbsfähig-
keit ist aber nicht dem Abbau der sozialen Mindeststandards
gleichzusetzen, im Gegenteil: durch Ausbau der sozialen Rech-
te (z.B. auf Bildung), die zur Förderung von Produktionen mit
hoher Wertschöpfung beitragen, wird die EU mehr an Wettbe-
werbsfähigkeit gewinnen.47
 
 Nach der obengenannten Differenzierung zwischen Menschen- und
Bürgerrechte werden die Menschen erst dann Bürgerrechte in
Anspruch nehmen, wenn sie Teil eines Gemeinwesens sein. Der
Nationalstaat spielte die Rolle einer Gemeinschaft, in der
die Staatsangehörigkeit mit bestimmtem Rechten und Pflichten
verbunden war. Auf das europäische Niveau übertragen bedeutet
dies, daß die Bürger erst dann im vollen Umfang „europäische“
Rechte und Pflichten wahrnehmen können, wenn sie zu „vollwer-
tigen“ Unionsbürgern werden. Der Vertag von Maastricht und
später die Amsterdamer Kompromißlösung erwähnen zwar die
Unionsbürgerschaft, aber mit einer wichtigen Begrenzung: „Die
Unionsbürgerschaft ergänzt die nationale Staatsbürgerschaft,
ersetzt sie aber nicht“, so Art.17(1) EG-Vertag, Amsterdam.
Die „Bürger Europas“ sind also weiter in das Korsett des Na-
tionalstaats gebunden, solange die nationale Staatsangehörig-
keit Priorität besitzt.
 
 Im Leitfaden des Europäischen Parlaments „Europa der Bürger“
wird zur Unionsbürgerschaft folgende Stellung zum Ausdruck
gebracht: „In Anlehnung an den Begriff der nationalstaatli-
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 chen Staatsbürgerschaft soll die Unionsbürgerschaft ein durch
Rechte, Pflichten und politische Partizipazion des Bürgers
definiertes Bindungsverhältnis zwischen diesem und der Euro-
päischen Union bezeichnen. Dadurch soll die Diskrepanz zwi-
schen der immer größer werdenden Betroffenheit der EG-Bürger
durch die Maßnahmen der EG auf der einen Seite und der sich
fast ausschließlich auf nationalstaatlicher Ebene vollziehen-
den Gewährleistung von Rechten und Pflichten und Teilnahme an
den demokratischen Prozessen beseitigt werden.“48
 
 Unionsbürger ist laut Art. 17(1) EG-Vertrag, wer die Staats-
angehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt. Aus dem Status
der Unionsbürgerschaft ergeben sich für die Bürger folgende
Rechte:
• Das Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten (Art. 18(1) EGV). Rechtsgrundla-
ge dafür bildet auch Art.14(2) (Ex-Art.7a) über die Schaf-
fung des Binnenmarktes: Gewährleistung des freien Verkehrs
von Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital.
• Jeder Unionsbürger hat das aktive und passive Wahlrecht bei
den Wahlen zum Europäischen Parlament und bei den Kommunal-
wahlen in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat,
wobei für ihn die selben Bedingungen gelten wie für die An-
gehörigen des betreffenden Mitgliedstaates (Art. 19(1)
EGV).
• Die Unionsbürger verfügen über das Recht, in einem Dritt-
land (außerhalb der EU) den Anspruch auf Gewährung des di-
plomatischen oder konsularischen Schutzes durch einen ande-
ren EU-Mitgliedstaat, wenn der Heimatstaat dort nicht ver-
treten ist, und zwar im selben Umfang, wie er den Angehöri-
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gen des entsprechenden Mitgliedstaates garantiert wird
(Art.20 EGV).
• Jeder Unionsbürger hat das Petitionsrecht beim Europäischen
Parlament (Art.194 EGV) und das Recht sich an den nach
Art.195 eingesetzten Bürgerbeauftragten zu wenden (Art.21
EGV). Der Bürgerbeauftragte wird vom Europäischen Parlament
ernannt, um Mißstände bei der Tätigkeit der europäischen
Institutionen festzustellen. Die gerichtlichen Instanzen
sind vom Zuständigkeitsbereich des Ombudsmanns ausgeschlos-
sen. Im Rahmen der Verhandlungen, die zum Vertrag von Maa-
stricht führten, gab es ein Vorschlag von Spanien, nach dem
der Europäische Bürgerbeauftragte die Anwendung der Rechte
der europäischen Bürger auf nationaler Ebene überwachen
sollte. Der in Maastricht auf Vorschlag Dänemarks angenom-
mene Kompromiß, beschränkt den Zuständigkeitsbereich des
Bürgerbeauftragten auf Mögliche Mißstände bei der Tätigkeit
der Institutionen und Organe der Gemeinschaft.49
 
 Die Rechte, die die Bürger mit der Unionsbürgerschaft erhal-
ten, sind lediglich mit Ausnahme des Wahlrechts eine Sy-
stematisierung von schon bisher bestehenden Rechten: Freizü-
gigkeit, Petitionsrecht, Aufenthaltsrecht. Mit der Aufnahme
einer Unionsbürgerschaft sind keine bestimmten Grundrechtsga-
rantien verbunden. Seit der französischen Menschen- und Bür-
gerrechtserklärung von 1789 liegen die Grundrechtsgarantien
dem nationalen Verfassungsverständnis zugrunde. Es besteht
auch ein weiterer Unterschied zur nationalen Staats-
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 bürgerschaft. Die definierte Unionsbürgerschaft enthält trotz
der Formulierung in Art. 17(2)EGV keine Pflichten für die
Unionsbürger.
 
 Zusammenfassend kann man feststellen, daß Europa als Schick-
salsgemeinschaft der Bürger schon längst eine Realität dar-
stellt, obwohl es als solche noch nicht erkannt wird. Unter
„Europa der Bürger“ versteht man nicht irgendwelche „Marke-
tingstrategien zur Akzeptanzbeschaffung“, die den Integrati-
onsprozeß attraktiver machen sollen. Als Finalitätsvision
stellt „Europa der Bürger“ eine Alternative zum „Europa der
Nationalstaaten“ dar. Zwischen „Europa der Bürger“ und „Euro-
pa der Regionen“ besteht kein Widerspruch, im Gegenteil: in
einem kleineren Subsystem (in der Region) ist es einfacher,
die spezifischen Interessen der Bürger zu respektieren und
dementsprechend zu handeln. Bürgernähe und Transparenz sind
notwendige, aber nicht ausreichende Bedingungen für die Demo-
kratisierung Europas. Allein durch Erweiterung der Kompeten-
zen des direkt gewählten Europäischen Parlaments, wird die EU
nicht an Demokratie gewinnen. Angestrebt wird ein Europa, das
dem Konzept der „Demokratie als Lebensform“ entspricht, das
nicht bloß durch Repräsentanz und Amtstätigkeit zu realisie-
ren ist. Die mit der Einführung der begrenzten Unionsbürger-
schaft eingeleiteten Maßnahmen sind unzureichend, um als Bei-
trag zur Schaffung einer „bewußten Identität“ zu dienen.
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 6  Die Tendenzen der Denationalisierung am Beispiel Osterweiterung
    6 1  Der Transformationsprozeß in MOE und die Reform der EU angesichts
           einer möglichen Osterweiterung
 
 
 Die neue historische Situation, die nach dem symbolvollen
Fall der Berliner Mauer entstanden ist, verlangte dringend
von der Theorie eine adäquate Antwort auf die Frage, wie sich
Europa weiter entwickeln wird? In der Zeit der jahrzehnten-
langen Trennung des europäischen Kontinents sind auf beiden
Seiten einige Illusionen entstanden, die noch nicht ganz
überwunden sind. So wurde z.B. in den Ostblockländern durch
die westliche Propaganda die Illusion verbreitet, man brauche
nur die kommunistischen Regime zu stürzen und dann wären die
Annährung und die Aufnahme in die Strukturen der westeuropäi-
schen Integration ganz einfach. Gleichzeitig befand sich die
Gesellschaft Osteuropas in einer tiefen Isolation. Was die
Frage des wahren Zustands des Integrationsprozesses in West-
europa betrifft, so kann man behaupten, daß die Vorstellungen
entweder negativ (durch die zensierten Medien) oder positiv-
naiv gestaltet waren.
 
 Die Überwindung der Konsequenzen der Trennung des europäi-
schen Kontinents erwies sich als nicht so einfach, wie man
dachte und deshalb ist die bevorstehende Osterweiterung der
EU nicht den früheren Erweiterungen gleichzusetzen. Weder die
Norderweiterung (1973 Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und
Irlands), noch die Süderweiterung (Beitritt Griechenlands
1981, 1986 Portugal und Spanien), geschweige denn die letzte
Erweiterung (Beitritt Österreichs, Finnlands und
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 Schwedens 1995) sind mit der Osterweiterung zu vergleichen.
Die Osterweiterung ist eine Herausforderung neuer Art für die
Europäische Union.
 
 Die Prozesse der Erweiterung der EU und der Vertiefung der
Integration innerhalb der Gemeinschaft hängen nur im gewissen
Sinne voneinander ab. Die EU kann einen höheren Grad der In-
tegration erreichen, ohne sich unbedingt erweitern zu müssen.
Gleichzeitig kann sich eine Erweiterung vollziehen, ohne eine
nennenswerte Konzentration. Man kann sogar behaupten, daß ein
Widerspruch zwischen beiden Prozessen existiert: Je kleiner
die Anzahl der Mitglieder ist, desto wahrscheinlicher ist,
sich in einer Angelegenheit, in diesem Falle in der Frage der
Integration, zu einigen. Wenn man aber annimmt, die Aufnahme
der Ostblockländer in die EU stelle eine "historische Notwen-
digkeit" dar und die Revision der Verträge nur in Richtung
einer Vertiefung der Integration erfolge, dann kann man es
für sinnvoll halten, beide Prozesse in ihrem zeitlichen und
inhaltlichen Zusammenhang zu erforschen.
 
 Die für den Beitritt der MOE-Länder erforderlichen Kriterien
sind zum ersten Mal in der Schlußfolgerung des Europäischen
Rates in Kopenhagen 21/22.06.1993 formuliert. Man kann die
Kriterien für den Beitritt der assoziierten Staaten in zwei
Gruppen einteilen: in politische und ökonomische. Zu den po-
litischen Kriterien gehört die institutionelle Stabilität des
demokratischen Systems, die Fähigkeit des Kandidaten, die An-
forderungen des acquis communautaire zu erfüllen, das Einver-
ständnis mit den Zielen der politischen Union. Unter
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 den ökonomischen Kriterien sind die funktionierende Markt-
wirtschaft und die Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der EU be-
sonders zu erwähnen.
 
 Wenn man die politischen Beitrittskriterien näher betrachtet,
so kann man feststellen, daß diese Anforderungen selbst von
einigen Mitgliedstaaten noch nicht erfüllt sind. Wie kann man
überhaupt Einverständnis mit den Zielen der politischen Union
verlangen, ohne daß die Finalität der Union klar und Objekt
weiterer Diskussionen innerhalb der Gemeinschaft ist? Es gibt
noch ein Kriterium, das nicht unumstritten ist: die Fähigkeit
der Gemeinschaft zur Aufnahme, ohne Gefährdung der eigenen
Integrationsdynamik. Das besondere dabei ist, daß dieses Kri-
terium völlig außerhalb des Wirkungsfeldes der Beitrittskan-
didaten liegt und dessen Erfüllung nicht mit eigenen Ressour-
cen und Kräften zu beeinflussen ist. Man stellt sich aller-
dings die Frage, ob die Kriterien nicht so formuliert sind,
damit die Möglichkeit gesichert wird, bei Gelegenheit jeder-
zeit "nein" sagen zu können.
 
 Im Unterschied zu den politischen Kriterien, die mehr quali-
tativer Natur sind, können die ökonomischen Kriterien zum
Teil quantifiziert werden. Als quantitative Indikatoren sind
zum Beispiel Pro-Kopf-Einkommen, Grad der Privatisierung und
Anteil der nicht staatlich verordneten Preise, Außenwert der
nationalen Währung zu nennen. Die Kriterien "funktionierende
Marktwirtschaft" und "Wettbewerbsfähigkeit" sind nicht nur
unter makro- sondern auch unter mikroökonomischem Aspekt zu
betrachten. Immer größere Bedeutung wird dabei den einzelnen
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 Unternehmen beigemessen, die unter den Bedingungen des Bin-
nenmarktes weiter produktiv existieren sollen.
 
 Die Probleme der Osterweiterung sind nur im Kontext zweier
wichtigen Prozesse zu erörtern: der Transformation in den
ehemaligen "sozialistischen" Ländern und der Reform der Union
selbst. Damit ist auch die "doppelte Reformstrategie" ge-
meint, die als Bedingung für eine effektive Erweiterung zi-
tiert wird.1
 
 Der komplizierte Transformationsprozeß, der in den vormaligen
Ländern des "realexistierenden" Sozialismus begonnen hat,
stellt in seinem Wesen eine Systemtransformation, einen Über-
gang von einem alten zu einem neuen qualitativen 2 Zustand
des Systems dar. Dabei sind nicht nur die einzelnen Elemente,
sondern die Struktur des alten Systems betroffen. Der Über-
gang zu einem neuen stabilen Zustand, der sich auf einem qua-
litativ neuen Niveau befindet, ist nur durch Transformation
und nicht durch Reform einzelner Elemente denkbar. Ziel der
Strukturveränderung ist die Schaffung eines demokratischen
politischen Systems mit funktionierender Marktwirtschaft.
 
 Tabelle 23: Transformationsprozeß im Osteuropa
 
 Objekt der Transformation                                              Ziele der Transformation
 
 totalitäres politisches System                                           Demokratisierung des politischen
                                                                                       Systems
•  Einparteiensystem                                                      Mehrparteiensystem
•  Verwachsen zwischen Partei                                      Trennung von Partei- und
      und Staat                                                                   Staatsapparat
•  totale Kontrolle gegenüber der
      Zivilgesellschaft                                                         autonome Zivilgesellschaft
zentralisierte Planwirtschaft                                              funktionierende Marktwirtschaft
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Die wirtschaftlichen Aspekte des Transformationsprozesses in
Osteuropa sind für die bevorstehende Osterweiterung vom
Standpunkt der EU-Länder von entscheidender Bedeutung. Die
großen Kreditinstitutionen wie die Weltbank und der IWF be-
dienten sich in ihrem Transformationskonzept für Osteuropa
des sog. "Standardmodells", das früher als Strategie bei der
Strukturanpassung von Entwicklungsländern benutzt worden ist.
Konkret sieht er folgende Schritte vor:
1.Liberalisierung der Preise,
2.Reduzierung der Inflation durch restriktive Geld- und
Kreditpolitik,
3.Haushaltsdisziplin, d.h. Verringerung der staatlichen
Ausgaben und Stärkung der Einnahmeseite durch ein neues
Steuersystem,
4.Prioritäre Entwicklung des Privatsektors,
5.Konkurrenzvorteile auf dem Weltmarkt durch niedrige
Lohnstückkosten.
Das Ziel dieses Modells, das auch als neoklassisch zu be-
zeichnen ist, besteht darin, letztendlich ein vom Markt indu-
ziertes Wachstum in Gang zu setzen. Anstatt des erwarteten
Wachstums aber, trat in der Praxis zuerst ein Rückgang ein.
Warum kam es zu Resultaten, die sehr oft den von der ange-
wandten ökonomischen Transformationstheorie verfolgten Zielen
widersprachen?
Die Liberalisierung der Preise, die Wiederherstellung ihrer
Flexibilität, vollzog sich nur in einer Richtung - nach oben.
Den Preiserhöhungen folgten zwar die Löhne, die sich aber
langsamer nach oben bewegten als die Preise. Als Resultat
sanken die Reallöhne und damit die Konsumgüternachfrage, was
zur Einschränkungen der Produktion führte.
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Ziel der restriktiven Geld- u. Kreditpolitik laut "Standard-
modell" ist eine Verringerung der Geldmenge, um die Inflation
zu verhindern. Inflation tritt immer auf, wenn die Geldmen-
gensteigerung nicht im Verhältnis zum Wachstum der Güterpro-
duktion steht. Die fehlende Kreditdisziplin in den Transfor-
mationsländern, die Abhängigkeit der Zentralbanken von der
Regierungen führte zu einer Steigerung der Geldmenge. Bei ei-
nem gleichzeitgen Rückgang der Güterproduktion bedeutete das
eine hohe Inflationsrate. Die Erhöhung der Zinssätze als Ge-
genmaßnahme führt dazu, daß die Investitionen in Realkapital
gegenüber spekulativen Vermögensanlagen auf den Finanzmärkten
benachteiligt werden. Die schwache Investitionstätigkeit be-
stimmt das Sinken der Produktion, was seinerseits wieder in-
flationär wirkt, weil eine neue Disproportion zwischen Gü-
terangebot und Geldmenge entsteht.
Neben der Geld- und Kreditpolitik stellt die Finanzpolitik
ein wirksames Stabilisierungsinstrument. Die unausreichende
private Nachfrage am Anfang des Transformationsprozesses
sollte (nach dem Keynesianischen Modell) durch eine aktive
Interventionstätigkeit des Staates kompensiert werden, die
zum Ziel hat, die Gesamtnachfrage durch öffentliche Aufträge
anzuregen. Wirtschaftlich hat ein Staatskredit nur dann Sinn,
wenn zu erwarten ist, daß das Geld wieder zum Staat zurück-
fließt. Dies setzt rentabel produzierende Unternehmen und ein
effizientes Steuersystem voraus. Die letzten zwei Bedingungen
fehlten in den meisten Transformationsländern.
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Unter dem Begriff "Privatisierung" versteht man nicht nur den
formellen Akt des juristischen Eigentumswechsels. Nicht die
Rechtsformänderung steht im Vordergrung, vielmehr wird Priva-
tisierung als ein Prozeß der Entstaatlichung der Wirtschaft
verstanden. Die Liquidation von staatlichen Unternehmen muß
nicht immer destruktiven Charakter haben. Liquidation bedeu-
tet auch, daß Ressourcen aus unrentablen Verwendungen freige-
setzt und damit für andere Zwecke verfügbar gemacht werden.
Die Rentabilität, die gleichzeitig als Voraussetzung und Fol-
ge des Prozesses der Privatisierung fungiert, stellt das ei-
gentliche Problem dar. Ob eine Privatisierung erfolgreich
ist, kann man erst dann beurteilen, wenn die neuen privaten
Unternehmen sich unter marktwirtschaftlichen Bedingungen als
rentabel bestätigen. Erst dann werden die erwarteten positi-
ven Effekte vom privaten Eigentum an Produktionsmitteln
sichtbar. Die Privatisierung als Prozeß vollzog sich wesent-
lich langsamer als die Liberalisierung der Preise. Das führte
in der Praxis zu massenhaften Konkursen von noch nicht priva-
tisierten staatlichen Unternehmen, die nicht auf die Marktsi-
gnale reagieren konnten. Aus dem Blickwinkel der marktwirt-
schaftlichen Transformation ist das durchaus positiv. Das
Problem besteht darin, daß die Zerstörung des alten Indu-
striepotentials als Folge der Konkurse, nicht immer im Rahmen
der Reform von einem schnellen Privatisierung und einem
Strukturwandel kompensiert werden konnte.
Eine mögliche Erklärung der unterschiedlichen komparativen
Produktionskosten basiert darauf, daß die Preise der beiden
Produktionsfaktoren - Arbeit (durchschnittlicher Arbeits-
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lohn) und Kapital (Zinsen) in den verschiedenen Ländern ver-
schieden sind. Nach dem Heckscher/Ohlin - Modell wäre eine
Spezialisierung der Transformationsländer auf arbeitsintensi-
ve Produktion denkbar, weil der Preis des Faktors Arbeit ver-
hältnismäßig niedrig und die Kapitalausstattung geringer ist.
Man könnte erwarten, daß sich der Handel als interindustriell
entwickeln wird, so wie der Handel mit den Entwicklungslän-
dern. Der wesentliche Unterschied zwischen den Transformati-
onsländern und den Entwicklungsländern besteht aber darin,
daß die Länder Osteuropas über hochqualifizierte Fachkräfte
verfügen. Nach dem erweiterten Produktzyklus - Modell werden
aber die Branchen in mobile und immobile "Schumpeter-
Industrien" geteilt, je nach der Möglichkeit, Produktion und
Forschung voneinander zu trennen. Es gibt Produkte wie z.B.
Software - Entwicklung, wo die Forschung auch nach Osteuropa
verlegt werden kann, begünstigt durch die gute Qualifikati-
onsstruktur des Faktors Arbeit. So können die osteuropäischen
Ländern als Exporteure von neuer Technologien am Handel teil-
nehmen.
Osteuropa bietet als Partner des Westens zahlreiche Möglich-
keiten an. Die Öffnung nach Westen darf aber keine Einbahn-
straße sein. Schließlich ist die Akzeptanz der osteuropäi-
schen Waren auf dem Binnenmarkt besser als jede großzügige
Kapitalhilfe. So kann man ein exportorientiertes Wachstum der
osteuropäischen Wirtschaft in Gang setzen, von dessen Erfolg
alle im Westen und im Osten profitieren werden.
Die Transformation eines Systems ist kein isolierter Prozeß,
der nur intern verläuft. Wichtig sind auch die Impulse, die
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von der Außenwelt kommen. Daher steht die Transformation im
engen Zusammenhang mit den Prozessen, die im anderen Teil des
Kontinents verlaufen. Konkreter bedeutet das, daß die Reform
der EU nicht nur Bedingung für eine effektive Erweiterung
ist, sondern gleichzeitig stellt sie einen wichtigen externen
Impuls für den Transformationsprozeß in MOE dar.
Stellen wir uns einmal rein hypothetisch, eine Osterweiterung
unter den Bedingungen einer nicht reformierten Union vor. Die
institutionellen Regelungen, die Agrarpolitik sowie das Sy-
stem ihrer Struktur- und Kohäsionsfonds bleibe unverändert.
Dies würde eine enorme Belastung der Entscheidungsfähigkeit
der EU bedeuten, weil deren Mechanismen bei der Formel "15+X"
noch mehr beansprucht werden, angesichts der Tatsache, daß
sie jetzt bei 15 Mitgliedstaaten nicht reibungslos funktio-
nieren. Eine Osterweiterung kann nur unter den Bedingungen
einer reformierten Union stattfinden. Der Zugriff der MOE auf
die Strukturfonds und die Teilnahme an der gemeinsamen Agrar-
politik würde das Budget der Union als Folge der Transfers
überbelasten. Daher stammen die Befürchtungen der schwächer
entwickelten Mitgliedstaaten Griechenland, Portugal und Ir-
land, eine künftige Osterweiterung gefährde ihre Transferei-
nahmen.
Eine Erweiterung nach Osten, die mit einem Qualitätsverlust
der Union verbunden ist, ist nicht nur gegen die Interessen
der Mitgliedstaaten. Das westeuropäische Integrationsmodell
ist von den ehemaligen Ostblockländern als Zukunftsvision ak-
zeptiert worden. Nach den mißlungenen Integrationsversuchen
der Vergangenheit streben diese Länder keine Entwick-
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lungsgemeinschaft an, sondern eine Gemeinschaft, wo sie mög-
lichst von Anfang an als gleichberechtigte Partner behandelt
werden. Deshalb ist eine Osterweiterung, durch die die Union
leistungsschwache Mitglieder hinzugewinnt und dabei an Homo-
genität und Qualität verliert, für beide Seiten nicht akzep-
tabel.
Bevor die Perspektive eines Beitritts realer wird, soll das
Potential der Vorbeitrittshilfe- und -zusammenarbeit ausge-
schöpft werden. Sehr oft wird die Binnenmarktsunfähigkeit der
MOE-Region als eine Hürde für den möglichen Beitritt ange-
führt. Das läßt sich zuerst dadurch vermeiden, z.B. durch ei-
ne asymmetrische Ausdehnung des Binnenmarktes auf MOE, weil
diese Länder einer offenen Konkurrenz noch nicht gewachsen
sind. Die MOE-Länder können noch vor dem Beitritt ihrerseits
die EG-Regelungen zum Binnenmarkt ins nationale Recht über-
nehmen. Wenn noch vor dem Beitritt die in MOE produzierten
Waren dem EU-Standard entsprechen, würde das den Übergang zu
den Binnenmarktregeln wesentlich erleichtern.
Ein wichtiger Schritt in der ökonomischen Zusammenarbeit in
der Zeit vor dem Beitritt ist die Verlagerung von lohninten-
siven Produktionen im MOE-Region. Die damit verbundene Sen-
kung der Produktionskosten der europäischen Unternehmen und
die Erhöhung deren Wettbewerbsfähigkeit den USA und Japan ge-
genüber, stellen eine gute Voraussetzung für die Sicherung
der Hochlohnarbeitsplätze in Westeuropa dar. Die meist ver-
breitete Meinung, daß die Verlagerung von Produktionen in MOE
unbedingt mit Verlust von Arbeitsplätzen verbunden ist,
scheint nicht sehr präzise zu sein.
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6 2  Optionen der EU-und der MOE-Staaten
Die Problematik hinsichtlich den Prioritäten bei den Prozes-
sen der Vertiefung und Erweiterung der Union hat verschiedene
Integrationspolitische Konzepte ins Leben gerufen: "abgestuf-
te Integration", "Europa a la carte", "Kerneuropa", "Europa
der konzentrischen Kreise" u.s.w. Alle diese Konzepte setzen
sich mit den Grundfragen auseinander, wie und wann die Union
erweitert werden könnte bzw. wie und wann eine Vertiefung des
Integrationsprozesses möglich wäre?
Die Idee, die verschiedenen integrationspolitischen Konzepte
und Optionen der EU-Entwicklung mit Hilfe eines Koordinaten-
systems zu veranschaulichen, ist schon von Wolfgang Wessels
realisiert worden (dazu Tabelle 24). Die Vertikale im Koordi-
natensystem stellt die Intensität der Integration zwischen
Vertiefung und Rückentwicklung dar. Die Horizontale spiegelt
die Anzahl der Telnehmerstaaten wieder. Folgende Varianten
erweisen sich als möglich:
a) Erweiterung ohne eine bedeutende Vertiefung (Quadrant I,
Linie a). Die Erweiterung durch Schweden, Finnland und Öster-
reich ist ein typisches Beispiel dafür, wie sich eine Erwei-
terung vollziehen kann, ohne wesentliche Veränderungen im In-
tegrationsmechanismus vorzunehmen. Diese Variante ist aber
bei einer Osterweiterung nicht akzeptabel, weil die Bei-
trittskandidaten in diesem Falle wesentliche Unterschiede im
Vergleich zu den Mitgliedsstaaten aufweisen.
b) Erweiterung erst nach einer erfolgten Vertiefung (Qua-
drant I, Linie b). Diese Option beinhaltet die These, daß die
Osterweiterung erst dann effizient werden kann, wenn
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die EU zuerst reformiert wird. Die Steigerung der Intensität
der Integration, die intensive Entwicklung ist Voraussetzung
für die extensive Erweiterung.
Tabelle 24: Integrationspolitische Konzepte für die EU
                                                Integration         Vertiefung
               I.                                                                                                  II.
                                                                                (b)                       (c)
                                                                                                                       (d)
                                         (g)
                                                                                                                              (a)
                                                         M 15                                     Erweiterung 15+x
                                                                                                                     (e)
          III.                                                      (f)                                            IV.
                                        Integration                Rückentwicklung
Quelle: Wolfgang Wessels, Europa von A-Z, Bonn 1997, S. 165
c) Erweiterung und Vertiefung gleichzeitig (Quadrant I, Linie
c). Diese Option setzt eine gleichzeitige Intensivierung der
Integration und eine Erweiterung voraus. Im Grunde genommen
ist das der sog. Idealfall für die Entwicklung der Union.
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d) "abgestufte Integration" (Quadrant I, Linie d). Diese Op-
tion ermöglicht einer Gruppe von Mitgliedstaaten Teilfort-
schritte im Integrationsprozeß. Nachdem sie aber ein bestimm-
tes Ziel erreicht haben, unterstützen sie die weniger inte-
grationsfähigen Mitglieder. So kann auch das "langsamste
Schiff" des Konvois das Ziel ebenfalls erreichen.
e)  Erweiterung mit Abbau der Integration (Quadrant II,
Linie e). Diese Variante entspricht am meisten der Position
der britischen Regierung. Erwünscht wird eine Erweiterung,
die gegen die weitere Integration gerichtet ist. Im Vorder-
grund steht die intergouvernementale Zusammenarbeit und nicht
das supranationale Element der Entwicklung. Die Erweiterung
wird die Union weiter "verwässern".
f) "Europa à la carte" (Quadrant II und III, Bereich f). Cha-
rakteristisch ist es hier, daß es keine festgelegte Zahl von
Teilnehmern gibt. Nur die jeweils interessierten Staaten neh-
men an einer funktional angemessenen Kooperation teil.
g) "Kerneuropa" (Quadrant IV, Bereich g). Wenn eine Gruppe
von Teilnehmerstaaten bestimmte weitergehende Integrati-
onsziele erreichen will, denen andere nicht folgen können
oder wollen, so dürfen diese Länder einen harten Integrati-
onskern bilden. Diese Variante benötigt aber nicht nur eine
präzise Definition der Kriterien für die Zugehörigkeit zum
Kern, sondern auch eine Definition über die Beziehungen zwi-
schen den Kern- und den Reststaaten.
h) "Europa der konzentrischen Kreise" (Bereich h). Dabei ist
die Möglichkeit der Anwendung von mehreren Konzepten gleich-
zeitig gemeint.
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Die Tabelle 25 veranschaulicht die Entwicklung des Transfor-
mationsprozesses und die Beitrittsperspektiven für die Mit-
tel- und Osteuropäischen Länder. Abgebildet ist der Zusammen-
hang zwischen dem Transformationsprozeß in MOE einerseits und
den Beziehungen zur Union andererseits. Die Vertikale im Ko-
ordinatensystem stellt die Entwicklung der Beitrittskandida-
ten dar, zwischen Transformation in Richtung westeuropäischer
Standards und ökonomischen oder politischen Fehlentwicklun-
gen. Die Horizontale spiegelt die Intensität der Beziehungen
zur EU, zwischen Beitritt und Distanzierung von der Union
wieder.
Tabelle 25: Strategien für MOE: Transformation und Beitritt
                                                                Transformation
                                                                           (b)
                   (g)                                                                              (c)                  (d)
                                                                                                                     (a)
     Distanzierung                                                                                Vollmitgliedschaft
                       (f)                                                                                          (e)
                                                                Fehlentwicklungen
  Quelle:  W.Wessels, op.cit.
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a) Die Grundsteinthese (Quadrant I, Linie a). Nach dieser
These stellt die Aufnahme in die Union die Voraussetzung für
eine effiziente Transformation dar. Der Transformationsprozeß
kann nur unter den Bedingungen einer Mitgliedschaft zu Ende
gebracht werden.
b) Die Krönungsthese (Quadrant I, Linie b). Im Gegensatz zu
der Grundsteinthese stellt hier die erfolgreiche Transforma-
tion die Bedingung für den Beitritt dar. Erst nachdem die
Ziele des Transformationsprozesses erreicht werden, ist an
eine Mitgliedschaft zu denken.
c) Die Verstärkungsspirale-These (Quadrant I, Linie c). In
diesem Fall "verstärkt" die effiziente Transformation die
Beitrittsperspektiven und umgekehrt. Der Transformationspro-
zeß und der Prozeß der Annährung mit der Union bedingen sich
gleichzeitig und gegenseitig.
d) Die Abstufungsthese (Quadrant I, Linie d). Charakteri-
stisch für diese These ist die länderspezifische Annährung an
die Union, je nach dem Grad der Transformation. Weil die Bei-
trittskandidaten sich untereinander unterscheiden, erfolgt
diese Annährung stufenweise.
e) Die Überstützungsthese (Quadrant II, Linie e). Ein früh-
zeitiger Beitritt wirkt sich negativ auf den Transformations-
prozeß aus. Im Unterschied zu der Grundsteinthese, wo der
Beitritt als wichtige Bedingung für die Transformation be-
trachtet wird, wird hier vor einem "überstützten" Beitritt
gewarnt. Ein frühzeitiger Beitritt bedeutet Qualitätsverlust
für beide Seiten.
f) Die Teufelsspirale-These (Quadrant III, Linie f). Die Di-
stanzierung der MOE-Länder von der Union, bei einer ablehnen-
den Haltung gegenüber den Beitrittskandidaten, könnte die Po-
sitionen der antiwestlich orientierten Kräfte stärken. Das
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würde die demokratischen Tendenzen und die Entwicklung in
Richtung Marktwirtschaft hindern. Die Schwierigkeiten im
Transformationsprozeß verursachen dann ihrerseits eine neue
Distanzierung von der westlichen Integrationsgemeinschaft. So
ist der Teufelskreis perfekt und als Resultat kommt eine ge-
fährliche Entwicklung, die die MOE-Länder in einer auch für
den Westen unerwünschten Richtung treibt.
g) Die Freischwimm-These (Quadrant IV, Linie g). Die MOE-
Länder haben in den letzten Jahrzehnten eine wesentlich un-
terschiedliche, im Vergleich zu Westeuropa andere geschicht-
liche Erfahrung gesammelt. Das totalitäre politische System
und die zentralisierte Planwirtschaft haben ihre Spuren hin-
terlassen. Deshalb ist es nicht wünschenswert, das westliche
Integrationsmodell aufzuzwingen. Deshalb stellt nach der
Freischwimm-These die Distanzierung von der EU die Vorausset-
zung für eine effiziente Transformation.
Bei einem Vergleich zwischen Tabelle 24 und Tabelle 25 kann
man feststellen, daß zwischen den integrationspolitischen
Konzepten für die Entwicklung der Union und der durch den
Transformationsprozeß geprägten Beitrittsstrategie der MOE-
Länder ein enger Zusammenhang besteht. Zum Beispiel das Kon-
zept "Vertiefung, um erst dann zu erweitern" (Linie b, Tabel-
le 24) paßt temporal mit der Krönungsthese zusammen (Linie b,
Tabelle 25). Erst nach einem Zeitabschnitt, in dem sich
gleichzeitig eine Vertiefung der Integration einerseits und
eine Vertiefung des Transformationsprozesses andererseits
vollzieht, ist eine Erweiterung der Union bzw. ein Beitritt
vernünftig.
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6 3  Die institutionellen Folgen der Osterweiterung
Angesichts der bevorstehenden Osterweiterung, deren Konturen
seit Nizza im Dezember 2000 realer geworden sind, ist es not-
wendig zu verfolgen, wie sich die Union institutionell weiter
entwickeln wird. Im Mittelpunkt steht das bei der heutigen
Struktur wichtigste Entscheidungsgremium - der Rat. In einem
Modell EU 27 wird es nach der „Erklärung zur Erweiterung der
Europäischen Union“3 bei Mehrheitsentscheidungen zu folgender
Stimmengewichtung kommen:
Tabelle  26: Stimmengewichtung im Rat der EU
Mitglieder des Rates Stimmen
Deutschland
UK
Frankreich
Italien
Spanien
Polen
Rumänien
Niederlande
Griechenland
Tschechische Rep.
Belgien
Ungarn
Portugal
Schweden
Bulgarien
Österreich
Slowakei
Dänemark
Finnland
Irland
Litauen
Lettland
Slowenien
Estland
Zypern
Luxemburg
Malta
    29
    29
    29
    29
    27
    27
    14
    13
    12
    12
    12
    12
    12
    10
    10
    10
      7
      7
      7
      7
      7
      4
      4
      4
      4
      4
      3
EU 27   345
Im Falle, daß ein Beschluß auf Vorschlag der
Kommission zu fassen ist, kommt er mit 258
Stimmen zustande, welche die Zustimmung der
Mehrheit der Mitglieder umfassen. In den ande-
ren Fällen wird eine Mindestzahl von 258 Stim-
men verlangt, aber die Zustimmung von zwei
Dritteln der Mitglieder. Jedes Mitgliedsland kann
beantragen, daß überprüft wird, ob die Mitglied-
staaten, die diese qualifizierte Mehrheit bilden,
mindestens 62% der Gesamtbevölkerung der
Union repräsentieren und falls diese Bedingung
nicht erfüllt ist, kommt der Beschluß nicht zu-
stande. Die Sperrminorität wird in einer Union
mit 27 Mitgliedern wird aber auf 91 Stimmen
fixiert, was von den Sperrminorität 87+1 (Ge-
samtzahl der Stimmen 345 - 258 +1) abweicht.
Der Rat beschließt einstimmig über die Zahl der
Kommissionsmitglieder. Für die Kommission ist
vorgesehen, daß die Mitgliederzahl unter der
Zahl der Mitgliedsstaaten liegt, die Besetzung
soll nach dem Prinzip der Rotation erfolgen. Die
in der Kommission vertretenen Staaten entsenden
nur einen Kommissar. Eigentlich kommt es bei
der Kommission als reinem EU-Organ nicht dar-
auf an, daß jeder Nationalstaat mit einem Kom-
missar vertreten ist.
Quelle: europa.eu.int
200
Grundsätzliche Kritik der Beschlüsse von Nizza ist in der
Pressemitteilung des Bundesvorstands der Jungen Europäischen
Föderalisten Deutschland vom 13.12.2000 enthalten.4 Mit Recht
wird dort darauf hingewiesen, daß bei der Kommission, die ein
reines EU-Organ sein soll, nicht unbedingt jeder Mitglied-
staat mit einem Kommissar "vertreten" sein muß. Schließlich
sind die Nationalstaaten in der Union nicht durch die Kommis-
sion, sondern durch den Rat vertreten. Eine gewisse regionale
Ausgewogenheit der Kommission sei zwar empfehlenswert, sie
solle jedoch der Entscheidungskompetenz des Kommissionspräsi-
denten überlassen bleiben und dürfe nicht vertraglich festge-
schrieben sein.
Aus dem Blickpunkt der Föderalisten ist die Frage der Stimm-
gewichtung im Rat nur sekundärer Natur. Nach deren Auffassung
darf „der aus Exekutivvertretern bestehende undemokratische
Rat in Zukunft nicht mehr die entscheidende Rolle in der EU
spielen, sondern sollte allenfalls als sekundäre parlamenta-
rische Kammer am Rechtsetzungsprozess der EU beteiligt wer-
den.“5 Die Ausweitung des Prinzips der Mehrheitsentscheidungen
sei ebenfalls unzureichend und das Einstimmigkeitsprinzip muß
hingegen auf Beschlüsse mit verfassungsänderndem Charakter
beschränkt werden.
In Nizza wurde einen guter Wille zur Erweiterung nach Osten
demonstriert, was bei den Beitrittskandidaten mit Begeiste-
rung aufgenommen wurde. Dies bedeutet aber lange nicht, daß
die Europäische Union dadurch erweiterungsfähig geworden ist.
“Zur Erweiterungsfähigkeit der Union hätte neben einer er-
folgreichen Abarbeitung der "left overs" auch eine ab-
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schließende Klärung der Finanzfragen und der Probleme um die
Agrar- und Umweltpolitik gehört“6. Die EU-Grundrechtscharta
wird als bloße Deklaration verurteilt. Völlig richtig bemer-
ken die Föderalisten, daß die Charta einen wichtigen Schritt
hin zu einer Verfassungsrechtsordnung eines Europas der Bür-
ger und nicht der Staaten darstellt. In dieser Richtung wird
weiter argumentiert, daß die Charta aber auch vom Bürger ein-
klagbar sein muß. “Jetzt hat sie den Status der Grundrechte
in der Weimarer Republik. Zumindest hätte sich der Europäi-
sche Rat in Nizza auf eine Erwähnung der Charta im EU-Vertrag
einigen müssen [...] um weiter eine Europäische Verfassung für
ein Europa der Bürgerinnen und Bürger, um eine umfassende De-
mokratisierung der EU durch Schaffung eines Zweikammerparla-
ments einzufordern. [...] Weder konnte sich der Europäische
Rat [in Nizza] auf die Einsetzung eines Verfassungskonvents
einigen [...] noch hat man sich endlich vom Prinzip dieser un-
säglichen Regierungskonferenzen verabschiedet, in denen die
Staaten mit ihren Beamten hinter verschlossenen Türen um Eu-
ropas Zukunft feilschen. Mit der Ankündigung einer neuerli-
chen Konferenz in diesem Stil haben sich die Staats- und Re-
gierungschefs endgültig als Restauratoren überkommener völ-
kerrechtlicher Strukturen geoutet.“7
Oft wird darüber diskutiert, was wäre wenn die ehemaligen
Ostblockländer der Europäischen Union beitreten? Dabei steht
die finanzielle Seite des Problems im Vordergrund. So würde
z.B. allein die Einbeziehung der Visegradstaaten in die ge-
meinsame Agrarpolitik den EU-Haushalt mit 80 Milliarden DM
belasten.8 Die Union würde wirtschaftlich schwächere Mitglie-
der hinzugewinnen und so die Züge einer Entwicklungsgemein-
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schaft annehmen. Die Osterweiterung bedeutet gleichzeitig ei-
ne Gewichtsverlagerung, die Deutschlands politische Zentrali-
tät in Europa stärken wird und Frankreich könnte sich dabei
immer mehr in der Rolle eines Randstaats empfinden. Die zen-
trale Lage Deutschlands und die traditionellen Beziehungen zu
MOE tragen dazu bei, daß eine Osterweiterung der Union den
deutschen Interessen in Europa am meisten entspricht.
Weniger diskutiert wird allerdings die Frage, was wäre wenn
die MOE-Staaten nicht in die Union aufgenommen werden? Es
könnte eine unbeständige geostrategische Grauzone zwischen
Rußland und Westeuropa entstehen. Rußland will nicht völlig
auf seinen Einfluß in dieser Region verzichten und wird immer
versuchen, sich die alten Positionen zu sichern. Bei einem
reaktionären Umbruch in Rußland ist eine Distanzierung vom
Westen denkbar. Eine ablehnende Haltung der EU gegenüber den
potentiellen Mitgliedern stärkt enorm die Positionen der an-
tiwestlich orientierten Kräften in MOE. Die wirtschaftlichen
Schwierigkeiten der Übergangsperiode begünstigen zusätzlich
die Nationalisten, die nach einer Distanzierung vom Westeuro-
pa streben. Die EU-Mitgliedschaft stellt deshalb eine Garan-
tie für eine Rückkehr in eine unerwünschte Richtung dar. Die
Aufnahme von nur einem Teil der MOE-Region in die EU wird die
Probleme nicht lösen. Im Gegenteil: das würde nur eine Ver-
schiebung der Armuts- und Sicherheitsgrenze nach Osten bedeu-
ten. Die nicht aufgenommenen MOE-Staaten würden sich dabei
benachteiligt fühlen und sich bewußt von der Union distanzie-
ren. Dabei ist eine Entwicklung nach der "Teufelsspirale"-
These zu befürchten. Der Beitritt der MOE-
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Länder in die Europäische Union hat nicht nur finanzielle Di-
mensionen. Die Osterweiterung stellt "eine Herausforderung
und Bewährungsprobe nicht nur für die materielle Leistungsfä-
higkeit und Leistungswilligkeit, sondern auch des ideel-
moralischen Selbstverständnisses der heutigen Mitglieder."9
Wenn die MOE-Staaten der Union beitreten, dann ist eine Be-
handlung auf gleichberechtigter Basis erforderlich, es darf
kein Zwei- oder Dreiklassen-Europa entstehen. "Die osteuro-
päischen Länder, die Mitglieder werden wollen, haben ihre An-
träge mit derselben Motivation eingereicht wie zum Beispiel
Schweden und Österreich: um ein vollwertiger Teil von Europa
zu werden. Nach Jahrzehnten hinter dem Eisernen Vorhang sind
sie nicht daran interessiert, zu Mitgliedern Dritter Klasse
zu werden."10 Bei der Karlspreisverleihung im Mai, 1996 in Aa-
chen warnte die niederländische Königin Beatrix davor, "die
Türen und Fenster verschlossen zu halten für jenen anderen
Teil Europas, der durch den Lauf der Geschichte bisher ausge-
sperrt wurde [...] Wir dürfen Frieden und Freiheit, Sicherheit
und Wohlstand nicht ausschließlich für Westeuropa bewahren
wollen. Das wäre ungerecht und kurzsichtig - und auf Dauer
nicht in unserem Interesse.“ 11
Sehr oft wird die Neugründung von Nationalstaaten in Osteuro-
pa als Bestätigung der These einer Renaisance der Idee des
Nationalstaates interpretiert. Die Tatsache aber, daß die
Mehrheit dieser Staaten eine Mitgliedschaft in die EU anstre-
ben und so bereit sind Teile ihrer neu gewonnenen Souveräni-
tät abzugeben, spricht dafür, daß der Nationalstaat in Osteu-
ropa kein Ziel an sich ist.
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7  Nationalstaatliche Interessen versus europäische Supranationalität
    7 1  Zum Begriff „Interesse“
Der Begriff „Interesse“, der ursprünglich von lat. inter =
zwischen und esse = sein kommt, wird relativ spät, zum ersten
Mal in der Staatsphilosophie des 17.Jahrhunderts erwähnt. In
dieser Untersuchung wird die Definition des Begriffs Interes-
se als „bewußtes Bedürfnis“ verwendet. Durch seine natürli-
chen Bedürfnisse ist der Mensch an die objektive, außerhalb
seiner selbst existierende Natur gebunden.1 Hegel bezieht die
sozialphilosophische Perspektive ein, indem er in seiner
Rechtsphilosophie §§189 - 208 darauf hinweist, daß der Mensch
Güter über seine Bedürfnisse hinaus produziert und so für die
Bedürfnisse der anderen arbeitet. Die Bedürfnisse, die erst
über den Austausch der Produkte der Arbeit befriedigt werden
können, bezeichnet Hegel als gesellschaftliche Bedürfnisse.2
Während das Bedürfnis objektiv ist, bezieht das Interesse das
Element der Subjektivität ein, indem ein Bedürfnis erst dann
zum Interesse wird, wenn es „bewußt“ wird.
Der Konflikt zwischen individuellem und allgemeinem Interesse
steht im Mittelpunkt vieler philosophischen Systeme. Hobbes
argumentiert, daß die Eigeninteressen des Individuums eine
Bedrohung für das Allgemeininteresse des Staates darstellen.
A. Smith meint, daß nur im freien Zusammenspiel der individu-
ellen Interessen diese sich auf längere Sicht mit dem staat-
lichen Allgemeininteresse in Übereinstimmung befinden.
Rousseau bestreitet, daß die bloße Vereinigung von Pri-
205
vatinteressen das Allgemeininteresse oder den Gemeinwille
(volonté générale) hinreichend ausdrückt.3 Der Widerspruch
zwischen individuellem und allgemeinen Interesse entsteht
nach Marx erst mit der Arbeitsteilung und dem Privateigentum.
Später nimmt das gesellschaftliche Interesse, als illusori-
sche Gemeinschaftlichkeit vom Privatinteresse erzeugt, die
selbständige Gestalt des Staates an.4 In seinem zusammen mit
Engels geschriebenem Werk „Die deutsche Ideologie“ 1846
schreibt Marx: „Die Sichfestsetzen der sozialen Tätigkeit,
diese Konsolidation unsres eignen Produkts zu einer sachli-
chen Gewalt über uns, die unsrer Kontrolle entwächst [...] ist
eines der Hauptmomente in der bisherigen geschichtlichen Ent-
wicklung, und eben aus diesem Widerspruch des besondern und
gemeinschaftlichen Interesses nimmt das gemeinschaftliche In-
teresse als Staat eine selbständige Gestaltung, getrennt von
den wirklichen Einzel- und Gesamtinteressen, an, und zugleich
als illusorische Gemeinschaftlichkeit.“5
Weiterhin wird beim Begriff zwischen „Interesse als Nutzen“,
präskriptiv, abgeleitet oder postuliert und „Interesse als
Anteilnahme“, deskriptiv unterschieden.6
Aus dieser kurzen Einleitung zum Thema Interesse kann man
folgende Schlußfolgerungen ziehen:
1. Das gemeinschaftliche Interesse definiert sich nicht als
bloße Summe der Individualinteressen.
2. Das gemeinschaftliche Interesse als Gesamtinteresse erlangt
ihre relative Selbständigkeit, es wird indifferent den ein-
zelnen Interessen gegenüber.
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3. Das gemeinschaftliche Interesse, transformiert ins Interes-
se des Staates, distanziert sich nicht nur vom Indivi-
dualinteresse, sondern auch vom Gesamtinteresse, es stellt
nur seine illusorische Projektion dar.
Die nationalstaatlichen Interessen, die im europäischen Inte-
grationsprozeß nach wie vor eine dominierende Rolle spielen,
sind also keine Summe der Individualinteressen der Europäer,
und als staatliche Interessen erreichen sie einen hohen Grad
der Selbständigkeit. Die Ziele eines Nationalstaates stellen
nur das letzte Glied in der Entwicklungskette dar, die den
Prozeß der Außen- wie der Innenpolitik determiniert7: Bedürf-
nis - Interesse - Strategie - Ziel.
Unter den Bedingungen einer intergouvernementalen Kooperation
ist eine Effizienz der Handlungen nur dann möglich, wenn die
Ziele in bestimmten Bereichen übereinstimmen. Nur in diesen
Bereichen sind gemeinsame Entscheidungen möglich. Bei der in-
stitutionellen Integration sind unter konsequenter Anwendung
des Mehrheitsentscheidungsprinzips Beschlüsse möglich, die
gegen die Interessen eines Mitgliedstaates gerichtet sind. In
der Praxis bedeutet dies, daß eine Kooperation mehr dem Wesen
der Nationalstaaten entspricht als die Integration. Warum
sind dann aber Integrationsschritte zwischen den Staaten doch
möglich? Die Integrationstendenzen im europäischen Annähe-
rungsprozeß waren immer dann klar ausgeprägt, wenn es im In-
teresse der Nationalstaaten lag, Teil ihrer Souveränität ab-
zugeben. Einer Einschränkung ihrer Hoheitsrechte stimmen die
Nationalstaaten nur dann freiwillig zu, wenn sie davon größe-
re Vorteile erwarten können als von ei-
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ner uneingeschränkten Ausübung dieser Rechte. So sind die na-
tionalstaatlichen Interessen und Ziele auch in diesem Punkt
determinierend, weil die nationalen Regierungen letztendlich
bestimmen, in welchen Bereichen und wie weit nach dem funk-
tionalistischen Ansatz die Integration fortschreiten darf.
Das Endprodukt kann nichts anders sein als dieses Europa, das
wir heute haben: eine Konstruktion, die parallel Integra-
tions- und Kooperationswesenszüge aufweist, in deren wichtig-
sten Gremien nach wie vor die Nationalstaaten die Richtung
bestimmen.
In der Literatur wird sehr oft darauf hingewiesen, daß die
Mitgliedstaaten der EU das nationalstaatliche Privatinteresse
über das europäische Allgemeininteresse stellen.8 „Nationales
Eigennutz geht vor europäischem Gemeinnutz. National-
staatliche Interessen stehen nicht selten praktischer euro-
päischer Politik im Wege, ja der Nationalstaat verhindert ei-
ne Vision über ein „ideales“ Europa.“9 In diesem Zusammenhang
stellt sich die Frage, welche sind die allgemeinen europäi-
schen Interessen, im wirtschaftlichen und politischen Aspekt,
die nicht im Rahmen des Nationalstaates realisiert werden
können?
Die Ansätze der europäischen Integration in ihrer heutigen
Form sind logisch und historisch zuerst im wirtschaftlichen
Bereich zu suchen. Die wirtschaftlichen Interessen, vor allem
der Großindustrie und des Großkapitals determinierten im
breiten Umfang die europäischen Integrationsbemühungen. Die
Schaffung eines riesigen Binnenmarktes war im Interesse und
zum größten Teil ein Werk der großen Unternehmen. Das
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„Weißbuch für den EG-Binnenmarkt“ als Grundlage der Marktin-
tegration entspricht weitgehend in seinem Inhalt den von „Eu-
ropean Round of Industrialists“ (Siemens, Daimler-Benz, Phil-
ips u.s.w.) vorher ausgearbeiteten Papieren.10 Die weltweit
operierenden Großunternehmen sahen im Binnenmarkt ihre Chan-
ce, die eigenen Positionen zu stärken und so auf den interna-
tionalen Wettbewerbsdruck besser zu reagieren. Als interes-
sant erweist sich die These von Max Haller, daß die Großun-
ternehmen im Prozeß der europäischen Integration auch deshalb
so erfolgreich waren, weil ihre Interessen weitgehend mit den
wirtschaftlichen Wachstums- und Konsuminteressen überein-
stimmten.11 Die Akzeptanz des europäischen Einigungsprozesses
wurde zum größten Teil durch den steigenden Wohlstand deter-
miniert, es bildete sich eine Art konsumorientierte Europa-
Identität. Bildete aber das integrierte Europa tatsächlich
den gewünschten Rahmen für die Tätigkeit der transnationalen
Konzerne? „Tatsächlich muß man aber davon ausgehen, daß die
wirtschaftliche Integration Europas für die [...] weltweit
agierenden Konzerne kein Ziel an sich sein kann. Diese werden
vielmehr - und sie tun es bereits - je nach Bedarf und Situa-
tion ihre Tätigkeiten auch über Europa hinaus ausdehnen; für
sie ist eine regionale wirtschaftliche Integration nur die
zweitbeste Lösung an Stelle einer liberalisierten Weltwirt-
schaft. Für die multinationalen Unternehmen ist der National-
staat, selbst wenn er so groß wäre wie die europäische Ge-
meinschaft, immer weniger der entscheidende Rahmen des Han-
delns.“12
Der europäische Einigungsprozeß wurde auch entscheidend ge-
prägt vom politischen Allgemeininteresse, die weltpolitisch
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signifikante Stellung Europas wieder herzustellen. Keiner
der traditionellen europäischen Nationalstaaten war in der
Nachkriegszeit in der Lage, mit den beiden Atom - Großmäch-
ten im damaligen bipolaren Modell der Weltordnung zu konkur-
rieren.
Die nationalstaatlichen Interessen stellen ein Hindernis auf
dem Wege der Realisierung der Europa-Idee dar, in dem sie
sehr oft dem europäischen Allgemeininteresse widersprechen.
Um Europa funktionsfähig zu gestalten, müssen die National-
staaten auf ihre Souveränität verzichten, also auf die hei-
lige Souveränität als wesentlicher Identifikationsfaktor der
nationalstaatlichen Konstruktion. Als zeitlich begrenztes hi-
storisches Phänomen verändert sich der Nationalstaat im Laufe
eines langwierigen Transformationsprozesses. Die Senkung des
Abstraktionsgrades und der Anonymität des gemeinsamen Europas
13 begünstigen den Prozeß des Absterbens des Nationalstaates,
in dem sie ihm die Alternative einer supranationalen europäi-
schen Identität bieten.
7 2  Zur Vision „Europa“
Das lateinische Wort „visio“ bedeutet „sehen“, bzw. im über-
tragenen Sinne „sehen mit den geistigen Augen“. Der davon ab-
geleitete Begriff „Vision“ wird im alltäglichen Sprachge-
brauch als Synonym für Erscheinung, Erleuchtung benutzt. In
den Geisteswissenschaften bedeutet Vision die ideale Vorstel-
lung eines zukünftigen Zustandes. So interpretiert ist die
Vision, wie auch die Utopie, Teil des Denkens und so
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auch Teil der Realität, weil das Denken seinerseits auch Teil
der Realität darstellt. Die Geschichte der Menschheit ist
nichts anderes als die materielle Realisierung oder Nichtrea-
lisierung von Visionen. In Form von Visionen werden die poli-
tischen Formen von ihren gesellschaftlichen Unterlagen ge-
trennt und verselbständigt. Dabei ist die Materialisierung
einer Idee, einer Vision von den zu Verfügung stehenden und
benutzten Mitteln und von den Rahmenbedingungen abhängig.
Selten wird in der Literatur der Unterschied zwischen politi-
schen Theorien und politischen Ideen so klar differenziert
wie bei Carl Anton Prinz Rohan, der 1925 schrieb: „Politische
Theorien wenden sich an Vernunft und Wille, politische Ideen
an das Wesen der Menschen; Theorien schaffen Erkenntnis des
Nütztlichen, Ideen zeugen Begeisterung, Hingabe, Opfermut
[...] Politik ist Kunst der Schicksalserfüllung, der Ge-
schichtsverwirklichung. Kunst wächst aber nicht auf dem Boden
des Intellekts, sondern auf dem der Phantasie und des Her-
zens.“14
Ziel der weiteren Untersuchung ist nicht eine vollständige
Darstellung der historisch „auf dem Boden der Phantasie und
des Herzens“ entstandenen und entwickelten Zukunftsvisionen
für Europa. Bewußt wird hier nur auf diejenige akzentuiert,
die relativ neu sind und im Verhältnis zur Zukunft des Natio-
nalstaates stehen. In seiner Rede, gehalten in Haag am 7.Mai
1948 beschreibt Henri Brugmans die Konturen seiner Zukunfts-
vision, von deren Realisierung das heutige Europa, mehr als
fünfzig Jahre später, weit entfernt ist: „Was wir
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wollen? Jenseits von Verträgen, die immer widerrufen werden
können, jenseits von Geheimverhandlungen, die leicht im Sande
verlaufen, wollen wir, daß föderative europäische Einrichtun-
gen geschaffen werden, die Obrigkeitsgewalt besitzen und um
die sich eine neue Gesellschaft der Völker kristallisieren
kann [...] wir sind auch nicht im geringsten interessiert an
diplomatischen Konstruktionen von der Art des alten Völker-
bundes oder einer europäischen UNO, die durch das Vetorecht
gelähmt ist. Es hat keinen Sinn, zwischenstaatliche Ausschüs-
se einzurichten, wo Ministerialbeamte weiterhin die ‘Staats-
raison’ vertreten [...] wir fügen hinzu, daß in Wirklichkeit
nichts geschehen ist, solange noch nicht das Dogma der sakro-
sankten nationalen Souveränität umgestoßen ist und solange
die Völker noch nicht ‘ihre Regierungen zusammengeworfen ha-
ben’.“15
Für den Verfasser dieser Arbeit scheint es viel sinnvoller,
anstatt den in der EU heute erreichten Zustand mit der Ziel-
setzung der Römischen Verträge von 1957 zu vergleichen, die
Ideen der Nachkriegszeit, konkretisiert im Hertensteiner Pro-
gramm vom 21.September 1946, als Vergleichsbasis zu nehmen.
Im folgenden wird der Versuch unternommen, in Form einer Ta-
belle Intention und Realisierung zu vergleichen.
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Tabelle 27: Das Hertensteiner Programm und die EU 2001
Hertensteiner Aktionsprogramm
www.europa-web.de
Europäische Union, Stand 2001,
Kommentar
1.  Eine auf föderativer Grundlage errich-
tete europäische Gemeinschaft ist ein
notwendiger und wesentlicher Bestandteil
jeder wirklichen Weltunion.
Die sich überwiegend funktionalistisch ent-
wickelnde EU schließt einen schnellen
Übergang zur Föderation als „Innenfinalität“
aus. Die Transformation des bipolaren Mo-
dells des Kalten Krieges in hegemoniale
Vormachtstellung der USA bedeutet eine
weitere Entfernung vom Ziel „Weltunion“.
2.  Entsprechend der föderalistischen Grund-
sätzen, die den demokratischen Aufbau
von unten nach oben verlangen, soll die
europäische Völkergemeinschaft die
Streitigkeiten, die zwischen ihren Mit-
gliedern entstehen könnten, selbst
schlichten.
Subsidiarität als Strukturprinzip wird in der
EU begrenzt angewandt (Union-
Nationalstaat), mehr im Sinne Renationali-
sierung. Der demokratische Aufbau „von
unten nach oben“ umfaßt dadurch nicht die
weiteren Subniveaus: Region, Gemeinde,
Familie, Individuum.
3.  Die Europäische Union fügt sich in die
Organisation der Vereinten Nationen
ein und bildet eine regionale Körper-
schaft im Sinne des Art. 52 der Charta.
Die Zusammenarbeit der EU mit der UNO
hat nur dann einen Sinn, wenn sich die Ver-
einten Nationen als funktionsfähige Organi-
sation wieder etablieren. Das Problem ist,
daß diese Organisation das Kräfteverhältnis
nach dem 2.Weltkrieg widerspiegelt und
nicht die heutige Realität. Ein Platz der EU
im Sicherheitsrat wäre eine mögliche Lö-
sung.
4.  Die Mitglieder der Europäischen Union
übertragen einen Teil ihrer wirtschaft-
lichen, politischen und militärischen
Souveränitätsrechte an die von ihnen
gebildete Föderation.
Die Übertragung von Souveränitätsrechten
auf dem Gebiet der Wirtschaft (vergemein-
schaftete Agrarpolitik, WWU) ist fortge-
schritten, während die GASP weiter inter-
gouvernemental bleibt. Übrigens vollzieht
sich die Übertragung nicht auf „die von ih-
nen gebildete Föderation“, sondern auf eine
Organisation, die zwischen Bundesstaat und
Staatenbund zu positionieren ist.
5.  Die Europäische Union steht allen Völ-
kern europäischer Wesensart, die ihre
Grundgesetze anerkennen, zum Beitritt
offen.
Die Osterweiterung der EU vollzieht sich
sehr langsam. Eine eindeutige und rasche
Annäherung an die EU könnte den Zerfall
Jugoslawiens und dadurch den Konflikt auf
dem Balkan vermeiden. Die Intervention, die
Militärpräsenz sind teuerer als die für die
Erfüllung der Beitrittskriterien benötigte
finanzielle Hilfe. Ein Stabilitätspakt vor dem
Krieg wäre sinnvoller als eine Unterstützung
nach der Zerstörung.
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6.  Die Europäische Union setzt die Rechte
und Pflichten ihrer Bürger in der Erklä-
rung der Europäischen Bürgerrechte
fest.
7.  Diese Erklärung beruht auf der Achtung
vor dem Menschen in seiner Verantwor-
tung gegenüber den verschiedenen Ge-
meinschaften, denen er angehört.
Die Gründungsverträge der Europäischen
Gemeinschaften enthalten, anders als die
meisten Rechtsordnungen der Mitgliedstaa-
ten, keinen Grundrechtskatalog. Die am
07.12.2000 proklamierte Charta der Grund-
rechte der EU hat zunächst den Charakter
einer politischen Erklärung. Davon wie eine
Überführung in das europäische Vertrags-
werk stattfindet, hängt ab, ob die Charta
später Element einer europäischen Verfas-
sung und einer Staatlichkeit wird.
8.  Die Europäische Union sorgt für den
planmäßigen Wiederaufbau und für die
wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Zusammenarbeit sowie dafür, daß der
technische Fortschritt nur im Dienste der
Menschheit verwendet wird.
Was die soziale Dimension der EU betrifft,
so ist sie noch weit von dem von Willi
Brandt 1972 beim Pariser Gipfel geforderte
„Soziale Union“ entfernt. In Kapitel IV. der
Grundrechtscharta sind soziale Rechte ent-
halten, allerdings fehlt das wichtigste „Recht
auf Arbeit“. Dafür gibt es Art. 29 Recht auf
Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst,
was den Zustand der Arbeitslosigkeit nur
bestätigt.
9.  Die Europäische Union richtet sich gegen
niemand und verzichtet auf jede Macht-
politik, lehnt es aber auch ab, Werkzeug
irgendeiner fremden Macht zu sein.
Solange die EU nicht über vergemeinschaf-
tete Außen- und Sicherheitspolitik verfügt,
die effizientes Handeln auf der internationa-
len Szene prädestiniert, wird sie gezwungen
sein, sich dem außenpolitischen Diktat zu
beugen.
10.  Im Rahmen der Europäischen Union
sind regionale Unterverbände, die auf
freier Übereinkunft beruhen, zulässig und
sogar wünschenswert.
Die Bildung regionaler Unterverbände ist für
die künftigen MOE-Mitgliedsländer sogar
vor dem Beitritt wünschenswert, Beispiel
CEFTA.
11.  Nur die Europäische Union wird in der
Lage sein, die Unversehrtheit des Gebie-
tes und die Bewahrung der Eigenheit
aller ihrer Völker, großer wie kleiner,
zu sichern.
Die Stellung der kleinen Völker, die durch
die Regierungen der jeweiligen National-
staaten repräsentiert sind, wird untergeordnet
bleiben, solange die Formel „Ein Staat =
eine Stimme“ unrealisiert bleibt. Statt dessen
wird im Vertrag von Nizza durch die neue
Stimmengewichtung die Dominanz der gro-
ßen Mitgliedsstaaten garantiert.
12.  Durch den Beweis, daß es seine Schick-
salsfragen im Geiste des Föderalismus
selbst lösen kann, soll Europa seinen
Beitrag zum Wiederaufbau und zu einem
Weltbund der Völker leisten.
Die Schicksalsfragen der EU werden über-
wiegend „im Geiste des Funktionalismus“
gelöst, eine europäische Föderation wird
nicht im macht-politischen Bereich ange-
strebt.
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In Hertenstein (Vierwaldstätter See) verabschieden föderali-
stische Gruppen ein Aktionsprogramm, das die Grundlagen einer
föderativen Einigung Europas formuliert. Im Dezember 1946 fu-
sionierten die föderalistischen Bewegungen zur Union Européen
des Fédéralistes (UEF). Die Breite des Ideenspektrums und die
Zielsetzungen, die die Debatten vor der Gründung des Europa-
rats 1949 begleiteten, blieben zum größten Teil nicht reali-
siert. Abgesehen davon, daß der Europarat heute nur auf dem
Niveau der intergouvernementalen Zusammenarbeit geblieben und
seine Bedeutung mehr im moralischen Aspekt zu suchen ist, hat
diese Organisation eine entscheidende Rolle als Generator von
Ideen im Prozeß der europäischen Einigung gespielt. Als ge-
samteuropäische Institution, deren Beitrag zur Einigung des
Kontinents kaum durch die Nichtverwirklichung der am Anfang
gestellten Ziele relativiert werden kann, hat der Europarat,
der Tradition der paneuropäischen Bewegung folgend, seine Tä-
tigkeit nie ausschließlich auf Westeuropa konzentriert, son-
dern seine Rolle auch im östlichen Teil des Kontinents ge-
sucht, was besonders nach dem Ende des Ost - West - Konflikts
zum Ausdruck kam. Daraus resultiert die Brückenfunktion des
Europarats hinsichtlich der gesamteuropäischen Einigung.
Nach seiner Züricher Rede 1946, in der er die Gründung der
"Vereinigten Staaten von Europa" forderte, unterbreitete Win-
ston Churchill den Vorschlag, die Bemühungen zur Einigung Eu-
ropas zu koordinieren. Bezeichnend für die in den Nachkriegs-
jahren herrschende Stimmung waren die Versuche, direkt eine
europäische Föderation zu gründen. Empirisches Beweismaterial
dafür bietet eine von Coudenhove-Kalergi unter eu-
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ropäischen Parlamentariern im Mai 1947 durchgeführte Umfrage,
bei der sich 43% der Abgeordneten im Prinzip für eine euro-
päische Föderation aussprachen, darunter 64% der italieni-
schen, 53% der niederländischen, je 50% der belgischen und
der französischen, von den britischen allerdings nur 26%.16
Bereits in den ersten Nachkriegsjahren wurden aber die Mei-
nungsunterschiede deutlich und die stark divergierende Be-
reitschaft, eine europäische Föderation so schnell wie mög-
lich zu gründen. Die nationalen Regierungen betrachteten die
Integrationsprojekte mit Pragmatismus und sehr oft mit Skep-
sis. In seiner letzten Lettre-Circulaire als Generalsekretär
der UEF hat Alexandre Marc am 18.Juni 1947 geschrieben: „Wir
sind überzeugt, daß die Regierungen, für sich allein gelas-
sen, nicht fähig sein werden, die Chance zu ergreifen, die
sich Europa bietet, und nicht zu der einzigen Lösung [...] ge-
langen werden, wenn sie nicht von der öffentlichen Meinung,
dokumentiert, formiert und orientiert von den Föderalisten,
dazu gedrängt werden.“17 Noch im Mai 1947 hat die UEF in einer
Programm-Broschüre erklärt, daß „zuerst mit dem ruinösen und
verheerenden System der staatlichen Souveränität gebrochen
werden muß“.18 Als Alternative schlug man auf dem Kongreß in
Montreux 27.-30.08.1947 ein Modell vor, das auf einem Födera-
lismus-Konzept beruht, dessen Wesenszüge folgendermaßen sy-
stematisiert werden können:
1. Tragende Begriffe: Person (im Gegensatz zu isolierten Indi-
viduen) und Gemeinschaft von Personen (im Gegensatz zu to-
talitärer Staatsomnipotenz), ausgehend von einer in christ-
licher, später in sozialistischer Tradition verankerten De-
finition des Verhältnisses Person-Gemeinschaft.
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2. Absage jeder Form von „organisierender Hegemonie“ seitens
einer teilnehmenden Nation.
3. Auch die kleinste Gruppe, Subsystem wird in ihrer Qualität
oder Funktion als unersetzbares Glied angesehen.
4. Die Föderation als lebendiges Phänomen geht aus dem Zusam-
menschluß von Personen und Gruppen, nicht aus zentralen
gouvernementalen Akten hervor.
5. Föderalismus ist ein dynamisches Prinzip, das alle Bereiche
menschlicher Tätigkeit umfaßt: nach oben schafft es einen
neuen politischen Rahmen, nach unten bringt es neue sozia-
le, wirtschaftliche und kulturelle Strukturen.19
Diesem theoretischen Modell lag die praktische Erfahrung zu-
grunde, daß die gegenseitige Abhängigkeit der Nationalstaaten
einen Grad erreicht hat, bei dem es undenkbar ist, die viel-
fältige soziale, wirtschaftliche und politische Wirklichkeit
in einen „national und staatlich“ begrenzten Rahmen zu zwän-
gen.20 Die Formulierung „nationale und staatliche Rahmen“, die
aus der „Entschließung zur Allgemeinen Politik“ stammt,
drückt ziemlich deutlich den revolutionären Charakter der Be-
schlüsse von Montreux aus: nicht nur die Nation, sondern auch
der „Staat überhaupt“, verstanden als archaische, auf Souve-
ränität basierende politische Organisationsform, ist obsolet
geworden. In seiner Rede auf dem Kongreß in Montreux betonte
H. Brugmans die zur europäischen Identität gehörende kriti-
sche Haltung gegen Staat und Regierung: „Wir alle haben - und
wollen bewahren - ein kritisches und freiheitsliebendes Tem-
perament, und wenn es nicht mehr möglich wäre, bei uns Nein
zu sagen, Nein gegenüber Maßnahmen der Verwaltung, gegenüber
der Regierung, gegenüber der
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offiziellen Wissenschaft- dann wären Prag, Wien, Paris und
London tote Städte“.21 Einundzwanzig Jahre später im Frühling
1968 bewies Prag, daß auch die Europäer hinter dem Eisernen
Vorhang der gemeinsamen Tradition treu geblieben sind, was in
Wien, Paris oder London zu dieser Zeit viel einfacher zu be-
weisen war.
Die Bedeutung des Kongresses in Montreux, als Höhepunkt in
der Geschichte der UEF, äußert sich in seiner richtungswei-
senden, zukunftsorientierten Analyse des Einigungsprozesses.
Anstatt funktionalistisch beschränkte Antworten der zweifel-
los wichtigen wirtschaftlichen oder politischen Teilprobleme
zu suchen, um pragmatische Lösungen vorzuschlagen, versuchte
man ein Konzept zu entwickeln, das aus der Reformbedürftig-
keit der gesellschaftlichen Strukturen und des nationalstaat-
lichen Systems hervorgehend zu einer neuen föderalen Ordnung
führen sollte. Ausgehend von der These, daß die Überwindung
der nationalstaatlichen Souveränität die Voraussetzung der
weiteren Entwicklung darstellt, versuchte man die Frage zu
beantworten, wie die Überführung der verkrusteten, national-
staatlich-zentralistischen Strukturen in diese neue dezentra-
lisierte föderale Ordnung aussehen wird. In der Art und Wei-
se, wie die Föderalisten diese Frage beantworteten, waren sie
weit ihrer Zeit voraus. „Ansätze zur Beantwortung dieser Fra-
ge waren aus der Doktrin entwickelt, insoweit diese ein kla-
res Ganzes an Zielvorstellungen über kommunale Selbstverwal-
tung, autonome Wirtschaftsverbände, sektorale Berufsorganisa-
tionen etc. bot, die sich subsidiär und solidarisch von unten
über lebensvolle Regionen, bis zur europäischen Ebene aufbau-
en sollten“.22 Die Vertreter der sog.
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„force créatrices“, agrarische, industrielle Verbände, Ge-
werkschaften, Jugendorganisationen, Kirchen, Universitäten
sollten nach dem Muster der États généraux von 1789 zu euro-
päischen Generalständen zusammentreten. Es wurde beschlossen
die „Generalstände Europas“ einzuberufen, die sich gegen die
nationalen Regierungen und Parlamente zur Verfassunggebenden
Versammlung entwickeln sollten.23
Das Scheitern dieser Initiative, deren revolutionärer Charak-
ter nicht nur in der Analogie zu den Ereignissen in Frank-
reich 1789 bestand, war der entscheidende Wendepunkt in der
weiteren Entwicklung. Eindeutig war dies ein Verlust für die
Idee, Europa demokratisch von unten aufzubauen. Der Einfluß
der liberalen und konservativen Politiker wurde immer stärker
und sie waren letztendlich in der Lage, ihre Version von ei-
ner europäischen Einigung durchzusetzen.
Die von W. Churchill ins Leben gerufene "Komitee zur Koordi-
nierung der Bewegungen für die Einheit Europas" organisierte
in der Zeit zwischen 07.-10. Mai 1948 in den Haag einen Kon-
greß, auf dem eine Dachorganisation gebildet wurde - die Eu-
ropäische Bewegung. Bei den Diskussionen zeigten sich die bis
heute bestehenden Meinungsunterschiede über das Ziel des eu-
ropäischen Einigungsprozesses: die Vertreter Großbritanniens
und Frankreichs lehnten eine Organisation mit supranationalem
Charakter ab. In dem abschließenden Memorandum ("Politische
Erklärung") an die europäischen Regierungen wurde die Bildung
eines Europarats gefordert. Der französische Außenminister
G.Bidault ergriff 1948 auf der Tagung der fünf Mitgliedstaa-
ten des Brüsseler Pakts (1948 von Frank-
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reich, Großbritannien und den Benelux-Staaten gegründet, 1954
in WEU umgewandelt) die Initiative zu den ersten zwischen-
staatlichen Verhandlungen; so wurde am 05.05.1949 in London
das Statut des Europarats unterzeichnet.
Die Jahre 1949 - 1951 werden in der Geschichte des Europarats
als die "wilden Jahre" bezeichnet. „Wenn einmal die Histori-
ker die Geschichte von dem mühsamen und dornenreichen Weg der
Entstehung der Vereinigten Staaten von Europa schreiben, dann
werden sie sicherlich die Jahre 1950 und 1951 als Epoche der
Leidenschaft bezeichnen. Kaum ein Abschnitt auf diesem Weg
war so angefüllt mit bewegten Aktionen, leidenschaftlichen
Reden, spektakulären Bekenntnissen und revolutionären Aufru-
fen.“24 Einen Tag vor Beginn der Sitzung des Europarates in
Straßburg am 6.August 1950 versammelten sich Jugendliche an
der deutsch-französischen Grenze bei Weißenburg, verbrannten
die Grenzpfähle und demonstrierten für die Schaffung eines
europäischen Bundesstaates. In der damals verfaßten Erklä-
rung, bekannt als das Dokument von Weißenburg verlangten die
jungen Föderalisten:
„Wir fordern die europäische Staatsbürgerschaft! Wir fordern
ein Europäisches Parlament und eine Europäische Regierung!...
Zum ersten Mal in der Geschichte sind Europäer an die Grenzen
marschiert, nicht um sich gegenseitig zu töten, sondern um
die Beseitigung der Grenzen zu fordern: die gegenwärtige Zer-
stückelung Europas ist widersinnig und gefährlich.
Nur die Europäische Föderation vermag Europas Gedeihen und
Wohlstand zu sichern.
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Nur die Europäische Föderation vermag die Werte, auf denen
unsere gemeinsame Zivilisation beruht, in Frieden zu schützen
und zu entfalten...“25
In der am 7.August 1950 begonnene Sitzungsperiode des Europa-
rates stellten die Föderalisten den Antrag, einen europäi-
schen Bundespakt abzuschließen. Die Föderalisten erwogen ei-
nen Plan, ähnlich wie die Ballhaus Eide der Französischen Re-
volution, einen neuen Straßburger Eid zu schwören und nicht
zu ruhen und zu rasten, bis eine europäische Regierung gebil-
det sei.26 Die Debatte zum Antrag wurde aber zur entscheidend-
ste Niederlage der Föderalisten: die englischen und die skan-
dinavischen Vertreter wollten den Bundespakt nicht unterstüt-
zen, dazu kam auch das Bedenken der Sozialisten Paul Henri
Spaak und Guy Mollet, die Gegner einer kontinental-
europäischen Föderation ohne England waren. Mit der Abstim-
mung gegen den Plan eines Bundespaktes wurde eigentlich die
„Rolle des Europarats als erhoffter Geburtsort der europäi-
schen Föderation“ begraben.27
Die Kompetenzen, die dem Europarat laut Statut zustanden, wa-
ren nicht ausreichend, um ernsthafte Versuche zur europäi-
schen Einigung zu unternehmen. Die britische Regierung war
aber gegen eine Erweiterung der Kompetenzen des Europarats.
Die Kontinentaleuropäer setzten sich zwar für die Schaffung
einer supranationalen Autorität ein, aber die Idee eines eu-
ropäischen Bundesstaates mit dem Europarat als supranationale
Institution ist nie Wirklichkeit geworden und nachdem der Eu-
roparat es nicht geschafft hat, sich zum Träger des europäi-
schen Integrationsprozesses zu entwickeln, begann die Su-
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che nach einer neuen Identität. So ist der Europarat heute
durch seinen Einsatz für die Bürger des Kontinents geprägt:
Menschenrechte, soziale Lage und Demokratieverständnis.
7 3  Zur „Innen-Finalität“ der EU
Jede Epoche der europäischen Geschichte hat ihre spezifischen
Entwürfe zur Gestaltung des Kontinents hervorgebracht. Europa
ist zugleich eine geographische und eine normative Größe.28 In
der vorliegenden Arbeit wird absichtlich von den geographi-
schen Aspekten der Definition Europas abstrahiert, vielmehr
geht es um die konzeptionellen Aspekte der gesellschaftspoli-
tischen Gestaltung des Kontinents. Europa von heute braucht
ein philosophisches Konzept, das in der Tradition von Georg
Podiebrad, Erasmus von Rotterdam, Saint Pierre, Herzog von
Sully, Pier Dubois und Graf Coudenhove-Kalergi steht. Europa
verkörperte in Hegels Finalitätsversion das „Ende der Weltge-
schichte“ schlechthin, den Ort, wo der Weltgeist seine „Hei-
mat“ gefunden hat.29
Eine umfassende und detaillierte Analyse der Innen- und Au-
ßen-Finalität Europas ist in der Studie „Europas Zukunft:
Subsidiarität“ von Winfried Böttcher enthalten.30 Die folgende
Untersuchung beschränkt sich nur auf einige Aspekte der kon-
zeptionellen Innen-Finalität des Kontinents. Bevor man die
Konturen einer künftigen Union beschreibt, muß man zwei wich-
tigen theoretischen Fragen klären:
1.  Kann man in der Zukunft von der Bildung einer
 europäischen Nation ausgehen?
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2.  Stellt ein supranationaler Staat Europa das Ende der
Transformation der nationalstaatlichen Struktur dar?
Im Idealfall besteht eine Identität zwischen den zwei Natio-
nenkonzepten nach Friedrich Meinecke: Kulturnation und
Staatsnation. Um Europa als Kulturnation oder Ethnonation de-
finieren zu können, braucht man als Voraussetzung eine homo-
gene ethnische und sprachliche Zusammensetzung der Bevölke-
rung, was bei der Vielfalt in Europa nicht gegeben ist. Das
Kriterium der gemeinsamen christlich-abendländischen Abstam-
mung ist auch unanwendbar, weil in Europa große Gruppen von
Menschen, besonders aus den Ex-Kolonialländern leben, die
nicht diesem Kriterium entsprechen. Die Abstammung, die ge-
meinsame Sprache und Kultur sind in Europa besser für die Ab-
grenzung bestimmter Bevölkerungsgruppen als für die Konsoli-
dierung einer Kulturnation im Sinne von Herder geeignet.
Als adäquater für Europa erscheint das Modell der „Staatsna-
tion“31, realisiert in Frankreich nach der Revolution von
1789. Konstitutiv in diesem Modell ist das Vorhandensein ei-
ner Willensgemeinschaft, die durch freiwillige, von der Ab-
stammung unabhängige Entscheidung zustande kommt. Zu den Vor-
teilen dieses Modells gehört die Gleichstellung aller Men-
schen, abgesehen von ihrer kulturellen und genetischen Iden-
tität, die in ihrer Eigenschaft als Bürger erreicht wird. Die
Staatsnation tendiert aber mit der Zeit zu einer forcierten
Homogenisierung, was mit der regionalen Spezifik in Europa
wiederum unvereinbar ist. Max Haller spricht deshalb von ei-
nem dritten Modell, das für Europa geeignet ist, das in der
Literatur unter dem Begriff „konstitutionelle Na-
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tion“ zu finden ist. Eine solche Nation grenzt sich gleicher-
maßen von den ethnischen und kulturellen konstitutiven Merk-
malen, sowie auch vom übermächtigen homogenisierenden Staat
ab. „Damit ist gemeint eine Verfassung, die die Macht des
zentralen Staates stark beschränkt zugunsten regionaler Ein-
heiten oder sprachlich-kultureller Subgruppen.“32 Der bei Max
Haller im Prinzip richtige Ansatz wird aber nicht konsequent
bis zum Ende geführt, in dem Sinne, daß in seinem Modell der
herkömmliche Staat, obwohl mit begrenzten dezentralisierten
Kompetenzen immer noch eine Rolle spielt. Vom Europa als Fö-
deration neuer Art, die nicht mehr Staat im klassischen Sinne
sein wird, ist nicht die Rede.
Bevor man sich mit der Problematik Europa als Staatsziel aus-
einandersetzt, sollte man wenigstens in kurzer Form die
staatsphilosophischen Konzepte „societas perfecta“, „societas
imperfecta“ und „societas defecta“ zur Beschreibung des Phä-
nomens Staat darstellen.33 In der Tradition von Aristoteles,
Thomas von Aquin und Hegel verbleibend ist der Staat die
vollkommene Sozietät, in der der Mensch sein Leben zur Voll-
endung bringt. Hier ist eine Überbestimmung der Bedeutung des
Staates für das Leben des Individuums erkennbar. Das andere
Konzept „societas imperfekta“ beschreibt das Phänomen als
„eine unvollkommene, aber notwendige Bedingung des menschli-
chen Lebens, unter der Menschen allein frei sein und in Frei-
heit sich selbst bestimmen können.“34 Das dem Wesen des Staa-
tes am besten entsprechende Konzept, wie es auch aus den am
Anfang dieser Arbeit aufgeführten Legitimations- und Trans-
formationsmodelle erkennbar ist, ist das Konzept „societas
defecta“, eine Unterbestimmung der Rolle des Staa-
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tes für das Individuum. Nach diesem Konzept gehört zur Natur
des Staates, daß er überflüssig wird und sich selbst aufhebt
oder aufgehoben werden muß. „Im bürgerlichen Staat gewinne
der Mensch gerade so viel, daß er sich allenfalls entfremdet
realisieren kann, und im Namen der Emanzipation gelte es,
diesen Staat aufzuheben.“35
Notwendig ist es vor allem, von traditionellen Konzepten los-
zukommen, nach denen die politische Identität eines Volkes
nur in einem Nationalstaat alter Prägung gefunden werden
kann.36 Eine mechanische Übertragung der Idee des National-
staates auf das vereinte Europa37 wirkt kontraproduktiv. Im-
mer noch fehlt aber in der Wissenschaft eine einheitliche
Theorie der postnationalen Integration, die die Wesenszüge
einer künftigen europäischen Konstruktion beschreiben kann,
in der es möglich wäre, Demokratie und Supranationalität zu
vereinbaren. Die Meinungen divergieren zwischen Idealstaat
und „Staat (völlig) neuer Art.“38 Wie wird dieser Staat neuer
Art am Ende des Prozesses aussehen, wird das neue Gesell-
schaftsmodell mit dem Staat im klassischen Sinne vereinbar
sein, wird der Name „Staat“ letztendlich eine Konstruktion
bezeichnen, die nicht mehr der klassischen Definition ent-
spricht?
Die Transformation Europas stellt ein Übergang von Vertrags-
gemeinschaft in Verfassungsgemeinschaft dar, am Ende entsteht
„weder Staatenbund, noch Staatenverbund, sondern vielmehr ein
Bundesstaat neuer Art.“39 Die Frage, ob die heutige EU bereits
ein Staat ist, wird meistens mit nein beantwortet, und zwar
mit der Begründung, das die EU nicht über die
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konstituierenden Merkmale der Staatsqualität verfügt: Staats-
gebiet, Staatsvolk und unabgeleitete Staatsgewalt. Für die
Territorialstaaten gilt „das Staatsvolk als die Gesamtheit
der unter einer ‘Regierungsmacht’ auf einem bestimmten Terri-
torium lebenden Staatsangehörigen“40 als Legitimationsbasis
für eine demokratische Herrschaftsordnung. Der klassische
Staat fungiert in einer solchen Konstruktion als souveräner
und vor allem zentraler Akteur innerhalb eines Territoriums.
Definiert man aber den Staat als „eine auf Dauer angelegte
Struktur der Steuerung und Regelung von Gesellschaften“41, de-
ren Rolle nicht unbedingt als zentral zu bezeichnen ist, er-
scheint diese Form als geeignet unter den Bedingungen plura-
listischer Funktionalisierung. Diese Struktur wird sich wei-
ter vom tradierten Staatsverständnis entfernen, weil demokra-
tisch legitimierte Herrschaft auch jenseits des klassischen
Nationalstaates denkbar ist.
Das Europa der Zukunft kann eine Verfassungsgemeinschaft dar-
stellen, die auf dem Prinzip einer föderalen Ordnung mit
Drei-Ebenen-System: Union, Mitgliedsländer, Regionen funktio-
nieren wird, in der die föderale Balance durch die konsequen-
te Anwendung des Subsidiaritätsprinzips gewährleistet wird.42
Um einzuschätzen, wie realistisch eine so dargestellte Zu-
kunftsvision für Europa ist, muß man die Wahrscheinlichkeit
von drei möglichen Entwicklungsszenarien überprüfen:
• Renationalisierung,
• neofunktionalistische Alternative,
• Föderation neuer Art.
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In der folgenden Graphik sind die drei Entwicklungsszenarien
unter dem Aspekt der zwei Grundtendenzen: Richtung Stärkung
des Nationalstaates oder Richtung supranationale poststaatli-
che föderale Struktur. Die Abszisse im Koordinatensystem
stellt die Entwicklung zu einer neuen Föderation dar, an der
Ordinatenachse werden die Renationalisierungstendenzen gemes-
sen. Zunächst ist das nur eine graphische Darstellung, von
der Wahrscheinlichkeit der Realisierung einer der Möglichkei-
ten wird zuerst abstrahiert. Der Quadrant II ist frei, weil
es keine Alternative existiert, die gleichzeitig Stärkung des
Nationalstaates und Stärkung der Föderation bedeutet.
Tabelle 28: Entwicklungsszenarien der EU
                                                              + Nationalstaat
I.                                                                                                            II.
     Renationalisierung
        -                                                                                                 + Föderation
               Funktionalismus                                                           Föderalismus
III.                                                            -                                             IV.
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Quadrant I, Renationalisierung: Emanzipierung der National-
staaten, Stärkung der Kooperation, Abnahme der integrierten
Politikfelder, Staatenbund als Ziel der Zusammenarbeit mit
garantiertem Vetorecht für die Nationalstaaten.
Quadrant III, Neofunktionalistische Alternative: Fortführung
der bisherigen pragmatischen Entwicklung, “form folows funk-
tion“, „spill over“-Effekte, keine klar zu definierende Fina-
lität, konföderale Struktur.
Quadrant IV, Föderation neuer Art: keine privilegierte Stel-
lung der Nationalstaaten als Bundesländer nach dem Muster der
klassischen Föderation, gleichberechtigte Partizipation ver-
schiedener Subsysteme der Gesellschaft: Individuum, Familien,
Interessengruppen, Gemeinden, Regionen, Staaten mit abnehmen-
der Koordinierungsfunktion. Als erster Schritt: Drei-Ebenen-
System: Union - Mitgliedsländer - Regionen, föderale Balance
zwischen den drei Ebenen garantiert durch die Anwendung des
Subsidiaritätsprinzips, Subsidiarität als systemrationales
Steuerungselement, horizontale und vertikale Gewaltenteilung,
Reduzierung der Rolle der Staatenebene nach dem „Sandwich-
Modell“, Demokratie als Lebensform, Dominanz der Elemente der
direkten Demokratie kombiniert mit repräsentativen Komponen-
ten in Form von Völker-, Regionen- und Staatenhaus. Födera-
lismus als Integrationsansatz, „funktion folows form“, Grun-
delement der Verfassung neben der föderalen Balance: Men-
schenrechtskatalog mit einklagbaren Rechten.
In dem folgenden Schema ist der erste Schritt zur Realisie-
rung einer europäischen Föderation neuer Art dargestellt.
Schon in dieser Phase muß eine gleichberechtigte Stellung
verschiedener Sudsysteme der Gesellschaft garantiert sein,
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der noch existierende Nationalstaat ist so z.B. mit den Re-
gionen gleichgestellt. Das System der Repräsentation in Form
von Völker- Staaten- und Regionenhaus weicht schon auf dieser
Etappe in ihrem Wesen von den tradierten parlamentarischen
System. Ein weitere logische Entwicklung ist die Abnahme der
Rolle des Staatenhauses mit dem Souveränitätsverlust der Na-
tionalstaaten nach innen und außen, mit dem Abtreten von
Funktionen an andere Subsysteme innerhalb der Föderation. Die
Tabelle 29 stellt graphisch das Modell einer Europäischen Fö-
deration neuer Art dar.
Das Völkerhaus: Die Wahl der Vertreter ist nicht auf nationa-
ler Ebene beschränkt, gewählt werden eine bestimmte Anzahl
von Vertretern der europäischen Bevölkerung unabhängig von
der Nationalität, dominierende Rolle bei der Wahl spielen
nicht national begrenzte Interessen, sondern viel mehr die
soziale Komponente (Menschenrechte der 2. Generation).
Das Staatenhaus: Die Anzahl der Vertreter der einzelnen noch
existierenden Nationalstaaten ist gleich, unabhängig von de-
ren Größe. Nur so ist das Prinzip der Gleichheit der Staaten
zu Ende gebracht, Koalitionsbildungen orientieren sich eher
an Sach- als an Machtfragen.43
Das Regionenhaus: Vertreter werden unabhängig von der jewei-
ligen Größe der Region entsandt, gleichberechtigte Einbindung
der Regionen in den europäischen Entscheidungsprozeß, Bürger-
nahe Entscheidungsebene, demokratietheoretische Argumentati-
on: „Demokratie als Lebensform kann sich nur dort entwickeln,
wo die Menschen nicht nur von Entscheidungen betroffen sind,
sondern diese Entscheidungen unmittelbar und direkt beein-
flussen können [...] Der Bürger ist die Zent-
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ralinstanz der Demokratie. Die vermittelte Demokratie durch
Parteien, die den Staat für ihre Zwecke instrumentalisieren,
hat sich gründlich diskreditiert.“44
Tabelle 29 , Europäische Föderation neuer Art
                                          Europäische Föderation
                          Subsidiarität als systemrationales Steuerungselement
                      Völkerhaus                    Staatenhaus       Regionenhaus
                                 Föderalismus als Integrationsansatz
            Individuum     Familie              Staat           Gemeinde       Region
                                                Denationalisierung
                                                    Beitrittskandidaten
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Das so dargestellte Europa-Modell unterscheidet sich grund-
sätzlich vom Regierungseuropa alter Prägung. Es ist kaum zu
erwarten, daß die heutigen europäischen nationalstaatlichen
Regierungen daran interessiert sind, dieses neue Modell zu
realisieren. Nach dem föderalistischen Integrationsansatz ist
die Einberufung eines Verfassungskonvents, der eine demokra-
tische Europäische Verfassung ausarbeiten wird, erfordelich.
Der Zusammentritt dieses Konvents muß unabhängig vom Willen
der Staats- und Regierungschefs in der EU erfolgen, er muß
vielmehr von einem breiten Bündnis aus Parlamentariern euro-
päischer, mitgliedstaatlicher und regionaler Ebene und von
Vertretern der Zivilgesellschaft getragen sein.45
Zwischen der Transformation des Nationalstaates und der Inte-
grationsdynamik der EU besteht eine korrelative Beziehung.
Beide Prozesse determinieren sich gegenseitig: Je schneller
sich der Nationalstaat transformiert, seine bisherige Domi-
nanz aufgibt und am Ende abstirbt, desto größer wird die Be-
schleunigung des Integrationsprozesses, dessen Ziel ein su-
pranationales Gebilde ist (new actor) und umgekehrt: eine be-
wußte Beschleunigung der Integration bedeutet ein schnelleres
Ende der europäischen Nationalstaaten.
Die zukunftsorientierte Analyse zeigt, daß wir nicht weit
entfernt von der Stufe der Entwicklung sind, an der man hin-
sichtlich dem Nationalstaat das sagen könnte, was Marx und
Engels im 19. Jh. für das Absterbens „des Staates überhaupt“
gesagt haben:
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„ Das Eingreifen einer Staatsgewalt in gesellschaftliche
Verhältnisse wird auf einem Gebiete nach dem anderen über-
flüssig und schläft dann von selbst ein. An die Stelle von
Regierung von Personen tritt die Verwaltung von Sachen und
die Leitung von Produktionsprozessen. Der Staat wird nicht
„abgeschafft“, er stirbt ab.“ 46
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8  Zusammenfassung in 33 Thesen
• Der Staat resp. der Nationalstaat ist als Produkt der Ge-
sellschaft auf einer bestimmten Entwicklungsstufe zu be-
trachten. Die Gesellschaft schafft den Staat als eine sub-
ordinierte, ihren Zwecken dienende Organisationsform. Die
ursprüngliche Subordination transformierte sich nach und
nach in eine Präordination.
 
• Mit der Verlagerung von Entscheidungsbefugnissen auf die
unteren Subsysteme nach dem Subsidiaritätsprinzip, bedarf
es weniger der Staatsmacht in ihrer heutigen Form. Mit sei-
nem bürokratischen Apparat ist der Staat ein Hindernis für
die Verwirklichung der Idee der Demokratie als Lebensform.
 
• Der Staat stellt die wichtigste Bedingung für das Funktio-
nieren der Demokratie als Herrschaftsform dar. Während die
Demokratie als Herrschaftsform ohne den Staat nicht denkbar
ist, ist Demokratie als Lebensform innerhalb des Staates,
so wie wir ihn heute vorfinden, nicht realisierbar.
 
• Soziale Macht ist nicht mit politischer Macht identisch.
Die heutige Gesellschaft braucht neue Modelle der sozialen
Lenkung, die kein Element des staatlichen Zwangs enthalten.
Dies bedeutet nicht den Staat mit Zwang und Gewalt zu zer-
stören, vielmehr geht es darum, Zwang und Gewalt als Mittel
zur Aufrechterhaltung der sozialen Ordnung zu verneinen.
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• Der Nationalstaat ist als politische Organisationsform mit
dem Aufkommen des Kapitalismus entstanden. Die mittelalter-
liche Zersplitterung von Territorien, die den freien Handel
verhinderte, stand dem neuen System als Hindernis gegen-
über. Der Nationalstaat ist Produkt des Wandels der Produk-
tionsweise.
 
• Die Nation ist eine politische Willensgemeinschaft, die die
Bevölkerung eines bestimmten Territoriums umfaßt, unabhän-
gig von deren ethnokulturellen Zusammensetzung. Die Vorprä-
gungen durch gemeinsame Abstammung, Sprache, Kultur und Ge-
schichtsbewußtsein sind keinesfalls Hauptkriterien der Na-
tionsbildung. Die Nation ist eine Willens- keine bloße
Herkunftsgemeinschaft.
 
• Die Absolutsetzung des Nationalstaates als einzig gültigen
Rahmen politischer Ordnung, als die optimale politische Or-
ganisationsform, zu der es keine adäquate Alternative gibt,
ist die Quelle des Nationalismus.
 
• In seiner geschichtlichen Entwicklung wurde der National-
staat einer dialektischen Metamorphose unterworfen. Defi-
niert als integrationsstiftende Organisationsform hinsicht-
lich kleineren Subsystemen, verkörpert der Nationalstaat in
sich die Dialektik von Wachstum und Auflösung.
 
• Der Nationalstaat verkörpert in sich gleichzeitig histori-
schen Fortschritt und historischen Rückschritt. Historisch
war die Nation gegenüber den zahlreichen Königreichen und
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Fürstentümern ein Fortschritt. An einem bestimmten Punkt
der Entwicklung entwickelt sich der Nationalstaat zu seinem
Gegenteil, zum Hindernis der weiteren Integration.
 
• Die Menschen leben heute nicht mehr in einer nationalen,
sondern einerseits in einer regionalen und andererseits in
einer globalen Schicksalsgemeinschaft. Die heutige globale
„Gesellschaftswelt“ ist durch neue Interessen konditionert,
die nicht mit den nationalstaatlichen Interessen identisch
sind.
 
• Die Weltgesellschaft bedarf einer Weltinnenpolitik als Al-
ternative der klassischen Außenpolitik der Nationalstaaten.
Die grenzüberschreitenden Probleme lassen sich nicht mit
einer Summe unkoordinierter nationalen Politiken lösen. Die
Weltinnenpolitik entspricht der neuen Realität der Weltge-
sellschaft.
 
• Die menschliche Gesellschaft existierte lange bevor es
Staaten, resp. Nationalstaaten gab, und sie wird lange nach
deren Auflösung existieren, so daß die „Ära der National-
staaten“ nur eine Episode im Laufe der Geschichte sein
wird. Der Nationalstaat ist als politische Organisations-
form Relikt und Auslaufmodell. Nachdem er seine geschicht-
liche Funktion erfüllt hat, stirbt er langsam ab.
 
• Die Theorie des Absterbens des Staates und das konkrete Ab-
sterben des Nationalstaates stehen im engen Zusammenhang
miteinander. So wie die Gesellschaft sich von der entfrem-
detetn Macht des Staates emanzipiert, so befreit sich die
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neue Weltgesellschft von den engen Rahmen der Nationalstaa-
ten.
 
• Die nationalstaatliche Souveränität ist nach außen wie nach
innen begrenzt. Die heutigen Nationalstaaten sind nicht nur
durch den Informationsfluß, sondern auch materiell mitein-
ander so vernetzt, daß ihr Spielraum nach außen sehr gering
ist. Die Souveränität nach innen ist durch die mehr oder
weniger autonomen Teilsysteme der Gesellschaft begrenzt.
 
• Die Ära der modernen Kommunikationsmittel relativiert die
räumliche Distanz, in der die Menschen, Völker oder ganze
Kulturen seit Jahrhunderten lebten. Mit dem Übergang von
der Industriegesellschaft zur Informationsgesellschaft ver-
liert das Staatsgebiet seine frühere Qualität als Wirkungs-
feld souveräner Herrschaft.
 
• Der Nationalstaat wird immer mehr zum Hindernis der kapita-
listischen Entwicklung. Die kapitalistische Wirtschaft ist
produkt- und nicht gebietsorientiert; nationalstaatliche
territoriale Ansprüche sind obsolet geworden. Die Rivalität
der Produktionseinheiten ist deutlicher ausgeprägt als die
Rivalität der Nationalökonomien.
• Der Nationalstaat steht unter dem Druck, soziale Stabili-
sierung zu gewährleisten, und gleichzeitig durch Konsoli-
dierung des Staatshaushaltes, seine Wettbewerbsfähigkeit zu
erhöhen. Die Unfähigkeit des Nationalstaates, beide Aufga-
ben zu lösen, zwingt ihn, Teil seiner Kompetenzen nach oben
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auf eine supranationale und nach unten auf eine regionale
Ebene zu verlagern.
 
• Die Globalisierung und die Regionalisierung sind zwei mit-
einander kompatible Prozesse, die parallel verlaufen kön-
nen. Der Nationalstaat ist einerseits „zu klein“, um die
globalen Probleme mit seinen begrenzten Ressourcen zu lö-
sen; andererseits ist er „zu groß“, um den spezifischen re-
gionalen Interessen adäquat entgegenzukommen.
 
• Die abnehmende Effizienz des Nationalstaates als adäquate
politische Organisationsform der Industriegesellschaft
spiegelt sich in seiner Unfähigkeit, Wachstum und Vollbe-
schäftigung in den engen nationalstaatlichen Rahmen zu ge-
währleisten, wieder.
 
• Die regulatorische Funktion des Nationalstaates wird zuneh-
mend durch ein supranationales System der Selbstregulierung
der privaten Akteure ersetzt. Die transnationalen Konzerne
sind in ihrer Wirtschaftskraft vielen Nationalstaaten oder
gar Staatengruppen deutlich überlegen. Der alte historische
Begriff der Nationalökonomie wird allmählich durch den Be-
griff der Weltökonomie ersetzt.
 
• Die wirtschaftliche Globalisierung hat ihre höchste Stufe
an den Geld- und Finanzmärkten erreicht. Die Konjunktur ei-
nes einzigen Leitwährungslandes beeinflußt das weltweite
Wirtschftssystem. Eine geschlossene Nationalökonomie mit
autonomer Geldpolitik in ihrer früheren Form ist nicht mehr
möglich.
237
• Die Transnationalisierung der Produktion, die Globalisie-
rung der Finanzmärkte und die Internationalisierung des In-
formationsmarktes sind weltweite Vorgänge, die sich der
Einflußmöglichkeiten des Nationalstaates entziehen. In der
Zeit der Globalisierung, verstanden als Prozeß der territo-
rialen Entgrenzung vormals getrennter nationaler Produkt-
und Kapitalmärkte, verliert der Nationalstaat an Steue-
rungskapazität.
 
• Eine Art „europäische Nation“ kann sich als Willensgemein-
schaft der Bürger Europas konstituieren. Erst dann, wenn
der einzelne Bürger sich von seinem traditionellen Nations-
zugehörigkeitsgefühl befreit, in dem er die Vorteile einer
supranationalen Gemeinschaft erkennt, die ihm gleichzeitig
erlaubt, seine regionale Identität zu bewahren, kann man
ein „Europa der Bürger“ als Finalität des Integrationspro-
zesses realisieren.
 
• In einem supranationalen System werden sich die Bürger
stärker nach sozialen Interessen und nicht nach Nationali-
tätenmerkmalen gruppieren und identifizieren. Diese Art der
Identifizierung unterscheidet sich von der egoistischen
Konzeption individueller Identität als „Marktbürger“ oder
vom Konzept der nationalen Identität, mit ihrer ständigen
Suche nach Vorteilen gegenüber dem Nachbarland.
 
• Der komplizierte Transformationsprozeß, der sich in den Na-
tionalstaaten Osteuropas vollzogen hat, stellt in seinem
Wesen eine Systemtransformation, einen Übergang von einem
alten zu einem neuen qualitativen Zustand des Systems dar.
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Dabei sind nicht nur die einzelnen Elemente, sondern die
Struktur selbst betroffen.
 
• Die Neugründung von Nationalstaaten in Osteuropa ist keine
Bestätigung der These einer angeblichen Renaissance der
Idee des Nationalstaates. Die Tatsache, daß die Mehrheit
dieser Staaten eine mit Souveränitätsverlust verbundene
Mitgliedschaft in die EU anstreben, spricht dafür, daß der
Nationalstaat in Osteuropa kein Ziel an sich ist.
 
• Der europäische Einigungsprozeß ist entscheidend vom poli-
tischen Allgemeininteresse geprägt, die weltpolitisch si-
gnifikante Stellung Europas wieder herzustellen. Keiner
der traditionellen europäischen Nationalstaaten ist allein
in der Lage, sich im Weltmaßstab als Einflußfaktor zu eta-
blieren.
 
• Die nationalstaatlichen Interessen stellen ein Hindernis
auf dem Wege der Realisierung der Europa-Idee dar, in dem
sie sehr oft dem europäischen Allgemeininteresse wider-
sprechen. Um Europa funktionsfähig zu gestalten, müssen
die Nationalstaaten auf die heilige Souveränität als we-
sentlicher Identifikationsfaktor der nationalstaatlichen
Konstruktion verzichten.
 
• Die Überwindung der nationalstaatlichen Souveränität ist
die Voraussetzung für die weitere Entwicklung in Richtung
einer neuen, dezentralisierten, föderalen Ordnung Europas.
Die Transformation Europas stellt ein Übergang von einer
Vertragsgemeinschaft zu einer Verfassungsgemeinschaft dar.
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Am Ende entsteht weder ein Staatenbund, noch ein Staaten-
verbund, sondern vielmehr eine Föderation neuer Art.
 
• Eine Föderation neuer Art bedeutet gleichberechtigte Parti-
zipation verschiedener Subsysteme der Gesellschaft: Indivi-
duum, Familien, Interessengruppen, Gemeinden, Regionen und
Staaten mit abnehmender Koordinierungsfunktion. Föderalis-
mus ist ein dynamisches Prinzip, das alle Bereiche mensch-
licher Tätigkeit umfaßt: nach oben schafft es einen neuen
politischen Rahmen, nach unten bringt es neue soziale,
wirtschaftliche und kulturelle Strukturen hervor.
 
• Wenn die politische Identität eines Volkes nicht mehr in
einem Nationalstaat alter Prägung gefunden werden kann,
dann muß Europa eine Konstruktion anstreben, in der die
Vielfalt der regionalen und nationalen Identitäten berück-
sichtigt werden, eine Einheit in Vielfalt. Dazu benötigt
man eine Verfassung, die die Macht des zentralen Staates
stark beschränkt zugunsten regionaler Subsysteme.
 
• Eine neue föderal organisierte supranationale Einheit steht
nicht entfremdet der Vielfalt der Regionen gegenüber. Wäh-
rend die Homogenität eines Nationalstaates die freie Ent-
faltung der Eigenartigkeit der Regionen verhindert, tole-
riert eine Föderation neuer Art diese Vielfalt und mittels
einer neuen subsidiären Struktur übernimmt sie nur solche
Funktionen, die die unteren Ebenen nicht selbst übernehmen
können.
 
240
• Zwischen der Transformation des Nationalstaates und der In-
tegrationsdynamik der EU besteht eine Wechselbeziehung.
Beide Prozesse determinieren sich gegenseitig: Je schneller
sich der Nationalstaat transformiert, seine bisherige Domi-
nanz aufgibt und am Ende abstirbt, desto stärker beschleu-
nigt sich der Integrationsprozeß, dessen Ziel ein suprana-
tionales Gebilde ist (a political new actor). Umgekehrt be-
wirkt eine bewußte Beschleunigung ein schnelleres Ende der
europäischen Nationalstaaten.
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04 Kurzfassung der Dissertation
Vom Absterben des Nationalstaates als Determinante europäischer Einigung oder
das Ende nationalstaatlicher Souveränität
Zwischen der Transformation des Nationalstaates und der Integrationsdynamik der EU
besteht eine direkte Beziehung. Beide Prozesse determinieren sich gegenseitig: Je
schneller sich der Nationalstaat transformiert, seine bisherige Dominanz aufgibt und am
Ende abstirbt, desto größer wird die Beschleunigung des Integrationsprozesses, dessen
Ziel ein supranationales Gebilde ist. Umgekehrt bewirkt eine bewußte Beschleunigung
der Integration ein schnelleres Ende der europäischen Nationalstaaten. Die Überwin-
dung der anachronistischen, nationalstaatlichen Souveränität ist die Voraussetzung für
die weitere Entwicklung in Richtung einer neuen, dezentralisierten, föderalen Ordnung
für Europa. Die Transformation Europas stellt ein Übergang von einer Vertragsgemein-
schaft zu einer Verfassungsgemeinschaft dar. Am Ende entsteht eine Föderation neuer
Art. Föderalismus wird hierbei als ein dynamisches Prinzip verstanden, das alle Berei-
che menschlicher Tätigkeit umfaßt. Nach oben schafft es einen neuen politischen Rah-
men, nach unten entstehen neue soziale, wirtschaftliche und kulturelle Strukturen.
On the (process of) dying of the nation-state as a determinant of European Unifica-
tion or the end of the national souvereignty
There is a direct relationship between the transformation of the nation-state and the
integration dynamics of the European Union. Both processes are mutually determined:
the faster the nation-state is being transformed and the faster it loses its present domi-
nance and dies in the end, the larger becomes the acceleration of the process of integra-
tion, which ultimate goal is the creation of a supranational entity. Alternatively, a con-
scious acceleration of the integration causes a faster eradication of the European nation-
states. The overcoming of the anachronistic, national sovereignty is the precondition for
the further development towards a new, decentralized, federal order in Europe. The
transformation of Europe represents a transition from a contract community to a con-
stitutional community. In the end, a federation of new kind is formed. The federalism
should be understood here as a dynamic that covers all areas of human activity. It cre-
ates a new political framework upward, and develops new social, economic and cultural
structuresdownward.
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